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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Einführung 
des deutschen Rechts auf dem Gebiete 
der Steuern, Zölle und Finanzmonopole im 
Saarland 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 204. Sitzung am 17. April 1959 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf wie 
aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Die Bundesregierung schließt sich der Ansicht des Bundesrates 
an, daß die Änderungsanträge des Saarlandes, zu denen der 
Bundesrat in Anbetracht der Eilbedürftigkeit keine Stellung 
nehmen konnte, im weiteren Gang des Gesetzgebungsverfah- 
rens noch sorgfältig zu prüfen sind. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Einführung des deutschen Rechts auf dem Gebiete 
der Steuern, Zölle und Finanzmonopole im Saarland 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER TEIL 

Allgemeine Grundsätze 
Allgemeines Abgabenrecht 

§ 1 

Allgemeine Grundsätze 

(1) Mit dem Ablauf der Übergangszeit nach Arti- 
kel 3 des Saarvertrages vom 27. Oktober 1956 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 1587) tritt im Saarland das im 
übrigen Bundesgebiet geltende Steuerrecht, Zoll- 
recht und das Recht der Finanzmonopole (einschließ- 
lich des Verfahrensrechts, des Organisationsrechts, 
des Rechts der Finanzgerichtsbarkeit und des 
Steuerstrafrechts), über das der Bund die aus- 
schließliche oder konkurrierende Gesetzgebung hat, 
in Kraft, soweit nicht etwas anderes bestimmt wird. 

(2) Das im Saarland geltende Steuerrecht, Zoll- 
recht und Recht der Finanzmonopole tritt, soweit es 
nicht nach Absatz 1 außer Kraft tritt, mit dem Ab- 
lauf der Übergangszeit außer Kraft, wenn es Gegen- 
stände betrifft, für die 

1. der Bund die ausschließliche Gesetzgebung 
hat oder 

2. der Bund die konkurrierende Gesetzgebung 
hat und von seinem Gesetzgebungsrecht 
Gebrauch gemacht hat. 

Dies gilt nicht, soweit etwas anderes bestimmt wird. 

(3) Auf Abgabenansprüche, die vor dem ‘Ablauf 
der Übergangszeit entstanden sind, ist das bis dahin 
im Saarland geltende Recht anzuwenden, soweit 
nicht etwas anderes bestimmt wird; dabei sind die 
Beträge nach dem amtlichen Umrechnungskurs am 
Tage nach Ablauf der Übergangszeit (Eingliede- 
rungstag) auf Deutsche Mark umzustellen. 

§ 2 

Finanzgerichtsbarkeit 

(1) Bis zum Inkrafttreten einer bundeseinheit- 
lichen Regelung der Finanzgerichtsbarkeit bleibt die 
saarländische Finanzgerichtsordnung vom 15. Mai 
1951 (Amtsblatt des Saarlandes S. 660) in Kraft, so- 
weit sie nicht mit dem Gesetz über Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Finanzgerichtsbarkeit vom 22. Okto- 
ber 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1746) in Widerspruch 
steht. 


(2) Das Oberverwaltungsgericht des Saarlandes 
entscheidet noch über diejenigen Rechtsmittel in 
Steuersachen, die im Zeitpunkt des Ablaufs der 
Übergangszeit bei ihm anhängig sind. 

§ 3 

Steuerberatung 

Das Gesetz Nr. 551 über die Errichtung der Kam- 
mer der Steuerberater und Helfer in Steuersachen 
für das Saarland sowie deren Ehren- und Berufs- 
gerichtsbarkeit vom 20. Dezember 1956 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1661) sowie die Verordnung über 
die Zulassung von Steuerberatern und Helfern in 
Steuersachen vom 30. Juli 1949 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 779) in der Fassung der Verordnung zur 
Änderung der Verordnung über die Zulassung von 
Steuerberatern und Helfern in Steuersachen vom 

30. Juli 1949 (Amtsblatt des Saarlandes S. 779) vom 

31. Mai 1951 (Amtsblatt des Saarlandes S. 923) blei- 
ben bis zu einer bundesgesetzlichen Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Steuerberater und Helfer in 
Steuersachen in Kraft. 

§ 4 

Steuersäumnisgesetz 

Das Steuersäumnisgesetz vom 24. Dezember 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1271) in der Fassung des 
Zweiten Gesetzes zur vorläufigen Neuordnung von 
Steuern vom 20. April 1949 (WiGBl. S. 69) ist auf 
Steuerzahlungen anzuwenden, die nach Ablauf der 
Übergangszeit fällig werden. 

ZWEITER TEIL 

Zölle 

§ 5 

Freigut und Zollgut 

(1) Waren, die sich beim Ablauf der Übergangs- 
zeit im Saarland befinden, sind zollrechtlich Freigut, 
soweit nicht in Absatz 2 etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Zollgut sind 

1. Waren, die sich beim Ablauf der Über- 
gangszeit im Saarland nach dem bis dahin 
dort geltenden Recht nicht im freien Ver- 
kehr befinden; 

2. Waren, die sich beim Ablauf der Über- 
gangszeit im Saarland auf' der Durchfuhr 
von Frankreich in den übrigen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes befinden; 
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3. Waren der Nummern 27.10, 27.11 und 27.14 
des Deutschen Zolltarifs, die vor dem Ab- 
lauf der Übergangszeit zu einem verwen- 
dungsbedingten Vorzugssteuersatz versteu- 
ert worden sind. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen ist ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates 

1. nähere Bestimmungen über die Gestellung 
und Anmeldung des in Absatz 2 genannten 
Zollgutes zu treffen; 

2. die Überleitung des zu einem vorläufigen 
Zollverfahren des französischen Rechts 
(Regimes douaniers suspensifs) abgefertig- 
ten Zollgutes in ein vorläufiges Zollver- 
fahren des deutschen Rechts zu regeln. Er 
kann hierbei Ausnahmen von den Vor- 
schriften über vorläufige Zollverfahren zu- 
lassen und bestimmen, daß in einzelnen 
Fällen auch Ausnahmen im Verwaltungs- 
wege zugelassen werden können. 

(4) Soweit auf Grund des Absatzes 3 Nr. 2 Zoll- 
gut in ein Zollvormerkverfahren übergeleitet wird, 
entsteht mit dem Ablauf der Übergangszeit eine be- 
dingte Zollschuld. 

§ 6 

Zollbefreiungen 

(1) Einfuhrzoll wird nicht erhoben 

1. von dem in § 5 Abs. 2 Nr. 1 genannten 
Zollgut, soweit es unmittelbar aus dem freien 
Verkehr des übrigen Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes in das Saarland verbracht 
worden ist, es sei denn, daß bei der Aus- 
fuhr eine Zollvergütung nach der Anmer- 
kung 8 zu Tarifnr. 27.10 des Deutschen 
Zolltarifs gewährt worden ist; 

2. von Zollgut, das sich im Saarland im freien 
Verkehr befunden hat und von dort vor 
Ablauf der Übergangszeit unmittelbar in 
den übrigen Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes verbracht worden ist. Im Zollvor- 
merkverkehr fällt die bedingte Zollschuld 
für dieses Zollgut mit Ablauf der Über- 
gangszeit weg; 

3. von dem in § 5 Abs. 2 Nr. 3 genannten 
Zollgut, wenn der früher begünstigte Ver- 
wendungszweck nach dem deutschen Zoll- 
recht nicht zollbegünstigt ist, jedoch nur 
für die Menge, die innerhalb eines Monats 
nach dem Ablauf der Übergangszeit ord- 
nungsgemäß nach den früheren Bestimmun- 
gen verbraucht wird. 

(2) § 69 Abs. 1 Nr. 38 bis 41 des Zollgesetzes vom 
20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 529) gilt sinn- 
gemäß für Waren, die vor Ablauf der Übergangs- 
zeit unmittelbar aus dem freien Verkehr des Saar- 
landes nach Frankreich oder nach einem dritten 
Land verbracht worden sind. 


§ 7 

Kontingentswaren 

(1) Waren, die im Rahmen der in Artikel 63 des 
Saarvertrages vorgesehenen zolltariflichen Kontin- 
gente auf Grund Artikel 63 Abs. 2 des Saarvertra- 
ges in das Saarland eingeführt werden und zum 
Verbleib im Saarland bestimmt sind (Kontingents- 
waren), werden unter Zollfreischreibung zum freien 
Verkehr abgefertigt. Das Nähere bestimmt der Bun- 
desminister der Finanzen durch Rechtsverordnung. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung anordnen, daß die folgenden 
Kontingentswaren zur Überwachung ihres Verbleibs 
im Saarland zum Zollsicherungsverkehr abgefertigt 
werden: 

1. Kontingentswaren, deren Verbleib im Saar- 
land mit Rücksicht auf zwischenstaatliche 
Verpflichtungen sichergestellt werden muß; 

2. die in der Anlage 21 zum Saarvertrag ge- 
nannten Kontingents waren; 

3. Kontingentswaren, deren bestimmungs- 
widrige Verbringung aus dem Saarland in 
den übrigen Geltungsbereich dieses Geset- 
zes die dort ansässigen Erzeuger, Verarbei- 
ter oder Händler gleichartiger oder unmit- 
telbar konkurrierender Waren ernsthaft 
schädigt oder zu schädigen droht. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen 
Rechtsverordnungen bedürfen nicht der Zustimmung 
des Bundesrates. 

(4) Die zur Abfertigung der Kontingentswaren be- 
fugten Zollstellen werden durch Verwaltungsvor- 
schrift bestimmt. 

§ 8 

W affengebrauch 

Mit dem Ablauf der Übergangszeit nach Artikel 3 
des Saarvertrages tritt im Saarland das Gesetz über 
den Waffengebrauch des Grenzaufsichtspersonals 
der Reichsfinanzverwaltung vom 2. Juli 1921 
(Reichsgesetzbl. S. 935) in der Fassung des Arti- 
kels II des Gesetzes zur Änderung der Reichs- 
abgabenordnung und des Waffengebrauchsgesetzes 
vom 24. März 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 235) in Kraft. 

DRITTER TEIL 

Verbrauchsteuern und Finanzmonopole 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeines 

§ 9 

Die Steuerschuld für verbrauchsteuerbare Waren, 
die sich beim Ablauf der Übergangszeit im Saarland 
befinden, richtet sich für Zollgut (§ 5 Abs. 2) nach 
den bei der Einfuhr in das Erhebungsgebiet, für 
Freigut nach den bei der Herstellung im Erhebungs- 
gebiet geltenden Vorschriften der Verbrauchsteuer- 
gesetze, soweit nicht etwas anderes bestimmt wird. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Tabaksteuer 

§ 10 

Überleitungsvorschriften 

(1) § 4 Abs. 2 und 3 und § 81 Abs. 1 Satz 1 des 
Tabaksteuergesetzes vom 6. Mai 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 169) in der geltenden Fassung gelten 
im Saarland mit der Maßgabe, daß die Berechtigun- 
gen den Herstellern zustehen, die im Kalenderjahr 
1957 Tabakwaren im Saarland hergestellt haben. 

(2) Die saarländischen Hersteller von Zigaretten, 
Zigarren und Rauchtabak erhalten die Steuererleich- 
terung nach der Verordnung über Steuererleichte- 
rungen für eingeführte saarländische Tabakerzeug- 
nisse vom 27. Juli 1957 (Bundesanzeiger vom 
1. August 1957 Nr. 145 S. 1) auch nach dem Ablauf 
der Übergangszeit für die vorher in das übrige 
Bundesgebiet eingeführten Erzeugnisse. 

§ 11 

Behandlung des französischen Rohtabaks 

(1) Rohtabak, der seinen Ursprung im Währungs- 
gebiet des französischen Franken hat und sich beim 
Ablauf der Übergangszeit im Besitz der Inhaber 
saarländischer Herstellungsbetriebe oder im Besitz 
des Saarlandes auf saarländischem Gebiet befindet, 
gilt tabaksteuerrechtlich als Inlandstabak, soweit er 
innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren in 
einem saarländischen Herstellungsbetrieb zur Her- 
stellung von Zigaretten oder von Feinschnitt ver- 
wendet wird. 

(2) Auf Antrag des Besitzers des Rohtabaks stellt 
die Oberfinanzdirektion Saarbrücken durch schrift- 
lichen Bescheid fest, ob der Rohtabak seinen 
Ursprung im Währungsgebiet des französischen 
Franken hat und sich beim Ablauf der Übergangs- 
zeit im Besitz des Inhabers eines saarländischen 
Herstellungsbetriebes oder im Besitz des Saarlandes 
auf saarländischem Gebiet befunden hat. 

§ 12 

Tabakwaren im Handel 

(1) Für Zigaretten, Zigarren und Rauchtabak, die 
sich beim Ablauf der Übergangszeit mit Verschluß- 
marken der saarländischen Tabak- und Zündwaren- 
regie im Saarland im Handel oder auf dem Wege 
zum Handel befinden, gelten das Tabaksteuergesetz 
und die Durchführungsbestimmungen zum Tabak- 
steuergesetz nicht. 

(2) Für Zigarettenhüllen, die sich beim Ablauf der 
Übergangszeit im Saarland im freien Verkehr befin- 
den, gelten das Tabaksteuergesetz und die Durch- 
führungsbestimmungen zum Tabaksteuergesetz erst 
nach Ablauf von drei Monaten nach diesem Zeit- 
punkt. 

§ 13 

Freisteuerzeichen 

(1) Die Inhaber der im Saarland gelegenen Her- 
stellungsbetriebe für Zigaretten, für Zigarren imd 


für Rauchtabak erhalten auf Antrag unentgeltlich 
besonders gekennzeichnete Steuerzeichen (Frei- 
steuerzeichen) im Wert von einem Sechstel des 
Wertes, den ihr Umsatz an diesen Erzeugnissen 
durch Lieferungen an die saarländische Tabak- und 
Zündwarenregie und an das französische Tabak- 
monopol im Kalenderjahr 1957 oder im Kalender- 
jahr 1958 hatte. Wenn der Betriebsinhaber nicht 
etwas anderes beantragt, ist der Wertberechnung 
das Kalenderjahr 1958 zugrunde zu legen. 

(2) Der Wert der Freisteuerzeichen richtet sich 
für die Anrechnung auf das Wertkontingent bei 
Zigarren nach der Steuerklasse A 5, bei Zigaretten 
nach der Steuerklasse B 2, bei Feinschnitt nach der 
Steuerklasse C 2, bei Kau-Feinschnitt nach der 
Steuerklasse C 5, bei Pfeifentabak nach der Steuer- 
klasse D 6 und bei Strangtabak nach der Steuer- 
klasse D 3 des § 3 Abs. 1 des Tabaksteuergesetzes, 

(3) Die Betriebsinhaber sind berechtigt, die In- 
halts- und Preisangaben der Freisteuerzeichen zu 
bestimmen. Die Vorschriften des Tabaksteuer geset- 
zes und der Durchführungsbestimmungen zum 
Tabaksteuergesetz über die Kleinverkaufspreise, die 
Größe und die Bezeichnung der Packungen und die 
Höchstgrenzen des Stückgewichts gelten für die mit 
Freisteuerzeichen versehenen Erzeugnisse nicht. 
Soweit sie zu Kleinverkaufspreisen, die in § 3 des 
Tabaksteuergesetzes nicht vorgesehen sind, oder in 
tabaksteuerrechtlich nicht zugelassenen Packungen 
abgegeben werden oder soweit die Stückgewichte 
der Erzeugnisse den tabaksteuerrechtlich vorge- 
sehenen Höchstgrenzen nicht entsprechen, dürfen sie 
im Kleinhandel nur im Saarland abgesetzt werden; 
werden solche Erzeugnisse im Handel des übrigen 
Bundesgebietes angetroffen, so unterliegen sie der 
Sicherstellung nach § 200 der Reichsabgabenordnung. 

(4) Die Hersteller dürfen die Freisteuerzeichen 
nur innerhalb eines Jahres nach dem Ablauf der 
Übergangszeit zum Versteuern von Zigaretten, 
Zigarren und Rauchtabak verwenden. Verzichten sie 
auf die Freisteuerzeichen oder geben sie Freisteuer- 
zeichen innerhalb dieser Frist zurück, so erhalten 
sie eine Vergütung. Die Höhe der Vergütung und 
die Höhe einer Erstattung der Tabaksteuer für mit 
Freisteuerzeichen versehene Packungen (§ 79 des 
Tabaksteuergesetzes) richten sich nach den nach Ab- 
satz 2 maßgebenden Steuerwerten. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen ist ermäch- 
tigt, zur Durchführung der Absätze 1 bis 4 durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundes- 
rates die Form, den Bezug und die Verwendung 
der Freisteuerzeichen zu regeln, 

§ 14 

Befreiung von der Rohtabaksteuer 

Die Inhaber der im Saarland gelegenen Herstel- 
lungsbetriebe für Kautabak sind von der Rohtabak- 
steuer (§ 76a des Tabaksteuergesetzes) bis zu einem 
Steuerbetrage befreit, der dem Wert eines Sechstels 
des Umsatzes entspricht, den sie im Kalenderjahr 
1957 oder im Kalenderjahr 1958 durch Lieferungen 
von Kautabak an die saarländische Tabak- und 
Zündwarenregie hatten. Wenn der Betriebsinhaber 
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nicht etwas anderes beantragt, ist der Wertberech- 
nung das Kalenderjahr 1958 zugrunde zu legen. Die 
Hersteller können innerhalb eines Jahres nach dem 
Ablauf der Übergangszeit auf die Steuerbefreiung 
verzichten und die Auszahlung eines ihrem Wert 
entsprechenden Betrages beantragen. 

§ 15 

Entschädigungen 

Der Bundesminister der Finanzen ist ermächtigt, 
zur Erleichterung der Umstellung des saarländischen 
Tabakgewerbes auf die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Bundes durch Rechtsverordnung ohne Zustim- 
mung des Bundesrates 

1. die Gewährung von Entschädigungen für Ver- 
packungsmaterial für Tabakerzeugnisse zu 
regeln, das durch die Einführung des Tabak- 
steuerrechts unverwendbar geworden ist, und 
diese Entschädigung auf die nach den Be- 
triebsverhältnissen angemessene Menge an 
Verpackungsmaterial zu beschränken; 

2. Entschädigungen für den Umbau von Packungs- 
automaten, die sich bereits am 1. Januar 1958 
im saarländischen Betrieb des Herstellers be- 
funden haben und nach der Einführung des 
Tabaksteuerrechts unverändert nicht mehr 
verwandt werden können, zu gewähren und 
dafür Pauschsätze festzusetzen; 

3. das Verfahren zur Durchführung der Num- 
mern 1 und 2 zu regeln und den Berechtigten 
Meldepflichen aufzuerlegen. 

§ 16 

Umstellungsbeihilfe 

(1) Die Inhaber der im Saarland gelegenen Her- 
stellungsbetriebe für Zigaretten, für Zigarren, für 
Rauchtabak und für Kautabak, die diese Erzeug- 
nisse im Kalenderjahr 1958 für die saarländische 
Tabak- und Zündwarenregie hergestellt haben, er- 
halten wegen der Auflösung der Regie auf Antrag 
eine Umstellungsbeihilfe. Der Antrag kann inner- 
halb eines Jahres nach dem Ablauf der Übergangs- 
zeit gestellt werden, Voraussetzung für die Umstel- 
lungsbeihilfe ist, daß 

1. der Herstellungsbetrieb, mindestens jedoch 
die für seine technische Fortführung wesent- 
liche Einrichtung, und außerdem die für 
seine wirtschaftliche Fortführung wesent- 
lichen immateriellen Werte an Personen 
veräußert werden, die mit Personen, für 
deren Rechnung der Betrieb ganz oder teil- 
weise geführt worden ist, weder verheira- 
tet noch in auf- oder absteigender Linie 
verwandt oder verschwägert sind, oder 

2. ein Zustand geschaffen worden ist, der eine 
Fortführung des Herstellungsbetriebes und 
eine Wiederaufnahme der Herstellung der 
Erzeugnisse dieses Betriebes unmöglich 
macht. 

(2) Die Umstellungsbeihilfo wird nicht gewährt, 
wenn der Betrieb ganz oder teilweise für Rechnung 
einer Person geführt wird, für deren Rechnung ganz 


oder teilweise ein Herstellungsbetrieb für Tabak- 
erzeugnisse im übrigen Bundesgebiet geführt wird. 

(3) Die Umstellungsbeihilfe ist nach näherer Be- 
stimmung (Absatz 6) zurückzuzahlen, wenn sich eine 
Person, für deren Rechnung der Betrieb ganz oder 
teilweise geführt worden ist, innerhalb von zwei 
Jahren nach Auszahlung der Umstellungsbeihilfe an 
einem Unternehmen beteiligt, das den Betrieb fort- 
führt oder die Herstellung der Erzeugnisse (Sorten 
und Marken) des Betriebs übernommen hat. 

(4) Werden die Herstellungsbetriebe, an deren 
Inhaber eine Beihilfe gezahlt ist, für Rechnung ande- 
rer Personen weitergeführt, so erhalten die Her- 
steller für die in diesen Betrieben hergestellten Er- 
zeugnisse keine Steuererleichterung nach den 
§§ 81 bis 88 des Tabaksteuergesetzes. Ebenso erhal- 
ten die Hersteller keine Steuererleichterung, deren 
Herstellungsbetriebe überwiegend auf der wirt- 
schaftlichen Grundlage von Betrieben beruhen, 
deren Inhaber Umstellungsbeihilfen erhalten haben. 

(5) Die Höhe der Umstellungsbeihilfe beträgt in 
Vomhundertsätzen des nach den §§ 13 und 14 maß- 
gebenden Umsatzwertes 

vom Hundert vom Umsatzwert 

30 bis 500 000 DM 

20 über 500 000 DM bis 1 Million DM 

15 über 1 Million DM bis 3 Millionen DM 

10 über 3 Millionen DM bis 5 Millionen DM 
5 über 5 Millionen DM. 

(6) Der Bundesminister der Finanzen ist ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates die Zurückzahlung der Umstellungs- 
beihilfe nach Absatz 3 zu begrenzen und das Ver- 
fahren zu regeln. 

DRITTER ABSCHNITT 
Biersteuer 

§ 17 

Staffelsätze 

Bei der Bemessung der Biermenge, die nach § 3 
Abs. 1 des Biersteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. März 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 149) für die Berechnung der Biersteuer 
maßgebend ist, werden in dem beim Ablauf der 
Übergangszeit laufenden Rechnungsjahr die bis zum 
Ablauf der Übergangszeit erzeugten Biermengen im 
Saarland nicht berücksichtigt. 

§ 18 

Reinheitsgebot 

Bier, das vor dem Ablauf der Übergangszeit 
unter Verwendung anderer als der in § 9 Abs. 1 
bis 3 und 9 des Biersteuergesetzes genannten Stoffe 
im Saarland hergestellt war, darf, sofern seine Her- 
stellung nach den bis dahin im Saarland geltenden 
Vorschriften zulässig war, noch innerhalb von drei 
Monaten nach dem Ablauf der Übergangszeit in 
Verkehr gebracht werden. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Kohlenabgabe 

§ 19 

Das Gesetz zur Förderung des Bergarbeiterwoh- 
nungsbaus im Kohlenbergbau vom 23. Oktober 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 865) in der geltenden Fassung 
mit den dazu ergangenen Durchführungsbestim- 
mungen tritt im Saarland nicht in Kraft. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Süßstoff 

§ 20 

Süßstoff, zu dessen Herstellung oder Einfuhr nicht 
eine den Bestimmungen des Süßstoffgesetzes vom 

1. Februar 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 111) in der zur 
Zeit geltenden Fassung entsprechende Erlaubnis 
erteilt worden ist, darf im Saarland noch innerhalb 
von drei Monaten nach dem Ablauf der Übergangs- 
zeit abgesetzt oder in den Verkehr gebracht wer- 
den, sofern seine Beschaffenheit den im Saarland 
bis zum Ablauf der Übergangszeit geltenden Be- 
stimmungen entspricht. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Branntweinmonopol 

§ 21 

Ausschluß von Bundes redit 
mit begrenztem Geltungsbereich 

Von dem im Bundesgebiet geltenden Recht der 
Finanzmonopole werden im Saarland nicht in Kraft 
gesetzt 

1. das Landesgesetz des Landes Baden zur 
Änderung des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol vom 23. November 1948 (Badisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt 1949 S. 2), 

2. die Landesverordnung des Landes Rheinland- 
Pfalz über die Änderung des Gesetzes über 
das Branntweinmonopol vom 28. Januar 1949 
(Gesetz- imd Verordnimgsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz Teil I S. 39), 

3. die Verordnung des Finanzministeriums des 
Landes Württemberg-Hohenzollem über die 
Änderung des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol vom 24. November 1948 (Regierungs- 
blatt für das Land Württemberg-Hohenzollem 
S. 169), 

4. die Rechtsanordnung des Kreispräsidenten des 
bayerischen Kreises Lindau über die Änderung 
des Gesetzes über das Branntweinmonopol 
vom 19. April 1949 (Amtsblatt des bayerischen 
Kreises Lindau Nr. 16 vom 21. April 1949). 


§ 22 

Erhebung des Monopolausgleichs bei 
Zollbefreiungen 

In Fällen, in denen nach § 6 Einfuhrzoll nicht er- 
hoben wird, werden § 154 Abs. 2, § 161a Abs. 3 des 
Gesetzes über das Branntweinmonopol in der Fas- 
sung des Gesetzes zur Änderung von Verbrauch- 
steuergesetzen vom 10. Oktober 1957 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1704) und § 63 der Ausführungsbestim- 
mungen (Grundbestimmungen) zum Gesetz über das 
Branntweinmonopol vom 8. April 1922 vom 12. Sep- 
tember 1922 (Zentralblatt für das Deutsche Reich 

S. 707) in der Fassung der Verordnung vom 
29. August 1941 (Reichsministerialblatt S. 235) nicht 
angewendet. 

§ 23 

Unversteuerter Branntwein 

(1) Unversteuerter Branntwein ist nach Maß- 
gabe des § 1 des Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol vom 21. Okto- 
ber 1948 (WiGBl. S. 103) in der Fassung des Ge- 
setzes über die Steuerbefreiung von Branntwein zur 
Herstellung von Treibstoff vom 10. August 1949 
(WiGBl. S. 248) zu versteuern. Die Steuerschuld 
entsteht mit dem Ablauf der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Saarvertrages. Steuerschuldner ist 
der Besitzer des Branntweins. Die Steuer ist binnen 
zweier Wochen nach Bekanntgabe des Steuerbetra- 
ges an den Steuerschuldner zu entrichten. 

(2) Ausgenommen ist Branntwein, der nach den 
bis zum Ablauf der Übergangszeit geltenden Be- 
stimmungen steuerfrei verwendet werden konnte. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen ist ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates das Verfahren zu regeln. 

§ 24 

Lagerung von Branntwein 

Der in § 23 Abs. 1 genannte Branntwein kann, 
soweit er dem vollen Steuersatz unterliegt, unter 
Belastung mit der Branntweinsteuer nach den Vor- 
schriften des Zweiten Buches der Branntweinver- 
wertungsordnung vom 12. September 1922 (Zentral- 
blatt für das Deutsche Reich S. 809) mit der Maß- 
gabe gelagert werden, daß die Steuer mit der Ab- 
fertigung aus dem Lager fällig wird. 

§ 25 

Amtliche Überwachung 

(1) Branntwein, der nach dem bis zum Ablauf 
der Übergangszeit geltenden Recht oder nach § 23 
Abs. 1 zu einem ermäßigten Steuersatz oder unter 
Steuerbefreiung verwendet werden kann, unterliegt 
der amtlichen Überwachung. Der Bundesminister der 
Finanzen ist ermächtigt, durch Rechts Verordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates Art, Umfang 
und Dauer der amtlichen Überwachung zu regeln. 

(2) Die Steuerermäßigung und die Steuerbe- 
freiung nadi Absatz 1 sind bedingt durch die be- 
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stimmungsmäßige Verwendung des Branntweins 
und die Innehaltung der zu ihrer Sicherstellung 
angeordneten Maßnahmen. 

§ 26 

Zum Ausfuhrpreis bezogener Branntwein 

Sofern Branntwein, der vom französischen Alko- 
holamt (Service des alcools) zum Ausfuhrpreis be- 
zogen worden ist, bestimmungswidrig verwendet 
oder nicht innerhalb einer von der zuständigen Zoll- 
stelle zu bestimmenden Frist ausgeführt wird, ist 
der Unterschied zwischen dem gezahlten Ausfuhr- 
preis und dem regelmäßigen Verkaufpreis zu ent- 
richten. Schuldner des Unterschiedsbetrages ist der 
Bezieher des Branntweins. 

§ 27 

Brennereien im Saarland 

(1) Betriebsfähige Brennereien werden auf An- 
trag von der Oberfinanzdirektion mit Wirkung 
vom 1. Oktober 1959 in die Rechte wieder einge- 
setzt, die sie am 19. November 1947 gehabt haben. 

(2) Nicht betriebsfähige Brennereien, die bis spä- 
testens zum 30. September 1962 wieder betriebs- 
fähig hergerichtet werden, werden auf Antrag von 
der Oberfinanzdirektion mit Beginn des Betriebs- 
jahres in ihre früheren Rechte (Absatz 1) eingesetzt, 
in dem sie den Betrieb wiederaufnehmen, 

(3) Betriebsfähige Obstbrennereien, die nach dem 
19. November 1947, aber vor dem Ablauf der Über- 
gangszeit entstanden und nicht verschlußsicher ein- 
gerichtet sind, können auf Antrag von der Ober- 
finanzdirektion unter den Voraussetzungen des 
§ 116 der Brennereiordnung in der Fassung vom 
16. März 1935 (Reichsministerialblatt S. 117), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung zur Änderung 
der Brennereiordnung vom 28. Februar 1959 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 78), schon vor der Festsetzung der 
Grenzzahl (§ 29) zur Abfindung zugelassen werden. 
Der Antrag kann nur bis zum 30. September 1960 
gestellt werden. 

§ 28 

Veranlagung neu entstandener 
Verschlußbrennereien zum Brennrecht 

Landwirtschaftliche Verschlußbrennereien und 
Obstverschlußbrennereien, die nach dem 30. Sep- 
tember 1943 im Saarland errichtet worden sind, sind 
auf Antrag gemäß § 33 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol vom 8. April 1922 (Reichsge- 
setzbl. I S. 405) zum Brennrecht zu veranlagen. Der 
Antrag kann nur bis 30. September 1960 gestellt 
werden. 

§ 29 

Grenzzahl 

Der Bundesminister der Finanzen ist ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun- 
desrates die Zahl der Brennereien zu bestimmen, 
die im Saarland höchstens zur Abfindung zugelas- 
sen werden können (Grenzzahl). Die Grenzzahl darf 


nicht höher sein als die Zahl der nach § 27 Abs. 1 
und 2 in ihre früheren Rechte eingesetzten Abfin- 
dungsbrennereien, zuzüglich der Brennereien, die 
nach dem 19. November 1947, aber vor dem Ab- 
lauf der Übergangszeit neu entstanden und nach 
§ 27 Abs. 3 zur Abfindung zugelassen worden sind. 

§ 30 

Brennen im Abschnitt 

Für Brennereien und Stoffbesitzer, die im Ab- 
schnitt brennen (§41 des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol in der Fassung des Gesetzes zur Än- 
derung des Gesetzes über das Branntweinmonopol 
vom 18. Mai 1933 — Reichsgesetzbl. I S. 273), beträgt 
die lim laufenden, am 30. September 1963 endenden 
Abschnitt herstellbare Weingeistmenge das Vier- 
fache der jährlichen Erzeugungsmenge. 

§ 31 

Ablieferung von Branntwein 

(1) Im Saarland erzeugter, beim Ablauf der Über- 
gangszeit unverarbeiteter Branntwein ist der Bundes- 
monopolverwaltung für Branntwein anzubieten und 
auf Verlangen zu einem angemessenen, von ihr fest- 
zusetzenden Preis abzuliefern. 

(2) Branntwein, der nach § 76 des Gesetzes über 
das Branntweinmonopol von der Ablieferungspflicht 
ausgenommen oder vom französischen Alkoholamt 
(Service des alcools) bezogen worden ist, ist nicht 
auibietungspflichtig. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen ist ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates das Verfahren zu regeln. 

§ 32 

Einfuhr von Essigsäure 

(1) Auf Essigsäure, die im Rahmen der in Ar- 
tikel 63 des Saarvertrages vorgesehenen zolltarif- 
lichen Kontingente auf Grund des Artikels 63 Abs. 2 
des Saarvertrages in das Saarland eingeführt wird, 
finden § 161 Abs. Ib und § 165 Abs. 3 des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol in der Fassung der 
Verordnung zur Änderung der Vorschriften über die 
Essigsäuresteuer vom 18. September 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1254) keine Anwendung. 

(2) Soweit im Rahmen der in Absatz 1 genannten 
Kontingente Essigsäure eingeführt wird, die zu Ge- 
nußzwecken geeignet und zu gewerblichen Zwecken 
bestimmt ist, findet § 25 entsprechende Anwendung. 

§ 33 

Übergangsbestimmungen 

Der Bundesminister der Finanzen ist ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun- 
desrates für eine Übergangszeit von einem Jahr 
Ausnahmen von den Bestimmungen über die Kenn- 
zeichnung, den Weingeistgehalt und die Bezeichnung 
(§ 100 des Gesetzes über das Branntwemononopol in 
der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol vom 21. Mai 1929 — 
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Reichsgesetzbl. I S. 99 — und in der Fassung, die sich 
aus der Verordnung über die Aufhebung von Bei- 
räten vom 13. September 1934 — Reichsgesetzbl. I 
S. 830 — ergibt) zuzulassen. 

§ 34 

Ausfuhrvergütung 

(1) Für Branntwein und Branntweinerzeugnisse, 
die aus dem Saarland ausgeführt werden, kann die 
Bundesmonopolverwaltung für Branntwein Ausfuhr- 
vergütung auch dann gewähren, wenn der Brannt- 
wein nach den bis zum Ablauf der Übergangszeit 
geltenden Bestimmungen bezogen und versteuert ist. 

(2) Die Ausfuhrvergütung entspricht dem Betrag, 
um den der an das französische Alkoholamt (Service 
des alcools) für den Branntwein gezahlte Kaufpreis 
zuzüglich der nach bisherigem Recht entrichteten 
Steuer den Ausfuhrpreis (§ 132 Abs. 2 der Brannt- 
weinverwertungsordnung vom 12. September 1922 
— Zentralblatt für das Deutsche Reich S. 809 — in 
der Fassung der Verordnung über Änderung der 
Ausführungsbestimmungen zum Branntweinmonopol- 
gesetz vom 2. Mai 1938 — Reichsministerialblatt 
S. 334) übersteigt. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen ist ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates das Verfahren zu regeln. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Zündwarenmonopol 

§ 35 

Zugehörigkeit der Unternehmer 

Die im Saarland bestehende Zündholzfabrik tritt zu 
der deutschen Gruppe der in der Deutschen Zünd- 
waren-Monopolgesellschaft zusammengeschlossenen 
Unternehmer. 

§ 36 

Beteiligungsziffer 

(1) Die Beteiligungsziffer für die saarländische 
Zündholzfabrik wird durch Beschluß des Aufsichts- 
rats der Deutschen Zündwaren-Monopolgesellschaft 
festgesetzt; die Festsetzung bedarf zu ihrer Wirk- 
samkeit der Genehmigung des Bundesministers der 
Finanzen und des Bundesministers für Wirtschaft. 
Die Vorschriften der §§ 19, 21 bis 25 des Zündwaren- 
monopolgesetzes vom 29. Januar 1930 (Reichs- 
gesetzbl. IS. 11) finden keine Anwendung. 

(2) Der Aufsichtsrat der Deutschen Zündwaren- 
Monopolgesellschaft .oder die von ihm beauftragte 
Person oder Stelle ist berechtigt, von der saarländi- 
schen Zündholzfabrik Auskünfte sowie die Vor- 
legung ihrer Bücher und Schriften zu verlangen, so- 
weit die Ermittlungshandlungen für die Festsetzung 
der Beteiligungsziffer erforderlich erscheinen. 

§ 37 

Gewinnverteilung 

Der Gewinn der Deutschen Zündwaren-Monopol- 
gesellschaft, der auf die von der saarländischen 


Zündholzfabrik auf Grund ihrer Beteiligungsziffer 
hergestellten Zündwaren entfällt, fließt ausschließ- 
lich der Bundesrepublik Deutschland zu. 

§ 38 

Art der Zündwaren 

Zündwaren, die von der saarländischen Zündholz- 
fabrik vor dem Ablauf der Übergangszeit mit einem 
Schachtelinhalt von etwa 50 Hölzern hergestellt wor- 
den sind, gelten als Haushaltsware im Sinne des § 31 
Abs. 4 des Zündwarenmonopolgesetzes. 

§ 39 

Preisvergütungen 

(1) Für Zündwaren, die sich beim Ablauf der 
Übergangszeit im Handel befinden, werden aus Mit- 
teln der Deutschen Zündwaren-Monopolgesellschaft 
zu Lasten des Gewinnanteils des Bundes Preisver- 
gütungen gezahlt, die so zu bemessen sind, daß dem 
Handel bei einem Kleinverkaufspreis von 5 Deutsche 
Pfennig je Schachtel (§ 1 der Verordnung über die 
Festsetzung von Preisen für Zündwaren vom 
23. März 1956 — Bundesanzeiger Nr. 63 S. 1 vom 
29. März 1956) die bisherigen Gewinnspannen ge- 
währleistet werden. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates das Vergütungsverfahren zu regeln; er 
kann dabei Ausschlußfristen für die Antragstellung 
und die Anmeldung der Bestände festsetzen und die 
Vergütung von einem Mindestbestand abhängig 
machen. 


ACHTER ABSCHNITT 

Mineralölsteuer 

§ 40 

Überleitung von Steuerbegünstigungen 

Mineralöle im unmittelbaren Besitz eines berech- 
tigten Verwenders, die zu einem verwendungs- 
bedingten Vorzugssteuersatz versteuert worden sind, 
dürfen innerhalb eines Monats nach dem Ablauf der 
Übergangszeit unversteuert nach den früheren Be- 
stimmungen verwendet werden. Ist dem Verwender 
bis dahin nicht die Erlaubnis zur steuerbegünstigten 
Verwendung nach dem deutschen Mineralölsteuer- 
recht erteilt worden, so ist der dann noch vorhandene 
Bestand zu gestellen. 


NEUNTER ABSCHNITT 

Ermächtigung zu Übergangsbestimmungen 

§ 41 

(1) Der Bundesminister der Finanzen ist ermäch- 
tigt, für das Saarland zur Vermeidung von Schwierig- 
keiten bei der Überleitung für längstens sechs 
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Monate nach dem Ablauf der Übergangszeit durch 
Rechtsverordnung Übergangsbestimmungen über 

1. die Steuer- und Monopol auf sicht, 

2. das Verfahren, das bei der Durchführung 
der Verbrauchsteuer- und Monopolbestim- 
mungen anzuwenden ist, und 

3. die Verpackung und Kennzeichnung ver- 
brauchsteuerbarer Waren 

zu erlassen, die von den Vorschriften des nach § 1 
Abs. 1 im Saarland in Kraft tretenden Rechts der 
Verbrau chsteuern und Finanzmonopole abweichen. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 bedürfen 
nur dann der Zustimmung des Bundesrates, wenn sie 
sich auf die Biersteuer beziehen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen oder die von 
ihm bestimmten Stellen können für längstens sechs 
Monate nach dem Ablauf der Übergangszeit in ein- 
zelnen Fällen auch im Verwaltungswege Abweichun- 
gen von den Bestimmungen des Verbrauchsteuer- 
und Monopolrechts über die Steueraufsicht oder das 
Verfahren zulassen, soweit dies für eine reibungs- 
lose Überleitung erforderlich ist. 

VIERTER TEIL 

Besitz- und Verkehrsteuern 

ERSTER ABSCHNITT 
Einkommensteuer 


ERSTER UNTERABSCHNITT 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 

§42 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
23. September 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 672) — 
Einkommensteuergesetz — ■ wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In § 3 wird die folgende Ziffer 53 angefügt: 

„53. Zinsen aus Pfandbriefen und Kommunal- 
obligationen, die von der Landesbank und 
Girozentrale Saar vor dem Ablauf der Über- 
gangszeit ausgegeben worden sind." 

2. In § 3a Abs. 1 Ziff. 3 vorletzter Satz werden die 
Worte „in Berlin (West) nach dem 24. Juni 1948" 
durch die Worte „im Saarland nach dem 19. No- 
vember 1947 und in Berlin (West) nach dem 
24. Juni 1948" ersetzt. 

3. In § 43 wird der folgende Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Vorschriften des Absatzes 1 Ziff. 3 
bis 5 und des Absatzes 2 gelten nicht für Zinsen 
aus Anleihen, die im Saarland ausgegeben 
worden sind." 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Übergangsvorschriften 

§43 

Personenkreis 

(1) Auf natürliche Personen, die bei Ablauf der 
Übergangszeit 

1. ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf- 
enthalt im Saarland haben oder 

2. weder einen Wohnsitz noch ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Saarland haben, 
aber mit Einkünften im Sinne des § 49 
des Einkommensteuergesetzes, die sie aus- 
schließlich aus diesem Gebiet bezogen 
haben, der beschränkten Einkommen- 
steuerpflicht unterliegen, 

ist das im übrigen Bundesgebiet geltende Einkom- 
mensteuerrecht nach Maßgabe der §§ 44 bis 65 an- 
zuwenden. 

(2) Natürliche Personen im Sinn des Absatzes 1 
Ziff. 1, die bis zum 31. Dezember 1960 ihren Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im übrigen 
Bundesgebiet oder in Berlin (West) nehmen, werden 
für den Veranlagungszeitraum 1959/60 (§ 44 Abs. 1 
Satz 1) noch im Saarland nach Absatz 1 zur Ein- 
kommensteuer veranlagt. 

(3) Natürliche Personen, die bei Ablauf der Über- 
gangszeit ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im übrigen Bundesgebiet oder in Berlin 
(West) haben und bis zum 31. Dezember 1960 ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Saar- 
land nehmen, werden für die Veranlagungszeit- 
räume 1959 und 1960 noch im übrigen Bundesgebiet 
oder in Berlin (West) nach den für diese Gebiete 
geltenden Vorschriften zur Einkommensteuer ver- 
anlagt. 

§44 

Erster Veranlagungszeitraum, Wirtschaftsjahr 

(1) Erster Veranlagungszeitraum ist die Zeit vom 
Eingliederungstag bis zum 31. Dezember 1960 (Ver- 
anlagungszeitraum 1959/60). Die Einkommensteuer 
für den Veranlagungszeitraum 1959/60 bemißt sich 
nach dem Einkommen, das der Steuerpflichtige in 
diesem Veranlagungszeitraum bezogen hat. 

(2) Mit dem Eingliederungstag beginnt ein neues 
Wirtschaftsjahr. 

§45 

Umrechnung von Jahresbeträgen 

(1) Die in den nachstehenden Vorschriften be- 
zeichneten Jahresbeträge sind auf den Zeitraum 
vom Eingliederungstag bis zum 31. Dezember 1960 
umzurechnen, wobei der Monat, in den der Ein- 
gliederungstag fällt, als voller Monat anzusetzen ist: 

1. Vorschriften des Einkommensteuer- 
gesetzes 

a) die Freibeträge nach § 3 Ziff. 25 und 51, 

b) die Pauschbeträge für Werbungskosten 
nach § 9a, 
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c) die Höchstbeträge für Sonderausgaben 
nach § 10 Abs. 3, 

d) der Höchstbetrag von 20 000 Deutsche 
Mark für den nicht entnommenen Ge- 
winn nach § 10a Abs. 1, 

e) die Pauschbeträge für Sonderausgaben 
nach § 10c und der in dieser Vorschrift 
bezeichnete Betrag von 800 Deutsche 
Mark, 

f) die in § 13 Abs. 3 bezeichneten Beträge, 

g) der in § 18 Abs. 4 bezeichnete Frei- 
betrag von 1200 Deutsche Mark, 

h) der in § 22 Ziff. 3 bezeichnete Frei- 
betrag von 500 Deutsche Mark, 

i) der in § 23 Abs. 4 bezeichnete Frei- 
betrag von 1000 Deutsche Mark, 

k) die Freibeträge nach § 32 Abs. 2 und 3, 

l) die in § 33a Abs. 1 bis 3 bezeichneten 
Freibeträge von 900 Deutsche Mark 
und der in § 33a Abs. 1 bezeichnete 
Betrag von 480 Deutsche Mark, 

m) der in § 34a bezeichnete Betrag von 
15 000 Deutsche Mark, 

n) der in § 46 Abs. 1 und 2 bezeichnete 
Betrag von 24 000 Deutsche Mark, der 
in § 46 Abs. 2 Ziff. 1, Abs. 3 und 5 
bezeichnete Betrag von 800 Deutsche 
Mark und die in § 46 Abs. 2 Ziff. 2 
bezeichneten Beträge von 16 000 Deut- 
sche Mark und 8000 Deutsche Mark, 

o) der in § 46a bezeichnete Betrag von 
800 Deutsche Mark, 

p) die in § 48 Abs. 1 bezeichneten Beträge 
von 10 000 Deutsche Mark und 2000 
Deutsche Mark, 

q) der in § 50 Abs. 3 bezeichnete Betrag 
von 840 Deutsche Mark; 

2. Vorschriften der Einkommensteuer-Durch- 
führungsverordnung in der Fassung vom 
13. März 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 120) 
— • Einkommensteuer-Durchführungsver- 

ordnung — 

a) die in § 56 bezeichneten Beträge von 
3820 Deutsche Mark, von 24 636 Deut- 
sche Mark und von 1910 Deutsche 
Mark, 

b) der in § 62 c Abs. 2 bezeichnete Höchst- 
betrag von 20 000 Deutsche Mark, 

c) die in Spalte 1 der Übersicht des § 64 
bezeichneten Beträge von 3000 Deut- 
sche Mark, 

d) die in den Spalten 3 bis 5 der Übersicht 
des § 65 bezeichneten Pauschbeträge, 

e) der in § 66 bezeichnete Betrag von 
15 000 Deutsche Mark, 

f) die in § 70 bezeichneten Beträge von 
800 Deutsche Mark und 1600 Deutsche 
Mark, 

g) die in § 72 Abs. 2 bezeichneten Be- 
träge von 800 Deutsche Mark, 1600 
Deutsche Mark und 24 000 Deutsche 
Mark, 


h) der in § 78 Abs. 2 bezeichnete Betrag 
von 200 Deutsche Mark; 

3. Vorschriften der Lohnsteuer-Durchfüh- 
rungsverordnung in der Fassung vom 

1959 (Bundesgesetzbl. IS....) 

— Lohnsteuer-Durchführungsverordnung — 

a) der in § 4 Ziff. 5 bezeichnete Betrag 
von 600 Deutsche Mark, 

b) der in § 20 Abs. 1 bezeichnete Betrag 
von 564 Deutsche Mark, 

c) der in § 20a Abs. 1 bezeichnete Betrag 
von 636 Deutsche Mark und die Höchst- 
beträge für Sonderausgaben nach § 20a 
Abs. 4, 

d) die in § 21 bezeichneten Beträge von 
564 Deutsche Mark und 636 Deutsche 
Mark, 

e) die in § 22 Abs. 2 bezeichneten Beträge 
von 636 Deutsche Mark und 1272 Deut- 
sche Mark, 

f) die in § 25 Abs. 3 bezeichneten Beträge 
von 1200 Deutsche Mark und 2400 
Deutsche Mark und die in § 25 Abs. 4 
bezeichneten Beträge von 3000 Deut- 
sche Mark, 

g) die in § 25a Abs. 1 bis 3 bezeichneten 
Freibeträge von 900 Deutsche Mark 
und der in § 25a Abs. 1 bezeichnete 
Betrag von 480 Deutsche Mark, 

h) die steuerfreien Pauschbeträge nach 
§ 26 Abs. 1, 

i) die in § 26a bezeichneten Altersfrei- 
beträge von 360 Deutsche Mark und 
720 Deutsche Mark, 

k) der in § 31 Abs. 3 Ziff. 3 bezeichnete 
Betrag von 600 Deutsche Mark, 

l) der in § 32a bezeichnete Betrag von 
15 000 Deutsche Mark, 

m) die Beträge in § 35 Abs. 1 Ziff. 1, 
Abs. 2 Ziff. 3, 

n) die in § 35a Abs. 2 Ziff. 2, Abs. 3 be- 
zeichneten Beträge, 

o) die in § 40 Abs. 4 bezeichneten Beträge 
von 564 Deutsche Mark, 636 Deutsche 
Mark und 360 Deutsche Mark, 

p) die in § 48 Abs. 1 bezeichneten Beträge 
von 24 000 Deutsche Mark und 10 000 
Deutsche Mark. 

(2) Bei der Umrechnung sich ergebende Pfennig- 
beträge bleiben unberücksichtigt. 

§ 46 

Maßgeblicher Gewinn bei Land- und Forstwirten 

Bei Land- und Forstwirten werden die Gewinne 
der Wirtschaftsjahre, die in der Zeit vom Eingliede- 
rungstag bis zum 31. Dezember 1959 beginnen, vor- 
behaltlich des § 13 Abs. 3 des Einkommensteuer- 
gesetzes, in vollem Umfang bei der Ermittlung des 
Einkommens für den Veranlagungszeitraum 1959/60 
berücksichtigt. Für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31. Dezember 1959 beginnen, gilt § 2 Abs. 6 Ziff. 1 
des Einkommensteuergesetzes. 
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§ 47 

Zusammenfassung von Wirtschaftsjahren 

Die im Veranlagungszeitraum 1959/60 endenden 
Wirtschaftsjahre können für die Ermittlung des in 
diesem Veranlagungszeitraum zu berücksichtigen- 
den Gewinns zusammengefaßt werden. Dabei kön- 
nen Steuervergünstigungen in der gleichen Höhe 
wie bei getrennter Gewinnermittlung für die ein- 
zelnen Wirtschaftsjahre in Anspruch genommen 
werden; das gilt auch, wenn die Geschäftsjahre nach 
§ 7 des D-Markbilanzgesetzes für das Saarland vom 
1959 (Bundesgesetzbl. IS....) verbun- 
den werden. 

§ 48 

Ermittlung der Einkommensteuer bei Gewerbetrei- 
benden mit einem vom Kalenderjahr abweichenden 
Wirtschaftsjahr 

(1) Bei Gewerbetreibenden, deren Wirtschafts- 
jahr vom Kalenderjahr abweicht, bemißt sich, ab- 
weichend von §§ 44 und 57, die Einkommensteuer 
für den Veranlagungszeitraum 1959/60 nach einem 
Vomhundertsatz des zu versteuernden Einkom- 
mensbetrags. 

(2) Zur Ermittlung des in den Fällen des Absatzes 1 
anzuwendenden Vomhundertsatzes ist der nach 
§ 44 Abs. 1 Satz 2 dieses Gesetzes in Verbindung 
mit § 2 Abs. 6 Ziff. 2 des Einkommensteuergesetzes 
zu berücksichtigende Gewinn nach dem Verhältnis 
der gesamten im Wirtschaftsjahr (in den Wirt- 
schaftsjahren) erzielten Umsätze zu den gesamten 
im Veranlagungszeitraum erzielten Umsätzen um- 
zurechnen. Für den zu versteuernden Einkommens- 
betrag, der sich unter Berücksichtigung des umge- 
rechneten Gewinns für den Veranlagungszeitraum 
1959/60 ergibt, ist die Einkommensteuer aus der 
Einkommensteuertabelle (§ 57) zu entnehmen. Der 
durchschnittliche Steuersatz, der diesem Steuerbe- 
trag entspricht, ist maßgeblicher Vomhundertsatz 
im Sinn des Absatzes 1. Bei der Umrechnung sind 
Veräußerungsgewinne im Sinn des § 16 des Ein- 
kommensteuergesetzes und die mit diesen Ver- 
äußerungsgewinnen im Zusammenhang stehenden 
Umsätze außer Betracht zu lassen, soweit die Ver- 
äußerungsgewinne steuerfrei oder mit dem ermä- 
ßigten Steuersatz des § 34 des Einkommensteuer- 
gesetzes zu versteuern sind. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, 
wenn im Veranlagungszeitraum 1959/60 ein Verlust 
aus Gewerbebetrieb zu berücksichtigen ist oder 
wenn der Steuerpflichtige in diesem Veranlagungs- 
zeitraum das mit dem Kalenderjahr übereinstim- 
mende Wirtschaftsjahr auf einen vom Kalenderjahr 
abweichenden Zeitraum nach § 2 Abs. 5 Ziff. 2 des 
Einkommensteuergesetzes umgestellt hat. 

§ 49 

Gewinnzu- und -abschläge wegen Schwankungen 
im Betriebsvermögen 

Sind bei der Ermittlung des Gewinns für Wirt- 
schaftsjahre, die vor dem Eingliederungstag ge- 
endet haben, wegen Schwankungen im Betriebsver- 


mögen Zuschläge oder Abschläge vorgenommen 
worden, so können bei der Ermittlung des Gewinns 
für Wirtschaftsjahre, die nach dem Ablauf der 
Übergangszeit beginnen, entsprechende Abschläge 
oder Zuschläge vorgenommen werden, soweit sich 
die Schwankungen im Betriebsvermögen aus- 
geglichen haben. Hierbei sind die bis zum Ablauf 
der Übergangszeit vorgenommenen Zuschläge und 
Abschläge nach § 1 Abs. 3 auf Deutsche Mark um- 
zurechnen. 

§ 50 

Rückstellung für Pensionsanwartschaften 

Die Vorschriften des § 6a des Einkommensteuer- 
gesetzes können bei Pensionsverpflichtungen, die 
vor dem 20. November 1947 entstanden sind, unter 
der Annahme einer erst am 20. November 1947 ge- 
gebenen Pensionszusage angewendet werden. 

§ 51 

Absetzung oder Substanzverringerung 

(1) Die Vorschriften des § 7 des Einkommen- 
steuergesetzes sind erstmals auf Wirtschaftsgüter 
anzuwenden, die nach dem Ablauf der Übergangs- 
zeit angeschafft oder hergestellt werden. 

(2) Auf Wirtschaftsgüter, die zu einem Betriebs- 
vermögen gehören und bis zum Ablauf der Über- 
gangszeit angeschafft oder hergestellt worden sind, 
sind die Vorschriften des § 7 des Einkommensteuer- 
gesetzes in der Fassung vom 13. November 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1793) — Einkommensteuerge- 
setz 1957 — anzuwenden. Dabei gilt das Folgende: 

1. Bei Wirtschaftsgütern, die in einer nach 
den Vorschriften des D-Markbilanzgeset- 
zes für das Saarland aufgestellten Eröff- 
nungsbilanz mit einem höheren Wert als 
dem in Deutsche Mark umgerechneten 
Wert der Franken-Schlußbilanz angesetzt 
worden sind, ist die Absetzung für Ab- 
nutzung oder Substanzverringerung in 
gleichen Jahresbeträgen vorzunehmen. 
Die Absetzungen für Abnutzung sind nach 
dem Wertansatz in der Eröffnungsbilanz 
und der Restnutzungsdauer des Wirt- 
schaftsguts zu bemessen; 

2. bei anderen als den in Ziffer 1 bezeichne- 
ten Wirtschaftsgütern sind die Absetzun- 
gen für Abnutzung nach dem Wertansatz 
in der Eröffnungsbilanz und der verblei- 
benden Nutzungsdauer des Wirtschafts- 
guts zu bemessen. Werden die Absetzun- 
gen für Abnutzung in fallenden Jahres- 
beträgen nach einem unveränderlichen 
Hundertsatz vom jeweiligen Buchwert 
(Restwert) vorgenommen, so bestimmt sich 
der dabei anzuwendende Hundertsatz 
nach der gesamten Nutzungsdauer des 
Wirtschaftsguts; 

3. im Fall des § 4 Abs. 3 des Einkommen- 
steuergesetzes sind die Ziffern 1 und 2 
sinngemäß anzuwenden. 

(3) Bei Wirtschaftsgütern, die nicht zu einem Be- 
triebsvermögen gehören und die nach dem 19. No- 
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vember 1947 und bis zum Ablauf der Übergangs- 
zeit angescbafft oder hergestellt worden sind, sind 
die Absetzungen für Abnutzung nach den in Deut- 
sche Mark umgerechneten Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten und der gesamten Nutzungsdauer 
des Wirtschaftsguts zu bemessen. 

(4) Auf Wirtschaftsgüter, die nicht zu einem Be- 
triebsvermögen gehören und vor dem 20. Novem- 
ber 1947 angeschafft oder hergestellt worden sind 
oder die bis zum Ablauf der Übergangszeit unent- 
geltlich erworben worden sind, ist §27 der Einkom- 
mensteuer-Durchführungsverordnung mit der Maß- 
gabe anzuwenden, daß 

1. an die Stelle des 21. Juni 1948 jeweils der 
20. November 1947, an die Stelle des 
20. Juni 1948 jeweils der 19. November 
1947, an die Stelle des 31. August 1948 
der 20. November 1947 und an die Stelle 
des 31. Dezember 1947 der 31. Dezember 
1946 und 

2. an die Stelle des am 21. Juni 1948 maß- 
gebenden Einheitswerts der letzte in 
Reichsmark festgesetzte Einheitswert 

treten. 

Soweit hiernach für die Bemessung der Absetzung 
für Abnutzung oder Substanzverringerung von 
Frankenwerten auszugehen ist, sind diese in Deut- 
sche Mark umzurechnen. 

(5) Für die Umrechnung von Frankenwerten in 
Deutsche Mark gilt § 1 Abs. 3 entsprechend. 

§ 52 

Erhöhte Absetzungen für Wohngebäude 

(1) Die Vorschriften des § 7b des Einkommen- 
steuergesetzes sind erstmals auf im Saarland bele- 
gene Gebäude und Gebäudeteile anzuwenden, die 
nach dem Ablauf der Übergangszeit errichtet wer- 
den. Bei Gebäuden und Gebäudeteilen im Sinn des 
Satzes 1, mit deren Herstellung vor dem Eingliede- 
rungstag begonnen worden ist, ist für die Anwen- 
dung des § 7b des Einkommensteuergesetzes Vor- 
aussetzung, daß der Steuerpflichtige Steuererleichte- 
rungen nach den §§ 1 bis 9 der Dritten Verordnung 
über Steuer- und Gebührenerleichterungen für den 
Wohnungsbau vom 6. März 1958 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 607) nicht in Anspruch genommen hat. 
Hat der Steuerpflichtige die bezeichneten Steuer- 
erleichterungen in Anspruch genommen, so steht 
dies der Anwendung des § 7b des Einkommen- 
steuergesetzes nicht entgegen, wenn auf seinen An- 
trag die in Anspruch genommenen Steuererleichte- 
rungen dadurch rückgängig gemacht werden, daß 
der in Deutsche Mark umgerechnete Betrag der ge- 
währten Steuererleichterungen der Einkommen- 
steuer hinzugerechnet wird, die sich für den Ver- 
anlagungszeitraum ergibt, für den § 7b des Einkom- 
mensteuergesetzes erstmals in Anspruch genommen 
wird. Für die Umrechnung der gewährten Steuer- 
erleichterungen in Deutsche Mark gilt § 1 Abs. 3 
entsprechend. 

(2) Bei im Saarland belegenen Gebäuden und Ge- 
bäudeteilen, bei denen die Voraussetzungen des 
§ 7b des Einkommensteuergesetzes vorliegen und 


die nach dem 31. Dezember 1955 und bis zum Ab- 
lauf der Übergangszeit errichtet worden sind, kön- 
nen bis zum Ablauf von zehn Jahren seit Beginn 
des Jahres der Herstellung abweichend von § 7 des 
Einkommensteuergesetzes auf Antrag bis zu je 
3 vom Hundert der nach § 1 Abs. 3 in Deutsche 
Mark umgerechneten Herstellungskosten abgesetzt 
werden. Nach Ablauf dieser zehn Jahre bemessen 
sich die Absetzungen für Abnutzung nach dem dann 
noch vorhandenen Restwert und der Restnutzungs- 
dauer des Gebäudes. 


§ 53 

Weitergeltung des § 8 der Dritten Verordnung 
über Steuer- und Gebührenerleichterungen für den 
Wohnungsbau 

§ 8 der Dritten Verordnung über Steuer- und Ge- 
bührenerleichterungen für den Wohnungsbau ist 
weiter anzuwenden; für die Umrechnung des über- 
tragungsfähigen Steuererleichterungsbetrags in 
Deutsche Mark gilt § 1 Abs. 3 entsprechend. 

§ 54 

Überleitungsvorschriften zu § 10 des Einkommen- 
steuergesetzes 

(1) Beiträge und Versicherungsprämien im Sinn 
des § 14 Abs. 1 Ziff. 2 des saarländischen Einkom- 
mensteuergesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 5. März 1958 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 257) in der Fassung des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes vom 
27. März 1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 715) — 
Einkommensteuergesetz (Saar) — , die auf Grund 
von bis zum Ablauf der Übergangszeit abgeschlos- 
senen Verträgen geleistet werden, können unter der 
Voraussetzung des § 10 Abs. 1 vorletzter und letz- 
ter Satz des Einkommensteuergesetzes im Rahmen 
der Höchstbeträge nach § 10 Abs. 3 Ziff. 3 des Ein- 
kommensteuergesetzes in Verbindung mit § 45 
Abs. 1 Ziff. 1 Buchstabe c dieses Gesetzes weiterhin 
als Sonderausgaben abgezogen werden; bei Ver- 
sicherungen gegen Einmalbeitrag, die bis zum Ab- 
lauf der Übergangszeit abgeschlossen worden sind, 
ist § 10 Abs. 2 Ziff. 1 des Einkommensteuergesetzes 
nicht anzuwenden. 

(2) Beiträge an Bausparkassen im Sinn des § 14 
Abs. 1 Ziff. 3 des Einkommensteuergesetzes (Saar), 
§ 20 der saarländischen Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Einkommensteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. August 1958 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 971 — Einkommensteuer- 
Durchführungsverordnung (Saar) ~, die auf Grund 
von bis zum Ablauf der Übergangszeit abgeschlos- 
senen Verträgen geleistet werden, können nach 
Maßgabe dieser Vorschriften unter der Vorausset- 
zung des § 10 Abs. 1 vorletzter und letzter Satz des 
Einkommensteuergesetzes im Rahmen der Höchst- 
beträge nach § 10 Abs. 3 Ziff. 3 des Einkommen- 
steuergesetzes in Verbindung mit § 45 Abs. 1 
Ziff. 1 Buchstabe c dieses Gesetzes weiterhin 
als Sonderausgaben abgezogen werden; bei Beiträ- 
gen, die auf Grund von bis zum Ablauf der Über- 
gangszeit abgeschlossenen Verträgen geleistet wor- 
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den sind, ist § 10 Abs. 2 Ziff. 2 des Einkommen- 
steuergesetzes nicht anzuwenden. 

(3) Beiträge auf Grund von bis zum Ablauf der 
Übergangszeit abgeschlossenen Sparverträgen mit 
festgelegten Sparraten im Sinn des § 14 Abs. 1 
Ziff. 5 des Einkommensteuergesetzes (Saar), § 24 der 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung (Saar) 
können nach Maßgabe dieser Vorschriften unter der 
Voraussetzung des § 10 Abs. 1 letzter und vor- 
letzter Satz des Einkommensteuergesetzes im Rah- 
men der Höchstbeträge nach § 10 Abs. 3 Ziff. 3 
des Einkommensteuergesetzes in Verbindung mit 
§ 45 Abs. 1 Ziff. 1 Buchstabe c dieses Gesetzes wei- 
terhin als Sonderausgaben abgezogen werden; Vor- 
aussetzung ist, daß mindestens die erste Einzahlung 
bis zum Ablauf der Übergangszeit geleistet worden 
ist. 

(4) Bei Beiträgen, die auf Grund von bis zum Ab- 
lauf der Übergangszeit abgeschlossenen Sparverträ- 
gen im Sinn des § 14 Abs. 1 Ziff. 5 des Einkom- 
mensteuergesetzes (Saar), §§ 23 und 24 der Ein- 
kommensteuer-Durchführungsverordnung (Saar) ge- 
leistet worden sind, sind für die Rückgängigmachung 
der Steuervergünstigung und für die Anzeige- 
pflichten der Kreditinstitute die §§ 25 und 26 der 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung (Saar) 
weiterhin anzuwenden. Soweit sich die Nachsteuer- 
schuld auf Veranlagungszeiträume bezieht, die bis 
zum Ablauf der Übergangszeit enden, ist sie auf 
Deutsche Mark umzurechnen; § 1 Abs. 3 findet ent- 
sprechend Anwendung. 

§ 55 

Verlustabzug 

Die Vorschriften des § lOd des Einkommensteuer- 
gesetzes sind vorbehaltlich des § 50 Abs. 5 des 
D-Markbilanzgesetzes für das Saarland mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß nur Verluste aus Ver- 
anlagungszeiträumen berücksichtigt werden, die 
nach dem Ablauf der Übergangszeit beginnen. 

§ 56 

Nutzungswert der Wohnung im Sinn des § 21 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 

(1) Bei der Ermittlung des Nutzungswerts der 
Wohnung nach § 21 Abs. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes ist, falls der Eingliederungstag nicht auf 
den Ersten des Monats fällt, der Zeitraum vom Ein- 
gliederungstag bis zum Ende des Monats, in den 
der Eingliederungstag fällt, nicht zu berücksichti- 
gen. Der Abzug von Werbungskosten, die in diesem 
Zeitraum aufgewendet worden sind, bleibt unbe- 
rührt. 

(2) Der Grundbetrag für den Nutzungswert der 
Wohnung im eigenen Einfamilienhaus einschließlich 
der zugehörigen sonstigen Räume und Gärten er- 
höht sich um je ein Zwölftel für jeden nach dem 
Eingliederungstag liegenden vollen Kalendermonat 
des Kalenderjahrs 1959, für den die Verordnung 
über die Bemessung des Nutzungswerts der Woh- 
nung im eigenen Einfamilienhaus vom 26. Januar 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 99) anzuwenden ist. 


§ 57 

Einkommensteuertabelle für den Veranlagungs- 
zeitraum 1959/60 

Die Einkommensteuertabelle (Anlage zu § 32a des 
Einkommensteuergesetzes) und die Einkommen- 
steuertabelle (Anhang zu § 63b der Einkommen- 
steuer-Durchführungsverordnung) sind bei der Ver- 
anlagung nach § 44 auf den Zeitraum vom Einglie- 
derungstag bis zum 31. Dezember 1960 umzurech- 
nen. Dabei ist der Monat, in den der Eingliede- 
rungstag fällt, als voller Monat anzusetzen. Der 
Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, die 
sich hiernach ergebenden Einkommensteuertabellen 
bekanntzumachen. 

§ 58 

Einkünfte aus mehrjähriger Tätigkeit 

Entfallen bei der Verteilung nach § 34 Abs. 3 
Satz 2 des Einkommensteuergesetzes die Einkünfte 
aus der mehrjährigen Tätigkeit ganz oder zum Teil 
auf Veranlagungszeiträume, die bis zum Ablauf der 
Übergangszeit enden, so bemißt sich die Einkommen- 
steuer für dieseni Teil der Einkünfte nach dem durch- 
schnittlichen Steuersatz, der sich nach der Einkom- 
mensteuertabelle ergibt, wenn der zu versteuernde 
Einkommensbetrag um die gesamten Einkünfte aus 
der mehrjährigen Tätigkeit sowie um die nach § 34 
Abs. 1 und 4, § 34b des Einkommensteuergesetzes zu 
besteuernden außerordentlichen Einkünften gekürzt 
wird. Der anzuwendende Steuersatz darf jedoch nicht 
weniger als 15 und nicht mehr als 40 vom Hundert 
betragen. 

§ 59 

Entrichtung und Anrechnung von Vorauszahlungen 

(1) Die nach § 42 des Einkommensteuergesetzes 
(Saar), § 57 der Einkommensteuer-Durchführungsver- 
ordnung (Saar) in Franken festgesetzten Voraus- 
zahlungen sind, umgerechnet in Deutsche Mark nach 
§ 1 Abs. 3, an den in § 35 Abs. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes bezeichneten Fälligkeitstagen weiter 
zu entrichten. Die erste hiernach in Deutscher Mark 
zu leistende Vorauszahlung wird jedoch frühestens 
zwei Wochen nach dem Eingliedemngstag fällig. 

(2) Auf die Einkommensteuerschuld für den Ver- 
anlagungszeitraum 1959/60 (§ 44) werden nur die ent- 
richteten Vorauszahlungen angerechnet, die in die- 
sem Veranlagungszeitraum fällig geworden sind. 

§ 60 

Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer) 

(1) Erster Erhebungszeitraum für die Lohnsteuer 
ist die Zeit vom Eingliederungstag bis zum 31. De- 
zember 1960 (Erhebungszeitraum 1959/60). Die Lohn- 
steuer für den Erhebungsizeitraum 1959/60 bemißt 
sich nach dem Arbeitslohn, den der Arbeitnehmer in 
diesem Erhebungszeitraum bezogen hat zuzüglich des 
Arbeitslohns, der als in diesem Erhebungszeitraum 
bezogen gilt (Absatz 4). Die Lohnsteuertabeile für 
diesen Erhebungszeitraum ist auf der Grundlage der 
in § 57 bezeichneten Einkommensteuertabelle unter 
Bildung von Steuerklassen vom Bundesmmister der 
Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates aufzustellen. 
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(2) Die Gemeindebehörden haben für den Er- 
hebungszeitraum 1959/60 Lahnsteuerkarten auszu- 
schreiben. § 38 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
gilt mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Kalender- 
jahrs der Erhebungszeitraum 1959/60 tritt. Für die 
Anwendung des § 39 Abs. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes sowie des § 7 Abs. 10 und des § 18a Abs. 1 
der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung im Er- 
hebungszeitraum 1959/60 tritt an die Stelle des Be- 
ginns des Kalenderjahrs der Eingliederungstag. 

(3) In den Fällen des § 40 des Einkommensteuer- 
gesetzes ist im Erhebungszeitraum 1959/60 von den 
nach Maßgabe des § 45 dieses Gesetzes umgerech- 
neten Jahresbeträgen auszugehen. Auf der Lohn- 
steuerkarte ist als steuerfreier Jahresbetrag {§ 27 
Abs. 1 der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung) die 
Summe der im Erhebungszeitraum 1959/60 insgesamt 
zu berücksichtigenden Beträge zu vermerken. 

(4) Fällt der Eingliederungstag nicht auf den Tag, 
an dem der für den Arbeitnehmer übliche Lohn- 
zahlungszeitraum beginnt, so gilt als erster Lohn- 
zahlungszeitraum die Zeit vom Emgliederungstag 
bis zum Ende des üblichen Lohnzahlungszeitraums; 
Arbeitslohn, der auf diese Zeit entfällt, gilt als in 
dieser Zeit bezogen. Der Arbeitgeber hat die Lohn- 
steuer von diesem Arbeitslohn in entsprechender An- 
wendung der Vorschriften des § 32 Abs. 3 der Lohn- 
steuer-Durchführungsverordnung zu berechnen; ein- 
behaltene Steuerabzugsbeträge in Franken, die auf 
diesen Arbeitslohn entfallen, werden auf die nach 
diesem Gesetz einzubehaltenden Steuerabzugs- 
beträge angerechnet. Für die Umrechnung der 
Frankenbeträge gilt § 1 Abs. 3 entsprechend. 

(5) Für den Erhebungszeitraum 1959/60 wird ein 
Lohnsteuer- Jahresausgleich nach Maßgabe der Vor- 
schriften des § 42 des Einkommensteuergesetzes 
durchgeführt, wenn die im Laufe dieses Erhebungs- 
zeitraums einbehaltene Lohnsteuer die Lohnsteuer, 
die auf den in diesem Erhebungszeitraum bezogenen 
Arbeitslohn nach der in Absatz 1 Satz 3 bezeichneten 
Lohnsteuertabelle entfällt, übersteigt. 

(6) Liegt der Eingliederungstag nach dem 14. No- 
vember 1959, so gilt § 3 Ziff. 17 des Einkommen- 
steuergesetzes nicht für Weihnachtszuwendungen 
(Neujahrszuwendungen) in der Zeit vom 15. Novem- 
ber 1959 bis zum 15. Januar 1960 an Arbeitnehmer, 
die in der Zeit bis zum Eingliederungstag bereits 
eine Weihnachtszuwendung (Neujahrszuwendung) 
erhalten haben. 

§ 61 

Begünstigung der Anschaffung oder Herstellung 

bestimmter Wirtschaftsgüter und der Vornahme 

bestimmter Baumaßnahmen durch Land- und 
Forstwirte 

(1) Die Vorschriften der §§ 76 bis 78 der Einkom- 
mensteuer-Durchführungsverordnung sind erstmals 
auf die Wirtschaftsgüter und auf die Um- und Aus- 
bauten an unbeweglichen Wirtschaftsgütern anzu- 
wenden, die nach dem Ablauf der Übergangszeit an- 
geschafft oder hergestellt werden. 

(2) Auf die Wirtschaftsgüter und auf die Um- und 
Ausbauten an unbeweglichen Wirtschaftsgütern, die 


bis zum Ablauf der Übergangszeit angeschafft oder 
hergestellt worden sind, sind die §§ 17a bis 17c der 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung (Saar) 
mit der Maßgabe weiter anzuwenden, daß die Ab- 
schreibungen nach den in Deutsche Mark umgerech- 
neten Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu be- 
messen sind; für die Umrechnung gilt § 1 Abs. 3 ent- 
sprechend. 

§ 62 

Bewertungsfreiheit für Abwasserbehandlungs- 
und Luftreinigungsanlagen 

(1) Die Vorschriften der §§ 79 und 82 der Ein- 
kommensteuer-Durchführungsverordnung sind erst- 
mals auf die Wirtschaftsgüter anzuwenden, die nach 
dem Ablauf der Übergangszeit angeschafft oder her- 
gestellt werden. 

(2) Auf Wirtschaftsgüter, die bis zum Ablauf der 
Übergangszeit angeschafft oder hergestellt worden 
sind, ist § 17d der Einkommensteuer-Durchführungs- 
verordnung (Saar) mit der Maßgabe weiter anzu- 
wenden, daß die Abschreibungen nach den in Deut- 
sche Mark umgerechneten Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten zu bemessen sind; für die Umrech- 
nung gilt § 1 Abs. 3 entsprechend. 

§ 63 

Bewertungsfreiheit für bestimmte Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens im Kohlen- und Erzbergbau 

Die Vorschriften des § 81 der Einkommensteuei 
Durchführungsverordnung sind mit der Maßgabe an- 
zuwenden, daß auf die danach zulässigen Abschrei- 
bungen die nach § 17e der Einkommensteuer- Durch- 
führungsverordnung (Saar) in Anspruch genomme- 
nen, in Deutsche Mark umgerechneten Abschreibun- 
gen anzurechnen sind; für die Umrechilung gilt § 1 
Abs. 3 entsprechend. 

§ 64 

Ermäßigung der veranlagten Einkommensteuer 
und der Lohnsteuer 

(1) Bei unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen 
Personen, die vom Ablauf der Übergangszeit bis zum 
30. Juni 1960 ununterbrochen im Saarland ihren 
ausschließlichen Wohnsitz gehabt haben, ermäßigt 
sich die veranlagte Einkommensteuer für den Ver- 
anlagungszeitraum 1959/60 um 15 vom Hundert. Die 
veranlagte Einkommensteuer ermäßigt sich für den 
Veranlagungszeitraum 1961 um 10 vom Hundert, 
wenn der Steuerpflichtige vom Ablauf der Über- 
gangszeit bis zum 30. Juni 1961 ununterbrochen im 
Saarland seinen ausschließlichen Wohnsitz gehabt 
hat. Stirbt der Steuerpflichtige im Veranlagungszeit- 
raum vor dem 30. Juni, so tritt an die Stelle dieses 
Zeitpunkts der Todestag. 

(2) Wählen Ehegatten die Zusammenveranlagung 
nach §§ 26, 26b des Einkommensteuergesetzes, so 
wird ihnen die Steuerermäßigung auch dann ge- 
währt, wenn nur bei einem der Ehegatten die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 vorliegen. 

(3) Bei Arbeitnehmern, die bei Ablauf der Über- 
gangszeit ihren ausschließlichen Wohnsitz im Saar- 
land haben, ermäßigt sich, vorbehaltlich einer 
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anderen Behandlung beim Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleidi oder bei der Veranlagung zur Einkommen- 
steuer, die Lohnsteuer 

1. für den Arbeitslohn für Lohnzahlungszeit- 
räume, die im Erhebungszeitraum 1956/60 
enden, und für sonstige, insbesondere ein- 
malige Bezüge, die dem Arbeitnehmer im 
Erhebungszeitraum 1959/60 zufließen, um 
15 vom Hundert, 

2. für den Arbeitslohn für Lohnzahlungszeit- 
räume, die im Erhebungszeitraum 1961 
enden, und für sonstige, insbesondere 
einmalige Bezüge, die dem Arbeitnehmer 
im Erhebungszeitraum 1961 zufließen, um 
10 vom Hundert. 

Bei Ehegatten, die nicht dauernd getrennt leben 
und die beide unbeschränkt steuerpflichtig sind, 
genügt es für die Anwendung des Satzes 1, wenn 
einer der Ehegatten an dem dort bezeichneten Zeit- 
punkt seinen ausschließlichen Wohnsitz im Saar- 
land hat. Die Sätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, 
wenn im Zeitpunkt des Zufließens des Arbeitslohns 
weder der Arbeitnehmer noch sein Ehegatte den 
ausschließlichen Wohnsitz im Saarland hat. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, zur Berechnung der nach den Vorschriften 
der Absätze 1 bis 3 zu ermäßigenden Einkommen- 
steuer und Lohnsteuer aus den Einkommensteuer- 
tabellen und den Lohnsteuertabellen abgeleitete 
Tabellen aufzustellen und bekanntzumachen; bei 
der Aufstellung der Einkommensteuertabellen und 
der Jahreslohnsteuertabellen sich ergebende Pfen- 
nigbeträge bleiben unberücksichtigt. 

§ 65 

Steuerfreiheit von Familienzulagen 

Nachzahlungen von Familienzulagen im Sinn des 
§ 5 Ziff. 9 des Einkommensteuergesetzes (Saar) für 
vor dem Eingliederungstag liegende Zeiträume so- 
wie Zahlungen von Familienzulagen zur Abwick- 
lung der Kasse für Familienzulagen des Saarlands 
sind steuerfrei. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Körperschaftsteuer 

§ 66 

Personenkreis 

(1) Auf Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen, die bei Ablauf der Über- 
gangszeit 

1. ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz im 
Saarland haben oder 

2. weder ihre Geschäftsleitung noch ihren 
Sitz im Saarland haben, aber mit Ein- 
künften im Sinn des § 49 des Einkom- 
mensteuergesetzes, die sie ausschließlich 
aus diesem Gebiet bezogen haben, der 


beschränkten Körperschaftsteuerpflicht 
unterliegen, 

ist das im übrigen Bundesgebiet geltende Körper- 
schaftsteuerrecht nach Maßgabe der §§ 67 bis 75 
anzuwenden. 

(2) Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen im Sinn des Absatzes 1 Ziff. 1, 
die bis zum 31. Dezember 1960 ihre Geschäftsleitung 
oder ihren Sitz in das übrige Bundesgebiet oder 
nach Berlin (West) verlegen, werden für den Ver- 
anlagungszeitraum 1959/60 (§ 68 Abs. 1 Satz 1) noch 
im Saarland nach Absatz 1 zur Körperschaftsteuer 
veranlagt. 

(3) Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die bei Ablauf der Übergangs- 
zeit ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz im 
übrigen Bundesgebiet oder in Berlin (West) haben 
und bis zum 31. Dezember 1960 ihre Geschäfts- 
leitung oder ihren Sitz in das Saarland verlegen, 
werden für die Veranlagungszeiträume 1959 und 
1960 noch im übrigen Bundesgebiet oder in Berlin 
(West) nach den für diese Gebiete geltenden Vor- 
schriften zur Körperschaftsteuer veranlagt. 

§ 67 

Persönliche Befreiungen 

Von der Körperschaftsteuer sind befreit 

1. die Monopolverwaltungen des Saarlandes, 

2. die Saarländische Rediskontbank, soweit sie 
Aufgaben staatswirtschaftlicher Art erfüllt. 

§ 68 

Erster Veranlagungszeitraum, Wirtschaftsjahr, 
Zusammenfassung von Wirtschaftsjahren 

(1) Erster Veranlagungszeitraum ist die Zeit vom 
Eingliederungstag bis zum 31. Dezember 1960 (Ver- 
anlagungszeitraum 1959/60). Die Körperschaftsteuer 
für den Veranlagungszeitraum 1959/60 bemißt sich 
nach dem Einkommen, das die Steuerpflichtige in 
diesem Veranlagungszeitraum bezogen hat. 

(2) Mit dem Eingliederungstag beginnt ein neues 
Wirtschaftsjahr. 

(3) Die im Veranlagungszeitraum 1959/60 
endenden Wirtschaftsjahre können für die Ermitt- 
lung des in diesem Veranlagungszeitraum zu be- 
rücksichtigenden Gewinns zusammengefaßt werden. 
Dabei können Steuervergünstigungen in der glei- 
chen Höhe wie bei getrennter Gewinnermittlung 
für die einzelnen Wirtschaftsjahre in Anspruch ge- 
nommen werden. Das gilt auch, wenn die Geschäfts- 
jahre nach § 7 des D-Markbilanzgesetzes für das 
Saarland verbunden werden. 

§ 69 

Anwendung von Vorschriften des Ersten Abschnitts 

Die Vorschriften des Ersten Abschnitts sind für 
Körperschaften, Personenvereinigungen und Ver- 
mögensmassen entsprechend anzuwenden. 
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§ 70 

Schachtelgesellschaften 

Bei Anwendung des § 9 Abs. 1 des Körperschaft- 
steuergesetzes in der Fassung vom 18. November 
1958 (Bundesgesetzbl. I S. 747) — Körperschaft- 
steuergesetz — bleibt § 23b Abs. 1 des Körper- 
scbaftsteuergesetzes außer Betracht. 

§ 71 

Nichtabzugsfähige Ausgaben 

Bei der Ermittlung des Einkommens sind die 
Wiederaufbauabgabe und die Gemeinscbaftshilfe- 
abgabe nicht abzugsfähig. 

§ 72 

Körperschaftsteuertarif für personenbezogene 
Kapitalgesellschaften für den Veranlagungszeitraum 
1959/60 

Bei Kapitalgesellschaften im Sinn des § 19 Abs. 1 
Ziff. 2 des Körperscbaftsteuergesetzes sind die in 
dieser Vorschrift und die in § 19 Abs. 2 Ziff. 2 des 
Körperscbaftsteuergesetzes bezeichneten Einkom- 
mensstufen auf den Zeitraum vom Eingliederungs- 
tag bis zum 31. Dezember 1960 umzurecbnen, wobei 
der Monat, in den der Eingliederungstag fällt, als 
voller Monat anzusetzen ist. 

§ 73 

Körperschaftsteuertarif für personenbezogene 
Kapitalgesellschaften mit einem vom Kalenderjahr 
abweichenden Wirtschaftsjahr 

(1) Bei Kapitalgesellschaften im Sinn des § 19 
Abs. 1 Ziff. 2 des Körperscbaftsteuergesetzes, deren 
Wirtschaftsjahr vom Kalenderjahr abweicbt, bemißt 
sich, abweichend von §§68 und 72, die Körper- 
scbaftsteuer für den Veranlagungszeitraum 1959/60 
nach einem nach Absatz 2 zu ermittelnden Vomhun- 
dertsatz des zu versteuernden Einkommensbetrages. 

(2) Zur Ermittlung des nach Absatz 1 anzuwen- 
denden Vomhundertsatzes ist der zu versteuernde 
Einkommensbetrag nach dem Verhältnis der gesam- 
ten im Wirtschaftsjahr (in den Wirtschaftsjahren) 
erzielten Umsätze zu den gesamten im Veranla- 
gungszeitraum erzielten Umsätzen umzurecbnen. 
Der für den umgerecbneten Einkommensbetrag aus 
§ 72 sich ergebende durchschnittliche Steuersatz ist 
auf den zu versteuernden Einkommensbetrag anzu- 
wenden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, 
wenn die Steuerpflichtige in diesem Veranlagungs- 
zeitraum das mit dem Kalenderjahr übereinstim- 
mende Wirtschaftsjahr auf einen vom Kalenderjahr 
abweichenden Zeitraum nach § 5 Abs. 2 Satz 3 des 
Körperscbaftsteuergesetzes umgestellt hat. 

§ 74 

Ermäßigung der veranlagten Körperschaftsteuer 

Bei Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die vom Ablauf der Übergangs- 
zeit bis zum 30. Juni 1960 ununterbrochen ihre Ge- 
schäftsleitung und ihren Sitz im Saarland gehabt 


haben, ermäßigt sich die veranlagte Körperschaft- 
Steuer für den Veranlagungszeitraum 1959/60 um 
15 vom Hundert. Die veranlagte Körperschaft- 
Steuer für den Veranlagungszeitraum 1961 ermäßigt 
sich um 10 vom Hundert, wenn die Steuerpflichtige 
vom Ablauf der Übergangszeit bis zum 30. Juni 
1961 ununterbrochen ihre Gescbäftsleitung und 
ihren Sitz im Saarland gehabt hat. Endet die Steuer- 
pflicbt vor dem 1. Juli 1960 oder vor dem 1. Juli 
1961, so gelten die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle des 30. Juni der Zeitpunkt tritt, 
in dem die Steuerpflicbt endet. 

§ 75 

Landwirtschaftliche Nutzungs- und Verwertungs- 
genossenschaft 

Auf landwirtschaftliche Genossenschaften, die am 
Eingliederungstag im Saarland ihre Geschäftsleitung 
oder ihren Sitz haben, ist § 4 Abs. 1 Ziff. 4 des 
saarländischen Körperscbaftsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 1958 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 273) bis zum Veran- 
lagungszeitraum 1961 anzuwenden. 


DRITTER ABSCHNITT 

Gewerbesteuer 

§ 76 

Erhebungszeitraum 1959 

Bei Unternehmen, deren Geschäftsleitung sich im 
Saarland befindet, endet die Steuerpflicht für Be- 
triebstätten, die im Geltungsbereich des Grundge- 
setzes außerhalb des Saarlandes liegen (§ 2 Abs. 5 
Satz 2 und § 36 Abs. 2 des Gewerbesteuergesetzes 
in der Fassung vom 18. November 1958 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 754) — Gewerbesteuergesetz — mit 
dem Ablauf der Übergangszeit. Bei der Umrech- 
nung des Gewerbeertrags nach § 10 Abs. 3 des Ge- 
werbesteuergesetzes und bei der Berechnung der 
Steuermeßbeträge nach § 11 Abs. 5 und § 13 Abs. 4 
des Gewerbesteuergesetzes bleibt der Monat, in den 
der Eingliederungstag fällt, außer Betracht. 

§ 77 

Erhebungszeitraum 1959/60 

(1) Befindet sich bei Ablauf der Übergangszeit 
die Gescbäftsleitung eines Unternehmens oder bei 
einem Wandergewerbebetrieb der Mittelpunkt der 
gewerblichen Tätigkeit im Saarland, so umfaßt der 
erste Erhebungszeitraum für die Gewerbesteuer 
nach dem Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital 
den Zeitraum vom Eingliederungstag bis zum 
31. Dezember 1960 (Erhebungszeitraum 1959/60). 
Der Steuermeßbetrag nach dem Gewerbeertrag, der 
sich nach § 11 Abs. 1 bis 4 des Gewerbesteuerge- 
setzes ergibt, und der Steuermeßbetrag nach dem 
Gewerbekapital, der sich nach § 13 Abs. 1 und 2 
des Gewerbesteuergesetzes ergibt, erhöhen sich um 
je ein Zwöftel für den Monat, in den der Eingliede- 
rungstag fällt, und jeden weiteren angefangenen 
oder vollen Monat des Kalenderjahrs 1959. 
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(2) Der maßgebende Gewerbeertrag ist, vorbe- 
haltlich des Absatzes 3, nach § 10 Abs. 1 und 2 des 
Gewerbesteuergesetzes zu ermitteln und nach § 10 
Abs. 3 des Gewerbesteuergesetzes auf einen Jah- 
resbetrag umzurechnen, wenn der für die Ermitt- 
lung maßgebende Zeitraum mehr oder weniger als 
zwölf Monate beträgt. 

(3) Umfassen bei einem Unternehmen, dessen 
Wirtschaftsjahr vom Kalenderjahr abweicht, die in 
den Erhebungszeiträumen 1959 und 1959/60 enden- 
den Wirtschaftsjahre zusammen einen Zeitraum von 
vierundzwanzig Monaten und ergibt sich für jeden 
der Erhebungszeiträume 1959 und 1959/60 ein Ge- 
werbeertrag, so ist der Steuermeßbetrag nach dem 
Gewerbeertrag abweichend von Absatz 2 wie folgt 
festzusetzen: 

1. Die Gewerbeerträge der Wirtschaftsjahre 
einschließlich der Gewerbeerträge von 
Betriebstätten im Sinn des § 76 sind zu- 
sammenzurechnen. Dabei sind die Ge- 
werbeerträge der im Erhebungszeitraum 
1959 endenden Wirtschaftsjahre, soweit 
sie in Franken ermittelt sind, nach § 1 
Abs. 3 in Deutsche Mark umzurechnen. 

2. Bei natürlichen Personen und bei Gesell- 
schaften im Sinn des § 2 Abs. 2 Ziff. 1 des 
Gewerbesteuergesetzes sind die Steuer- 
meßzahlen des § 1 1 Abs. 2 Ziff. 1 , Abs. 3 des 
Gewerbesteuergesetzes auf die Hälfte der 
Summe der Gewerbeerträge (Ziffer 1) an- 
zuwenden und der sich ergebende Steuer- 
meßbetrag zu verdoppeln. Bei anderen 
Unternehmen sind die Steuermeßzahlen 
des § 11 Abs. 1 Ziff. 2, Abs. 4 des Ge- 
werbesteuergesetzes auf die Summe der 
Gewerbeerträge (Ziffer 1) anzuwenden. 

3. Der Steuermeßbetrag für den Erhebungs- 
zeitraum 1959/60 in der durch Absatz 1 
Satz 2 bestimmten Höhe ergibt sich durch 
Abzug des Steuermeßbetrags für den Er- 
hebungszeitraum 1959 von der Summe der 
Steuermeßbeträge für die Erhebungszeit- 
räume 1959 und 1959/60 (Ziffer 2). Dabei 
ist der für den Erhebungszeitraum 1959 in 
Franken festgesetzte Steuermeßbetrag 
nach § 1 Abs. 3 in Deutsche Mark umzu- 
rechnen und mit dem für Betriebstätten 
im Sinn des § 76 festgesetzten Steuermeß- 
betrag für den Erhebungszeitraum 1959 
zusammenzurechnen. 

(4) Hat die Steuerpflicht nicht während des gan- 
zen Erhebungszeitraums (Absatz 1 Satz 1) bestan- 
den, so ermäßigen sich die Steuermeßbeträge nach 
dem Gewerbeertrag (Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 
Ziff. 3) und dem Gewerbekapital auf soviel Zwölftel, 
wie die Steuerpflicht volle oder angefangene Kalen- 
dermonate im Erhebungszeitraum bestanden hat. 

§ 78 

Gewerbeverlust 

Die Vorschrift des § 10a des Gewerbesteuerge- 
setzes ist vorbehaltlich des § 50 Abs. 5 des D-Mark- 
bilanzgesetzes für das Saarland mit der Maßgabe 


anzuwenden, daß nur Gewerbeverluste aus Erhe- 
bungszeiträumen berücksichtigt werden, die nach 
dem Ablauf der Übergangszeit beginnen. 

§ 79 

Steuerbefreiung 

(1) Von der Gewerbesteuer sind befreit 

1. die Monopolverwaltungen des Saarlandes, 

2. die Saarländische Rediskontbank, soweit 
sie Aufgaben staatswirtschaftlicher Art er- 
füllt. 

(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 ist erstmals 
anzuwenden 

1. bei der Gewerbesteuer nach dem Ge- 
werbeertrag und dem Gewerbekapital für 
den Erhebungszeitraum 1959/60, 

2. bei der Lohnsummensteuer für die Lohn- 
summe des Monats, in den der Eingliede- 
riingstag fällt. 

§80 

Entrichtung und Anrechnung von Vorauszahlungen 

(1) Die nach § 22 des saarländischen Gewerbe- 
steuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. März 1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 277) 
in Franken festgesetzten Vorauszahlungen sind, um- 
gerechnet in Deutsche Mark nach § 1 Abs. 3, an 
den in § 19 Abs. 1 des Gewerbesteuergesetzes be- 
zeichneten Fälligkeitstagen weiter zu entrichten. Die 
erste danach in Deutscher Mark zu leistende Vor- 
auszahlung wird jedoch frühestens zwei Wochen 
nach dem Eingliederungstag fällig. 

(2) Auf die Gewerbesteuerschuld für den Erhe- 
bungszeitraum 1959/60 (§ 77) werden die entrich- 
teten Vorauszahlungen angerechnet, die in diesem 
Erhebungszeitraum fällig geworden sind. 


VIERTER ABSCHNITT 

Gesetz über Steuererleichterungen bei der 
Umwandlung von Kapitalgesellschaften und 
bergrechtlichen Gewerkschaften 
(Umwandlungs-Steuergesetz) 

§81 

Das Umwandlungs-Steuergesetz vom 11. Oktober 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1713) gilt für Kapital- 
gesellschaften und bergrechtliche Gewerkschaften, 
die bei Ablauf der Übergangszeit ihren Sitz im 
Saarland haben, wenn die Umwandlung in der Zeit 
vom Eingliederungstag bis zum 31. Dezember 1961 
beschlossen wird. Dabei ist § 4 Abs. 2 des Um- 
wandlungs-Steuergesetzes für Gesellschafter der 
übernehmenden Personengesellschaft, die bei Ab- 
lauf der Übergangszeit einen Wohnsitz oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Saarland haben, mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß an Stelle des 21. Juni 
1948 der Eingliederungstag tritt. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Wohnungsbau-Prämien 

§82 

Inkrafttreten, Übergangs Vorschriften 

(1) Mit dem Ablauf der Übergangszeit treten im 
Saarland in Kraft 

1. das Gesetz über die Gewährung von Prä- 
mien für Wohnbausparer (Wohnungsbau- 
Prämiengesetz) in der Fassung des Ge- 
setzes vom 24: Juli 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 539) mit Ausnahme seines § 7; 

2. die Verordnung zur Durchführung des 
Wohnungsbau-Prämiengesetzes (WoPDV) 
vom 8. September 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S.585). 

(2) Wohnungsbauprämien werden erstmals für 
die Zeit vom Eingliederungstag bis zum 31. Dezem- 
ber 1960 gewährt. Für die Gewährung von Woh- 
nungsbauprämien für diesen Zeitraum gilt § 3 
Abs. 2 des Wohnungsbau-Prämiengesetzes mit der 
Maßgabe, daß der dort bezeichnete Betrag von 
400 DM auf diesen Zeitraum umzurechnen ist, wo- 
bei der Monat, in den der Eingliederungstag fällt, 
als voller Monat anzusetzen ist. Für die Anwen- 
dung der §§ 3, 4 und 5 des Wohnungsbau-Prämien- 
gesetzes für den im Satz 1 bezeichneten Zeitraum 
tritt an die Stelle des Kalenderjahrs der im Satz 1 
bezeichnete Zeitraum. Zuständiges Finanzamt in den 
Fällen des § 4 Abs. 5 Ziff. 1 des Wohnungsbau- 
Prämiengesetzes ist für die Gewährung von Woh- 
nungsbauprämien für den im Satz 1 bezeichneten 
Zeitraum das Finanzamt im Saarland, in dessen 
Bezirk der Prämienberechtigte am 1. April 1959 
seinen Wohnsitz oder — in Ermangelung eines in- 
ländischen Wohnsitzes — seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt gehabt hat. 

(3) Die Aufbringung der für die Auszahlung der 
Prämien erforderlichen Mittel wird durch beson- 
deres Gesetz geregelt. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Bergmannsprämien 

§83 

Inkrafttreten 

Mit dem Ablauf der Übergangszeit treten im 
Saarland in Kraft 

1. das Gesetz über Bergmannsprämien vom 
20. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 927), 

2. die Verordnimg zur Durchführung des Gesetzes 
über Bergmannsprämien (BergPDV) vom25. Juni 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 656) 

mit der Maßgabe, daß die Bergmannsprämie für 
jede volle Schicht gewährt wird, die nach Ablauf 
der Übergangszeit verfahren wird. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Umsatzsteuer 

§84 

Übergangsvorschriften 

(1) Die Vorschriften des deutschen Umsatzsteuer- 
rechts finden auf Umsätze Anwendung, die nach Ab- 
lauf der Übergangszeit bewirkt werden. Für Liefe- 
rungen und sonstige Leistungen gilt dies ohne 
Rücksicht darauf, wann das Entgelt vereinbart oder 
vereinnahmt worden ist. Der Unternehmer kann bei 
Lieferungen und sonstigen Leistungen von dem 
Besteuerungsmaßstab (Entgelt) solche Beträge ab- 
setzen, die bei ihm bereits den Besteuerungsmaß- 
stab für die Besteuerung nach den im Saarland bis 
zum Ablauf der Übergangszeit geltenden Rechten 
(Absatz 2) gebildet haben. 

(2) Die Vorschriften des im Saarland geltenden 
Mehrwertsteuerrechts, Dienstleistungssteuerrechts 
und Umsatzsteuerrechts finden auf Umsätze Anwen- 
dung, die bis zum Ablauf der Übergangszeit be- 
wirkt worden sind. Für Lieferungen und sonstige 
Leistungen gilt dies ohne Rücksicht darauf, wann 
das Entgelt vereinbart oder vereinnahmt worden 
ist. Ist das Entgelt für Lieferungen und sonstige 
Leistungen nach Ablauf der Übergangszeit verein- 
nahmt worden, so ermäßigt sich die Steuer im Falle 
der Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten auf 
den Betrag, der nach deutschem Umsatzsteuerrecht 
festzusetzen wäre, wenn dieser niedriger ist. 

ACHTER ABSCHNITT 

Kraftfahrzeugsteuer 

§ 85 

Überleitung 

Das für die Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer 
im Saarland zuständige Finanzamt kann bestimmen, 
daß für die Dauer von höchstens 30 Tagen, vom Ein- 
gliederungstag ab gerechnet, die Kraftfahrzeugsteuer 
tageweise zu entrichten ist. Die Steuer beträgt in 
diesem Fall für jeden Kalendertag ein Hundertstel 
der für ein Vierteljahr zu entrichtenden Steuer ein- 
schließlich des Aufgeldes. 


NEUNTER ABSCHNITT 

Bewertung 

§ 86 

Umrechnung der Einheitswerte 

(1) Die für die wirtschaftlichen Einheiten des 
Grundbesitzes in Franken ermittelten oder noch zu 
ermittelnden Einheitswerte sind auf den Beginn des 
Eingliederungstages mit einer Deutschen Mark für 
sechzig Franken umzurechnen. Dabei ist von den 
nicht abgerundeten Einheitswerten in Franken aus- 
zugehen. Die umgerechneten Werte werden auf volle 
100 Deutsche Mark nach unten abgerundet und 
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gelten als Einheitswerte im Sinn des Bewertungs- 
gesetzes vom 16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1035) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge- 
setzes zur Änderung vermögensteuerrechtlicher Vor- 
schriften vom 24. Juli 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 538). 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für die in Franken 
ermittelten oder noch zu ermittelnden Einheitswerte 
der Gewerbeberechtigungen mit Ausnahme der Apo- 
thekenrechte, deren Einheitswerte seit dem 20. No- 
vember 1947 auf der Grundlage ihres Franken- 
umsatzes fortgeschrieben worden sind. Diese Ein- 
heitswerte sind nach dem amtlichen Umrechnungs- 
kurs vom Eingliederungstag auf Deutsche Mark um- 
zustellen. 

§ 87 

Fortschreibungen und Nachfeststellungen 

(1) Die Einheitswerte für Grundbeisitz und Ge- 
werbeberechtigungen können auf den Beginn des 
Eiingliederungstages nach Maßgabe des § 225a Abs. 1 
der Reichsabgabenordnung fortgeschrieben werden. 
Für die Prüfung, ob die Wertgrenzen für eine Wert- 
fortschreibung überschritten werden, ist von den 
Werten auszugehen, die sich bei einer Umrechnung 
nach § 86 ergeben würden. 

(2) Der Fortschreibungsbescheid wird auf Antrag, 
erforderlichenfalls auch von Amts wegen erlassen. 
Der Antrag kann bis zum 31. Dezember 1960 oder 
bis zum Ablauf eines Monats, seitdem der bisherige 
Feststellungsbescheid unanfechtbar geworden ist, ge- 
stellt werden. 

(3) Für wirtschaftliche Einheiten des Grundbesitzes 
und für Gewerbeberechtigungen, für die ein Einheits- 
wert festzustellen ist, wird nach dem Stand vom Be- 
ginn des Eingliederungstages der Einheitswert nach- 
träglich festgestellt, wenn in der Zeit vom 1, Januar 
1959 bis zum Ablauf des Tages, der dem Eingliede- 
rungstag vorangeht, die Voraussetzungen für eine 
Nachfeststellung nach § 23 des Bewertungsgesetzes 
eintreten. 

§ 88 

Wertverhältnisse bei Grundbesitz im Saarland 

Bei Fortschreibungen und bei Nachfeststellungen 
der Einheitswerte für Grundbesitz (§§ 22 und 23 des 
Bewertungsgesetzes) sind der tatsächliche Zustand 
des Grundbesitzes (Bestand, bauliche Verhältnisse 
usw.) im Fortschreibungszeitpunkt oder im Nachfest- 
stellungszeitpunkt und die Wert Verhältnisse im letz- 
ten Hauptfeststellungszeitpunkt zugrunde zu legen. 

§ 89 

Hauptfeststellung der Einheitswerte 
für das Betriebsvermögen im Saarland 

(1) Für gewerbliche Betriebe im Saarland werden 
auf den Beginn des 1, Januar 1960 allgemein Ein- 
heitswerte festgestellt. Für den Bestand und die Be- 
wertung sind dabei die Verhältnisse vom Beginn des 
Eingliederungstages zugrunde zu legen. Für den Be- 
stand von Wertpapieren, Aktien und Anteilen an 
Kapitalgesellschaften sind die Verhältnisse vom Be- 
ginn des Eingliederungstages, für ihre Bewertung 


jedoch die Verhältnisse vom 31. Dezember 1959 maß- 
gebend. 

(2) Ist in der Zeit vom Beginn des Eingliederungs- 
tages bis zum Beginn des 1. Januar 1960 ein Wirt- 
schaftsgut aus einem saarländischen gewerblichen 
Betrieb dem übrigen Vermögen des Betriebsinhabers 
zugeführt worden, so wird das Wirtschaftsgut bei 
der Vermögensteuer-Hauptveranlagung 1960 so be- 
handelt, als ob es noch zu dem saarländischen ge- 
werblichen Betrieb gehören würde. 

(3) Ist in der Zeit vom Beginn des Eingliederungs- 
tages bis zum Beginn des 1. Januar 1960 ein Wirt- 
schaftsgut aus dem übrigen Vermögen des Steuer- 
pflichtigen einem ihm gehörenden saarländischen 
gewerblichen Betrieb zugeführt worden, so wird das 
Wirtschaftsgut bei der Vermögensteuer-Hauptver- 
anlagung 1960 so behandelt, als ob es noch zum 
übrigen Vermögen gehören würde. 

§ 90 

Las tenausgleichsansp rüche 

Ansprüche auf Leistungen aus einer saarländischen 
Einrichtung, die dem im § 68 Ziff, 4a des Bewertungs- 
gesetzes genannten Lastenausgleich entspricht, ge- 
hören nicht zum sonstigen Vermögen. 


ZEHNTER ABSCHNITT 

V ermögensteuer 

§ 91 

Steuerbefreiung 

Die saarländische Rediskontbank ist von der Ver- 
mögensteuer befreit, soweit sie Aufgaben staats- 
wirtschaftlicher Art erfüllt. 

§ 92 

Steuervergünstigung für Aktien und Anteile 

(1) Das Gesamtvermögen von Steuerpflichtigen, 
die im Saarland zur Vermögensteuer veranlagt wer- 
den, ist in der Weise zu ermitteln, daß von dem 
Wert, der auf Aktien und Anteile an saarländi- 
schen Kapitalgesellschaften entfällt, nur die Hälfte 
angesetzt wird. 

(2) Die Steuervergünstigung des Absatzes 1 gilt 
bis zu der nächsten nach dem Kalenderjahr 1960 
durchzuführenden Hauptveranlagung der Ver- 
mögensteuer. 

§ 93 

Steuererleichterungen für den Wiederaufbau 
und Wohnungsbau 

(1) Die Steuererleichterungen, die im Saarland auf 
Grund der 

1. Verordnung über Steuer- und Gebühren- 
erleichterungen für den Wohnungsbau vom 
29. Dezember 1953 (Amtsblatt des Saar- 
landes 1954 S. 8), 

2. Zweiten Verordnung über Steuer- und Ge- 
bührenerleichterungen für den Wohnungs- 
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bau vom 12. November 1954 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1367) und 

3. Dritten Verordnung über Steuer- und Ge- 
bührenerleichterungen für den Wohnungs- 
bau vom 6. März 1958 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 607) 

für neugeschaffene und vor dem Eingliederungstage 
bezugsfertige Wohngebäude oder Gebäudeteile ge- 
währt worden sind oder noch gewährt werden, blei- 
ben bis zum Ablauf des Steuererleichterungszeit- 
raumes bestehen. 

(2) Die Vorschriften der §§ 10 bis 15 der in Ab- 
satz 1 genannten Verordnungen sind weiterhin 
anzuwenden. 

§ 94 

V orauszahlungen 

(1) Auf die Jahressteuerschuld, die sich auf Grund 
der Hauptveranlagung 1960 ergibt, haben die 
Steuerpflichtigen im Saarland erstmals am 10. Fe- 
bruar 1960 Vorauszahlungen zu leisten. Das zustän- 
dige saarländische Finanzamt hat die Vorauszahlun- 
gen der voraussichtlichen Höhe der künftigen Jah- 
ressteuerschuld anzupassen. Ist dem Steuerpflichti- 
gen bis zu einem der im § 16 des Vermögensteuer- 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 137) bezeidine- 
ten Fälligkeitstage die Höhe der Vorauszahlungen 
noch nicht bekanntgegeben, so hat er an dem Fällig- 
keitstag eine Vorauszahlung in Höhe der zuletzt 
festgesetzten Jahressteuerschuld zu entrichten. 

(2) Für Steuerpflichtige, die bisher sowohl im 
Saarland als auch im übrigen Bundesgebiet oder in 
Berlin (West) zur Vermögensteuer herangezogen 
worden sind, hat das zuständige Finanzamt die Vor- 
auszahlungen der Jahressteuerschuld anzupassen, 
die sich unter Berücksichtigung des sowohl im Saar- 
land als auch im Bundesgebiet und in Berlin (West) 
belegenen steuerpflichtigen Vermögens bei der 
Hauptveranlagung 1960 voraussichtlich ergeben 
wird. Absatz 1 bleibt unberührt. 


ELFTER ABSCHNITT 

Grundsteuer 

§ 95 

Erhebungszeitraum 

Erhebungszeitraum für die Grundsteuer ist im 
Saarland das Kalenderjahr. In allen Fällen, in de- 
nen es auf den Beginn oder das Ende eines Rech- 
nungsjahres ankommt, tritt an die Stelle des Rech- 
nungsjahres das Kalenderjahr, in das der Beginn 
des Rechnungsjahres fällt. 

§ 96 

Neuveranlagung und Nachveranlagung des 
Steuermeßbetrages im Saarland 

(1) Neuveranlagungen und Nachveranlagungen 
der Steuermeßbeträge werden auf den 1. Januar 
1960 durchgeführt. Dabei werden zugrunde gelegt 


1. der auf den Beginn des 1. Januar 1960 
fortgeschriebene oder nachfestgestellte 
Einheitswert, 

2. soweit auf den 1. Januar 1960 eine Fort- 
schreibung oder Nachfeststellung des Ein- 
heitswerts nicht erfolgt, der auf den Be- 
ginn des Eingliederungstages fortgeschrie- 
bene oder nachfestgestellte Einheitswert, 

3. soweit auch auf den Eingliederungstag eine 
Fortschreibung oder Nachfeststellung des 
Einheitswerts nicht erfolgt, der nach § 86 
auf den Eingliederungstag von Franken in 
Deutsche Mark umgerechnete Einheitswert. 

(2) Der nach Absatz 1 neuveranlagte oder nach- 
veranlagte Steuermeßbetrag gilt vom Kalenderjahr 
1960 an. Der letzte vor dem Eingliederungstag ver- 
anlagte Steuermeßbetrag tritt mit Ablauf des Kalen- 
derjahres 1959 außer Kraft. 

§ 97 

Steuermeßzahl 

Im Saarland beträgt die Steuermeßzahl einheitlich 
10 vom Tausend. Die Vorschriften der §§ 28 bis 33 
der Grundsteuer-Durchführungsverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 29. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 79) finden im Saarland keine 
Anwendung. 

§ 98 

Steuererleichterungen für den 
Wiederaufbau und Wohnungsbau 

(1) Die Steuererleichterungen, die im Saarland 
auf Grund der 

1. Verordnung über Steuer- und Gebühren- 
erleichterungen im Zuge des Wiederauf- 
baus vom 15. November 1949 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1180), 

2. Verordnung über Steuer- und Gebühren- 
erleichterungen für den Wohnungsbau 
vom 29. Dezember 1953 (Amtsblatt des 
Saarlandes 1954 S. 8), 

3. Zweiten Verordnung über Steuer- und Ge- 
bührenerleichterungen für den Wohnungs- 
bau vom 12. November 1954 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1367) und 

4. Dritten Verordnung über Steuer- und Ge- 
bührenerleichterungen für den Wohnungs- 
bau vom 6. März 1958 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 607) 

für neugeschaffene und vor dem Eingliederungstage 
bezugsfertige Wohngebäude oder Gebäudeteile ge- 
währt worden sind oder noch gewährt werden, blei- 
ben bis zum Ablauf des Steuererleichterungszeit- 
raumes bestehen. 

(2) Die Vorschriften des § 10 der im Absatz 1 
Nr. 1 und § 16 der im Absatz 1 Nr. 2 bis 4 genann- 
ten Verordnungen sind weiterhin anzuwenden. 

(3) Für neugeschaffene und nach dem Beginn des 
Eingliederungstages bezugsfertige Wohnungen 
wird die Grundsteuervergünstigung nach den Vor- 
schriften des Zweiten Wohnungsbaugesetzes vom 
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27. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S, 523) in der Fas- 
sung des Artikels 2 des Gesetzes zur Änderung des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes und des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes vom 26. September 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1393) gewährt. 

§ 99 

Arbeiterwohnstätten 

(1) Grundsteuerbeihilfen, die im Saarland ge- 
währt worden sind, werden vom Rechnungsjahr 
1960 an für den Rest des Beihilfezeitraums vom 
Bund übernommen. 

(2) Die Vorschrift des § 29 Abs. 4 des Grund- 
steuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 519) fin- 
det im Saarland keine Anwendung, 

§ 100 

Überleitungsvorschriften zu § 33 des 
Grundsteuergesetzes 

Im Saarland finden keine Anwendung 

1. die Vorschriften des § 33 Absatz 1 bis 3 sowie 
Absatz 5 des Grundsteuergesetzes und 

2. die Vorschriften der §§ 58 bis 60 der Grund- 
steuer-Durchführungsverordnung. 

ZWÖLFTER ABSCHNITT 

Erbschaftsteuer 

§ 101 

Entstehung der Steuerschuld 

Für den Zeitpunkt der Entstehung der Steuer- 
schuld ist § 14 des Erbschaftsteuergesetzes in der 
Fassung vom . März 1959 (Bundesgesetzbl. I S. ) 
auch dann maßgebend, wenn der Erblasser im Saar- 
land vor dem Eingliederungstag verstorben ist, es 
sei denn, daß die Steuerschuld nach dem saarlän- 
dischen Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz vom 
6. Juli 1950 (Amtsblatt des Saarlandes S. 991) oder 
nach dem saarländischen Erbschaft- und Schenkung- 
steuergesetz vom 12. Juni 1957 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 905) vor dem Eingliederungstag entstan- 
den ist. 

§ 102 

Berücksichtigung von früheren Erwerben und 
Steuerfestsetzungen 

(1) Kommt es für einen Steuerfall auf frühere 
Erwerbe an, so sind diese auch dann zu berück- 
sichtigen, wenn sie nach einem der saarländischen 
Erbschaft- und Schenkungsteuergesetze abgewickelt 
worden sind. Bei einer Zusammenrechnung nach 
§ 13 des Erbschaftsteuergesetzes sind die früheren 
Erwerbe mit dem Wert anzusetzen, der sich er- 
geben hätte, wenn zum Zeitpunkt der Entstehung 
der Steuerschuld die Vorschriften des § 23 des Erb- 
schaftsteuergesetzes angewendet worden wären. 
Der Wert des in Franken ermittelten Erwerbs ist 


nach dem amtlichen Umrechnungskurs vom Einglie- 
derungstag auf Deutsche Mark umzustellen. 

(2) Kommt es für einen Steuerfall auf eine frü- 
here Steuerveranlagung an, so ist diese Steuerver- 
anlagung auch dann zu berücksichtigen, wenn sie 
nach einem der saarländischen Erbschaft- und Schen- 
kungsteuergesetze durchgeführt worden ist. Die in 
Franken festgestellten Steuerbeträge sind dabei 
nach dem amtlichen Umrechnungskurs vom Ein- 
gliederungstag auf Deutsche Mark umzustellen. 


DREIZEHNTER ABSCHNITT 

Lastenausgleichsabgaben 

§ 103 

Überleitung 

(1) Die Bezugnahmen in § 25 Abs. 2, §§ 51, 78 
Abs. 2 Nr. 9 und § 178 des Lastenausgleichsgesetzes 
in der geltenden Fassung auf den Geltungsbereich 
des Grundgesetzes und in § 10 der Zweiundzwan- 
zigsten Durchführungsverordnung über Ausgleichs- 
abgaben nach dem Lastenausgleidisgesetz vom 
19. Juli 1958 (BundesgesetzbL I S. 526) auf den 
Geltungsbereidi der Verordnung umfassen auch das 
Saarland. In den übrigen Fällen umfassen Bezug- 
nahmen im Zweiten Teil des Lastenausgleichsgeset- 
zes auf den Geltungsbereich des Grundgesetzes 
nicht das Saarland, 

(2) Von den Vorschriften des Zweiten Teils des 
Lastenausgleichsgesetzes in der geltenden Fassung 
und den hierzu ergangenen Rechtsverordnungen 
gelten im Saarland nur: 

1. die Vorschriften über die Behandlung der 
Vermögensabgabe und der Kreditgewinn- 
abgabe im Konkurs (§§ 63 und 180 des 
Lastenausgleichsgesetzes), 

2. die Vorschriften über den Zeitwert der 
Vermögensabgabe (§ 77 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes, Elfte Durchführungsver- 
ordnung Über Ausgleichsabgaben nach 
dem Lastenausgleichsgesetz vom 11. Au- 
gust 1954 — Bundesgesetzbl. I S. 258), 

3. die Vorschriften über die Abzugsfähigkeit 
der Ausgleichsabgaben (§§ 207, 209, 211 
und 212 des Lastenausgleichsgesetzes). 

§ 104 

Ermächtigung zu Übergangsbestimmungen, 

Wegfall der Gemeinschaftshilfeabgabe 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechts Verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
anzuordnen, daß für die Zeit bis zum Inkrafttreten 
eines Gesetzes, das die Entschädigungsseite des 
Lastenausgleichs im Saarland regelt, Vorauszahlun- 
gen auf eine Steuer erhoben werden, die an die 
Stelle der Gemeinschaftshilfeabgabe nach dem Ge- 
setz Über die Erhebung einer Gemeinschaftshilfe- 
abgabe vom 29, Januar 1952 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 237) in der Fassung des Gesetzes Nr. 450 
zur Änderung steuerlicher Vorsdiriften vom 27. Ja- 
nuar 1955 (Amtsblatt des Saarlandes S. 209) treten 


21 



Drucksache 1007 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


wird. Die Vorauszahlungen sind auf diese Steuer 
anzurechnen. Die Vorauszahlungen sind viertel- 
jährlich höchstens mit 2 vom Tausend des im Saar- 
land zuletzt in Franken ermittelten und im Verhält- 
nis von 100 Franken zu einer Deutschen Mark auf 
Deutsche Mark umgerechneten Gesamtvermögens 
oder Inlandsvermögens (§§ 73 und 77 des Bewer- 
tungsgesetzes) zu bemessen. Es kann bestimmt 
werden, daß die Steuerpflichtigen die Vorauszah- 
lungen selbst zu berechnen haben. 

(2) Das Gesetz über die Erhebung einer Gemein- 
schaf tshilfeabgabe vom 29. Januar 1952 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 237) in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 450 zur Änderung steuerlicher Vorschriften vom 
27. Januar 1955 (Amtsblatt des Saarlandes S. 209) 
tritt mit dem Ablauf der Übergangszeit außer Kraft. 
Die Vorschriften des in Satz 1 genannten Gesetzes 
bleiben jedoch maßgebend, soweit Beträge an Ge- 
meinschaftshilfeabgabe noch nachzuerheben sind. 


FÜNFTER TEIL 

Schlußvorsdiriften 

§ 105 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Land Berlin. Rechts Verordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 106 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft, 


Begründung 


Allgemeines 

Mit dem Ablauf der Übergangszeit nach Artikel 3 
des Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
lanid und der französiischen Republik zur Regelung 
der Saarfrage ist im Rahmen der wirtschaftlichen Ein- 
gliederung des Saarlandes auch das in der Bundes- 
republik geltende Recht auf dem Gebiete der Steuern, 
Zölle und Finanzmonopole im Saarland einzuführen. 
Der Gesetzentwurf sieht vor, daß grundsätzlich das 
gesamte materielle und formelle Recht auf dem Ge- 
biete der Steuern, Zölle und Finanzmonopole mit 
Ablauf der Übergangszeit im Saarland in Kraft tritt. 
Von diesem Grundsatz enthält der Gesetzentwurf 
zahlreiche Ausinahmevorschriften, die in zwei große 
Gruppen zusammengefaßt werden können. Die erste 
Gruppe umfaßt die mehr technischen Bestimmungen, 
die zur Abwicklung der formellen Überleitung not- 
wendig sind, die zweite Gruppe die zusätzlichen 
Maßnahmen auf dem Gebiete des materiellen Rechts, 
die den Übergang auf das im übrigen Bundesgebiet 
geltende Steuerrecht erleichtern sollen. Zur zweiten 
Gruppe gehören z. B. Befreiungen bei dem Zöllen, 
Maßnahmen, die die Nachteile ausgleichen, die aus 
der Aufhebung des saarländischen Tabakmonopols 
entstehen, die tariflichen Vergünstigungen bei der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer, die Zulassung 
des Abzugs von Verlusten aus der Frankenzeit in 
DM-Zeiträumen, Vergünstigungen nach § 7b des Ein- 
kommenisteuergesetzes für nach dem 31. Dezember 
1955 hergestellte Wohngebäude, Steuerfreiheit für 
Nachzahlungen aus der Kasse für Familienzulagen, 
die Steuervergünstigungen bei der Vermögensteuer 
für Aktien und Anteile an Kapitalgesellschaften so- 
wie für neugeschaffene Wohnräume. Weitere erheb- 
liche Steuererleichterungen bringt die Aufstockungs- 
möglichkeit in der DM-Eröffnungsbilanz, die in einem 
besonderen Gesetz geregelt ist. 


Der Erste Teil des Gesetzentwurfs regelt die Allge- 
meinen Grundsätze der Überleitung und die Über- 
leitung des Allgemeinen Abgabenrechts. Die Vor- 
schriften für die Einführung und Überleitung des 
Zollrechts sind im Zweiten Teil, des Rechts der Ver- 
brauchsteuern und der Finanzmonopole im Dritten 
Teil, des Rechts über Besitz- und Verkehrsteuern im 
Vierten Teil enthalten. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich 
aus Artikel 73 Nr. 4 und 5, Artikel 74 Nr. 1, Ar- 
tikel 105, 108 des Grundgesetzes. 

Die in Auswirkung des Gesetzentwurfs für Bund 
und Land zu erwartende Minderung der Steuer- 
einnahmen wird sich nach grober Schätzung (eine 
genauere Berechnung ist wegen des Fehlens geeig- 
neter statistischer Unterlagen nicht möglich) in fol- 
gender Größenordnung bewegen: 
für die ersten 12 Monate nach 
Inkrafttreten etwa 70 Millionen DM 

für die zweiten 12 Monate nach 
Inkrafttreten etwa 30 Millionen DM. 

Weitere Steuerausfälle treten durch das vorgesehene 
D-Markbilanzgesetz für das Saarland ein. Nach dem 
jetzt vorliegenden Gesetzentwurf muß hier mit einem 
Ausfall (für die ersten und zweiten 12 Monate) von 
jeweils 25 Millionen DM gerechnet werden. 


Im einzelnen 
ZUM ERSTEN TEIL 

Zu § 1 

Im § 1 sind die Allgemeinen Grundsätze der Über- 
leitung zusammengestellt. 

Absatz 1 enthält eine Generalklausel, nach der 
grundsätzlich mit Ablauf der Übergangszeit im Saar- 
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land das im übrigen Bundesgebiet geltende Steuer- 
recht, Zollrecht und das Recht der Finanzmonopole 
(einschließlich des Verfahrensrechts, des Organisa- 
tionsrechts, des Rechts der Finanzgerichtsbarkeit und 
des Steuerstrafrechts), das der Gesetzgebung des 
Bundes unterliegt, in Kraft tritt. Der Begriff „Steuer- 
strafrecht" umfaßt das materielle Recht und das in 
der Reichsabgabenordnung geregelte Verfahrens- 
recht. Zur Klarstellung ist außerdem in Absatz 1 
vorgesehen, daß der in dieser Vorschrift enthaltene 
Grundsatz nicht güt, soweit etwas anderes bestimmt 
wird. Als anderweitige Bestimmungen im Sinne die- 
ser Vorschrift sind die in bisherigen Bundesgesetzen 
enthaltenen sogenannten „negativen Saarklauseln" 
jedoch nicht zu verstehen. 

Absatz 2: Aus § 1 Abs. 1 folgt, daß das im Saarland 
geltende Recht auf dem Gebiete der Steuern, Zölle 
und Finanzmonopole außer Kraft tritt, soweit es 
durch Bundesrecht ersetzt wird. Durch Absatz 2 wird 
auch das dem Bundesrecht nicht widersprechende 
saarländische Recht auf den oben genannten Gebieten 
aufgehoben, soweit es Gegenstände der ausschließ- 
lichen oder konkurrierenden Gesetzgebung des Bun- 
des betrifft. Für die konkurrierende Gesetzgebung 
gilt dies jedoch nur dann, wenn der Bund von sei- 
nem Gesetzgebungsrecht Gebrauch gemacht hat. Für 
Steuerfälle, die aus der Zeit vor der Eingliederung 
noch nach altem Recht abgewickelt werden müssen, 
sieht Absatz 2 Ausnahmevorschriften (vgl. z. B. Ab- 
satz 3) vor. 

Absatz 3: Diese Vorschrift enthält eine Ausnahme 
von dem in § 1 Abs. 2 verankerten Grundsatz. Durch 
diese Bestimmung soll sichergestellt werden, daß auf 
die vor Ablauf der Übergangszeit entstandenen Ab- 
gabenansprüche grundsätzlich noch das bis dahin im 
Saarland geltende Recht anzuwenden ist. 

Zu § 2 

Nach § 1 Abs. 1 treten die im übrigen Bundesgebiet 
geltenden Bestimmungen über die Gerichtsverfas- 
sung der Finanzgerichte sowie über das Rechtsmittel- 
verfahren in Abgabenangelegenheiten mit dem Ab- 
lauf der Übergangszeit auch im Saarland in Kraft. 
Auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung werden 
hiermit das Gesetz über den Bundesfinanzhof vom 
29. Juni 1950 (BGBl. S. 257) und das Gesetz über 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Finanzgerichtsbar- 
keit vom 22. Oktober 1957 (BGBl. I S. 1746) im Saar- 
land eingeführt. Mit dem Inkrafttreten des letzteren 
Gesetzes im Saarland wird das Gesetz Nr. 616 über 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Finanzgerichtsbar- 
keit des Saarlandes vom 28. Janaiar 1958 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 425) hinfällig. Dagegen muß die 
Finanzgerichtsordnung des Saarland es vom 15. Mai 
1951 (Amtsblatt deis Saarlandes S. 660) auf der die 
Einrichtung des Finanzgerichts Saarbrücken als un- 
abhängiges Gericht beruht, bis zum Inkrafttreten der 
bundeseinheitlichen Regelung gemäß Artikel 108 
Abs. 5 des Grundgesetzes aufrechterhalten werden. 

Die Rechtsmittel gegen die Entscheidungen des 
Finanzgerichts Saarbrücken gehen künftig an den 
Bundesfinanzhof. Aus Gründen der Verfahrens- 
ökonomie sollen jedoch die bei Ablauf der Über- 
gangszeit etwa noch beim Oberverwaltungsgericht 


in Saarlouis auf diesem Gebiete anhängigen Rechts- 
mittel durch dieses entschieden werden. 

Da die Frage, wem die vor dem Ablauf der Über- 
gangszeit entstandenen, jedoch noch nicht entrich- 
teten Zölle zufallen, noch einer Sondervereinbarung 
mit Frankreich bedarf, konnte noch keine Regelung 
darüber getroffen werden, ob die während der Über- 
gangszeit nach Artikel 1 der Anlage 11 zum Saar- 
vertrag zuständigen Gerichte für die Abwicklung 
etwaiger anhängiger Verfahren weiterhin zuständig 
bleiben sollen. Die hierüber etwa noch zu treffende 
Sonderregelung wird der in .§ 1 Abs. 1 getroffenen 
allgemeinen Regelung ggf. Vorgehen. 

Zu § 3 

Im Saarland ist das Berufsrecht der Steuerberater und 
Helfer in Steuersachen bereits neu geregelt worden, 
während die bundesgesetzliche Regelung der Rechts- 
verhältnisse dieser Berufe noch aussteht (vgl. Bun- 
destagsdrucksache Nr. 128): aus Gründender Rechts- 
sicherheit müssen dehalb die im § 3 genannten Vor- 
schriften zunächst weiter gelten. 

Zu § 4 

Durch diese Vorschrift wird klargestellt, daß das 
Steuersäumnisgesetz erstmalig auf diejenigen Steuer- 
zahlungen anzuwenden ist, die nach dem Ablauf der 
Übergangszeit fällig werden. 

ZUM ZWEITEN TEIL 

Zu § 5 

Absatz 1: Um zu verhindern, daß alle im Saarland 
befindlichen Waren durch die Einbeziehung des 
Saarlandes in das deutsche Zollgebiet gemäß § 6 
Abs. 2 des Zollgesetzes als zollhängig und damit als 
Zollgut angesehen werden, ist in Absatz 1 bestimmt, 
daß diese Waren Freigut sind, soweit sich nicht aus 
Absatz 2 etwas anderes ergibt. 

Absatz 2 Nr. 1: Es handelt sich um Waren, die sich 
nach den während der Übergangszeit im Saarland 
geltenden französischen zollrechtlichen Bestimmun- 
gen nicht im freien Verkehr befunden haben. Soweit 
sie aus dem freien Verkehr des übrigen Bundes- 
gebietes in das Saarland eingeführt worden sind, 
werden Zölle nicht erhoben (vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 1). 

Absatz 2 Nr. 2: Diese Waren sind zur Einfuhr aus 
Frankreich in die Bundesrepublik Deutschland be- 
stimmt. Sie wären, falls nicht durch Eingliederung 
des Saarlandes die Zollgrenze vorverlegt worden 
wäre, beim Eingang in das übrige Bundesgebiet 
Zollgut geworden. 

Absatz 2 Nr. 3: Die Steuerbegünstigung nach dem 
französischen Recht entspricht wirtschaftlich weit- 
gehend einer Zoll- und Steuerbegünstigung nach 
dem deutschen Recht. Zur Vermeidung ungerecht- 
fertigter Vorteile muß daher sichergestellt werden, 
daß die Waren wenigstens im Mißbrauchsfalle auch 
verzollt werden können. Das ist durch Absatz 2 
Nr. 1 nicht gewährleistet, weil sich die Waren nach 
französischem Recht im freien Verkehr befinden. 
Die ausdrückliche Bestimmung ist deshalb erforder- 
lich. 
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Absatz 3: Die Ermächtigung ist erforderlich, um das 
in Absatz 2 genannte Zollgut erfassen und, soweit 
es bereits zu einem vorläufigen Zollverfahren nach 
französischem Recht abgefertigt worden ist, unmit- 
telbar in das entsprechende deutsche Zollverfahren 
überleiten zu können. Um die Überleitung zu er- 
leichtern und zu vereinfachen, kann bestimmt wer- 
den, daß vorübergehend zugunsten der Zollbeteilig- 
ten von deutschen Verfahrensvorschriften abge- 
wichen werden kann. 

Absatz 4: Da das französische Zollrecht eine be- 
dingte Zollschuld nicht kennt, muß klargestellt wer- 
den, daß bei Überleitung in ein Zollvormerkverfah- 
ren eine bedingte Zollschuld entsteht. 

Zu § 6 

Absatz 1: Die Zollbefreiung für die in Absatz 1 
Nr. 1 und 2 genannten Waren ist gerechtfertigt, weil 
diese Waren nicht zollhängig geworden wären, 
wenn sie erst nach Ablauf der Übergangszeit aus 
dem Saarland in das übrige Bundesgebiet oder um- 
gekehrt verbracht worden wären. Soweit bereits 
eine bedingte Zollschuld entstanden ist (z. B. bei der 
vorübergehenden Einfuhr von Kraftfahrzeugen aus 
dem Saarland in das übrige Bundesgebiet), fällt sie 
weg. Von der Zollbefreiung sind Mineralöle ausge- 
nommen, soweit für sie bei der Ausfuhr aus dem 
übrigen Bundesgebiet Zoll vergütet worden ist. 

Bei Absatz 1 Nr. 3 handelt es sich um eine über- 
gangsregelung für auslaufende Begünstigungen. 
Sie soll wenig einträgliche Verwaltungsarbeit durch 
die Erfassung meist kleiner Bestände beim Ver- 
braucher unnötig machen, andererseits aber einer 
unangemessenen Ausnutzung durch entsprechende 
Bevorratung Vorbeugen. 

Absatz 2: Die Zollbefreiungen auf Grund des § 69 
Abs. 1 Nr. 38 bis 41 des Zollgesetzes setzen voraus, 
daß die Waren vorher aus dem deutschen Zollgebiet 
in das Ausland verbracht worden sind. Um auch 
Waren, die vor Ablauf der Übergangszeit aus dem 
Saarlande vorübergehend nach Frankreich oder drit- 
ten Ländern verbracht worden sind, in den Genuß 
der Zollvergünstigungen des § 69 Abs. 1 Nr. 38 
bis 41 des Zollgesetzes kommen zu lassen, ist die 
Vorschrift des Absatzes 2 erforderlich. 

Zu § 7 

Absatz 1: Nach Artikel 63 Abs. 2 Buchstabe c des 
Saarvertrages sind Kontingentswaren zum Verbleib 
im Saarland abzufertigen. Da das Zollgesetz eine 
Abfertigung zum Verbleib in einem bestimmten Teil 
des Zollgebietes nicht kennt, ist zur Vermeidung 
von Auslegungszweifeln eine gesetzliche Konkreti- 
sierung des Artikels 63 Abs. 2 des Saarvertrages 
erforderlich. Die ursprünglich nach dem Saarvertrag 
auf unbestimmte Zeit vorgesehenen Zollvergünsti- 
gungen für den saarländisch-französischen Waren- 
austausch verlieren mit dem laufenden Abbau der 
Binnenzölle auf Grund des EWG-Vertrages immer 
mehr an Bedeutung. Es erscheint daher gerecht- 
fertigt, die Kontingentswaren grundsätzlich unter 
Zollfreischreibung zum freien Verkehr abzufertigen. 
Die Zollbefreiung setzt lediglich voraus, daß die 
Waren bei der Einfuhr zum Verbleib im Saarland 


bestimmt sind. Durch Rechtsverordnung trifft der 
Bundesminister der Finanzen nähere Bestimmungen 
darüber, daß der Einführer eine entsprechende 
schriftliche Erklärung bei der Abfertigung abzu- 
geben und auf Verlangen der Zollstelle glaubhaft 
zu machen hat. 

Absatz 2: Für bestimmte Kontingentswaren wird 
insbesondere mit Rücksicht auf zwischenstaatliche 
Verpflichtungen oder zur Vermeidung einer wirt- 
schaftlichen Schädigung von inländischen Erzeugern, 
Verarbeitern und Händlern die in Artikel 63 Abs. 2 
Buchstabe d des Saarvertrages vorgesehene Ver- 
bleibskontrolle notwendig sein. Der Bundesminister 
der Finanzen soll deshalb durch Rechtsverordnung 
anordnen können, daß diese Kontingentswaren zur 
Überwachung ihres Verbleibs im Saarland zum Zoll- 
sicherungsverkehr abgefertigt werden. Das Verfah- 
ren kann der Bundesminister der Finanzen auf 
Grund der Ermächtigungen in § 16 Abs. 1, § 101 
Abs. 2 und § 103 Abs. 1 des Zollgesetzes durch 
Rechtsverordnung regeln. 

Absatz 4: Entsprechend dem Grundsatz des § 40 des 
Zollgesetzes stellt die Bestimmung klar, daß die zur 
Abfertigung der Kontingentswaren befugten Zoll- 
stellen durch Verwaltungsvorschrift bestimmt wer- 
den können. 

Zu § 8 

Mit dem Übergang der Zollhoheit im Saarland auf 
die Bundesrepublik muß dort auch das im Bundes- 
gebiet für Zollbeamte geltende Waffengebrauchs- 
recht in Kraft gesetzt werden. Zur Zeit ist dies noch 
das Gesetz über den Waffengebrauch des Grenz- 
aufsichtspersonals der Reichsfinanzverwaltung vom 
2. Juli 1921 (RGBl. S, 935). Rechtssystematisch steht 
es dem Zollrecht (vgl. § 42 des Zollgesetzes) nahe, 
so daß es angebracht erscheint, seine Inkraftsetzung 
im Saarland in dieses Gesetz aufzunehmen. 


ZUM DRITTEN TEIL 

Zu § 9 

Verbrauchsteuerbare Waren unterliegen der Ver- 
brauchsteuer, wenn sie im Erhebungsgebiet herge- 
stellt oder in das Erhebungsgebiet eingeführt wer- 
den. Die Steuerschuld selbst entsteht im allgemei- 
nen dadurch, daß die Waren (bei Herstellung im 
Erhebungsgebiet) aus dem Herstellungsbetrieb ent- 
fernt oder (bei Einfuhr in das Erhebungsgebiet) zum 
freien Verkehr abgefertigt werden. Das Saarland 
war vor dem Ablauf der Übergangszeit noch nicht 
Erhebungsgebiet im Sinne der bundesdeutschen 
Verbrauchsteuergesetze. Nach § 9 sind verbrauch- 
steuerbare Waren, bei denen der Tatbestand erfüllt 
wird, der die Steuerschuld begründet, auch dann 
steuerbar, wenn sie vor dem Ablauf der Übergangs- 
zeit im Saarland hergestellt oder in das Saarland 
verbracht worden sind. 

Zu § 10 

Absatz 1: Durch diese Vorschrift wird erreicht, daß 
auch die saarländischen Hersteller Zigaretten und 
Rauchtabak in den sogenannten Vorschaltsteuer- 


24 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1007 


klassen hersteilen und die Steuererleichterung nach 
den §§ 81 ff des Tabaksteuergesetzes erhalten 
können. 

Absatz 2: Die Verordnung vom 27. Juli 1957 beruht 
auf Artikel 3 des Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Tabaksteuergesetzes. Auf Grund dieser Ermäch- 
tigung konnte eine Regelung für die Steuererleich- 
terungen nur für die Übergangszeit getroffen wer- 
den. Da die Tabaksteuer für aus dem Saarland in 
das übrige Bundesgebiet eingeführte Erzeugnisse 
zum Teil erst nach Ablauf der Übergangszeit ge^ 
zahlt wird, bedurfte es einer Übergangsregelung. 

Zu § 11 

Die saarländische Zigaretten- und Rauchtabakindu- 
strie war gezwungen, französische Rohtabake zu 
übernehmen, die in Güte und Geschmack den Be- 
dürfnissen des deutschen Marktes nicht entspre- 
chen. Diese Rohtabake werden nur bei der Herstel- 
lung sogenannter schwarzer Zigaretten und billige- 
rer Feinschnittsorten aufgebraucht werden können. 
Die Vorschrift ermöglicht es, sie bei der Herstellung 
von Erzeugnissen der Steuerklassen B 1 und C 1 
bis 4 des § 3 Abs. 1 des Tabaksteuergesetzes zu 
verwenden. 

Zu § 12 

Dieser Vorschrift bedurfte es im Hinblick auf die 
§§ 200, 200a der Reichsabgabenordnung, weil die 
saarländischen Regie-Erzeugnisse und die Zigaret- 
tenhüllen nicht mit Steuerzeichen versehen sind und 
die Packungen nicht den Vorschriften des Tabak- 
steuerrechts entsprechen. 

Zu § 13 

Die Aufhebung der Tabak- und Zündwarenregie, 
die Einführung des Tabaksteuerrechts und die Über- 
leitung der Betriebe aus der Marktordnung des 
Monopols in die Marktwirtschaft des Bundes- 
gebietes greifen tief in den wirtschaftlichen Status 
der Betriebe ein. Da es sich dabei um einen ihre 
Existenz gefährdenden, steuerrechtlich bedingten 
Eingriff handelt, muß ihnen eine Übergangshilfe 
(Starthilfe) gewährt werden. In Anlehnung an die 
Übergangshilfe, die sie bei der Wiedereingliede- 
rung im Jahre 1935 erhalten haben, werden ihnen 
Freisteuerzeichen zur Verfügung gestellt. 

Die Regelung ist so gestaltet, daß die Hersteller 
mit diesen Steuerzeichen auch noch die dem Tabak- 
steuerrecht nicht entsprechenden Regie-Erzeugnisse 
versteuern können (Absatz 3). Dadurch wird es 
möglich, daß sie ihre alte Produktion auslaufen 
lassen und Restbestände an Tabak und Packungen 
aufbrauchen können und die Kontinuität der Pro- 
duktion nicht durch die Umstellung auf andere Er- 
zeugnisse unterbrechen müssen. Der Absatz der 
nicht dem Tabaksteuerrecht entsprechenden typisch 
saarländischen Erzeugnisse ist auf das Saarland be- 
schränkt worden, um eine Beunruhigung des Mark- 
tes des übrigen Bimdesgebietes zu verhindern (Ab- 
satz 3 letzter Satz). 

Nach Absatz 4 können die Hersteller auf die Frei- 
steuerzeichen verzichten oder sie zurückgeben und 


sich innerhalb eines Jahres einen dem Wert der 
Steuerzeichen entsprechenden Betrag auszahlen 
lassen. Hersteller, die erkennen, daß sie ihre Er- 
zeugnisse nicht mehr absetzen können, und die des- 
halb ihren Betrieb nicht fortführen, können dadurch 
die nach § 13 für sie vorgesehene Umstellungsbei- 
hilfe um den Steuerwert der Freisteuerzeichen er- 
höhen, auf die sie verzichten oder die sie zurück- 
geben. 

Zu § 14 

Die Regelung entspricht dem § 13. Sie trägt dem 
Umstand Rechnung, daß Kautabak steuerlich nur 
durch Versteuerung des zu seiner Herstellung ver- 
wendeten Rohtabaks erfaßt wird. 

Zu § 15 

Die Regelungen sollen Schäden ausgleichen, die den 
saarländischen Herstellern durch die Aufhebung 
des Monopols und die Einführung des Tabaksteuer- 
rechts entstehen. 

Zu § 16 

Auf die Begründung zu § 13 wird hingewiesen. 

Bei den 16 im Saarland bestehenden Herstellungs- 
betrieben für Tabakerzeugnisse handelt es sich um 
Kleinbetriebe und kleinere Mittelbetriebe, die bis- 
her mit gesicherter Rendite für die saarländische 
Tabak- und Zündwarenregie gearbeitet haben. 
Während die Tabakwarenherstellungsbetriebe des 
Bundesgebietes bei der Eingliederung ihre Erzeug- 
nisse ohne weiteres im Saargebiet absetzen und 
sich dabei auf ihre in den Grenzgebieten vorhan- 
denen Verkaufsorganisationen stützen können, 
müssen die saarländischen Betriebe ihre Fabrika- 
tionsmethoden vollständig umstellen und dabei die 
Kleinverkaufspreise, Packungsgrößen und Stück- 
gewichte den Vorschriften des Tabaksteuergesetzes 
anpassen. Sie müssen außerdem eigene Verkaufs- 
organisationen, über die sie als Monopollieferanten 
nicht verfügen, sowohl im Bundesgebiet als auch 
im Saargebiet aufbauen. Hinzu kommt, daß viele 
Tabakerzeugnisse des Bundesgebietes — vor allem 
Zigaretten — als Markenartikel durch die Reklame 
der Industrie in Illustrierten, Wochenzeitschriften 
usw. dem saarländischen Raucher weitgehend be- 
kannt, die saarländischen Tabakerzeugnisse da- 
gegen im Bundesgebiet nicht mehr bekannt sind. 
Unter diesen Umständen wird ein Teil der saar- 
ländischen Betriebe dem Wettbewerbskampf mit 
den Tabakwarenherstellungsbetrieben des Bundes- 
gebietes nicht gewachsen sein. Diesen durch die 
Aufhebung der Tabakregie betroffenen Betrieben 
soll durch eine Umstellungsbeihilfe die Möglichkeit 
gegeben werden, aus der Branche auszuscheiden 
und sich eine andere wirtschaftliche Existenz zu 
schaffen. 

Zu § 17 

Nach § 3 des Biersteuergesetzes wird die Biersteuer 
nach bestimmten Staffelsätzen berechnet. Erst wenn 
in einer Brauerei mehr als 120 000 hl erzeugt worden 
sind, wird der höchste in Betracht kommende Satz 
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angewendet. Nach § 17 sollen die Biermengen, die 
in dem laufenden Rechnungsjahr vor dem Ablauf 
der Übergangszeit im Saarland erzeugt sind, bei der 
Berechnung der Staffelsätze unberücksichtigt blei- 
ben. Saarländische Brauereien sollen also ohne 
Rücksicht auf die frühere Erzeugung auch dann in 
den Genuß der niedrigeren Staffelsätze kommen, 
wenn unter Hinzurechnung der vor dem Ablauf der 
Übergangszeit erzeugten Biermengen auf sie be- 
reits ein höherer oder der höchste Staffelsatz anzu- 
wenden gewesen wäre. 

Zu § 18 

Es besteht die Möglichkeit, daß das bundesdeutsche 
Reinheitsgebot (§§ 9 und 10 des Biersteuergesetzes) 
vor dem Ablauf der Übergangszeit im Saarland 
nicht in derselben Strenge angewendet worden ist 
wie in dem übrigen Bundesgebiet. § 18 soll sicher- 
stellen, daß saarländische Biervorräte nicht ledig- 
lich deshalb, weil sie den strengen bundesrecht- 
lichen Vorschriften nicht entsprechen, vernichtet 
werden müssen. 

Zu § 19 

Die bundesdeutschen Bestimmungen über die Koh- 
lenabgabe, die im übrigen Bundesgebiet am 31. De- 
zember 1959 auslaufen, sollen im Saarland nicht 
mehr in Kraft gesetzt werden. 

Zu § 20 

§ 1 des Süßstoffgesetzes, wonach zur Herstellung 
und zur Einfuhr von Süßstoff nur der berechtigt ist, 
dem die Bundesregierung die Erlaubnis dazu er- 
teilt hat, soll auf Vorräte, die im Saarland vor- 
handen sind, innerhalb der ersten drei Monate nach 
dem Ablauf der Übergangszeit noch nicht ange- 
wendet werden. Voraussetzung ist, daß die Beschaf- 
fenheit dieser Vorräte den beim Ablauf der 
Übergangszeit im Saarland geltenden Vorschriften 
entspricht. 

Zu § 21 

Das Inkrafttreten der in § 21 genannten Landesge- 
setze und -Verordnungen, die nach Artikel 124 des 
Grundgesetzes innerhalb ihres Geltungsbereiches 
Bundesrecht geworden sind, mußte ausgeschlossen 
werden. Im Saarland soll allein das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über das Branntweinmono- 
pol vom 21. Oktober 1948 (WiGBl S. 103) in der 
Fassung des Gesetzes über die Steuerbefreiung von 
Branntwein zur Herstellung von Treibstoff vom 
10. August 1949 (WiGBl S. 248) in Kraft treten. 

Zu § 22 

Nach § 63 der Grundbestimmungen wird Monopol- 
ausgleich bei der Einfuhr von Branntwein in Fällen 
der Befreiung vom Einfuhrzoll nicht erhoben. Der 
Ausschluß der Anwendung dieser Vorschrift stellt 
sicher, daß auch der Monopolausgleich wie die 
übrigen Verbrauchsteuern unabhängig von et- 
waigen Zollbefreiungen erhoben wird. 


Nach § 154 Abs. 2 des Branntweinmonopolgesetzes 
wird Monopolausgleich im Zwischenauslandsver- 
kehr (§ 69 Abs. 1 Nr. 38 des Zollgesetzes) nicht 
erhoben. Durch den Ausschluß der Anwendung die- 
ser Vorschrift wird verhindert, daß der Zwischen- 
auslandsverkehr zur Umgehung der in § 23 

angeordneten Erhebung der Branntweinsteuer 
mißbraucht wird. 

Gleiche Mißbräuche sind zur Umgehung der in den 
Durchführungsbestimmungen zu § 18 Abs. 1 Nr. 2 
des Gesetzes über die Eingliederung des Saarlandes 
vom 23. Dezember 1956 vorzusehenden Nachver- 
steuerung von Essigsäure denkbar. Deshalb ist 
auch die Anwendung des § 161a Abs. 3 des Brannt- 
weinmonopolgesetzes ausgeschlossen worden. 

Zu § 23 

Branntwein, der beim Ablauf der Übergangszeit 
nach dem bisher geltenden Recht noch unversteuert 
in Brennereien, bei Großhändlern oder in Verwen- 
dungsbetrieben lagert, muß zur Besteuerung heran- 
gezogen werden. Nach dem geltenden Bränntwein- 
I monopolgesetz entsteht die Branntweinsteuerschuld 
; mit der Gewinnung des Branntweins bzw. mit dem 
j Bezug des Branntweins von der Bundesmonopolver • 

! waltung für Branntwein. Für Branntwein, der beim 
I Ablauf der Übergangszeit im Saarland lagert, tref- 
fen diese Entstehungstatbestände nicht zu. Es mußte 
daher ein spezieller steuerschuldbegründender Tat- 
bestand geschaffen und Bestimmungen über die 
Steuersätze, den Steuerschuldner und die Fälligkeit 
der Steuerschuld getroffen werden. Dabei ist für 
Branntwein, der nach bisher im Saarland geltendem 
Recht zur Steuer nicht herangezogen worden ist, die 
Steuerbefreiung belassen worden. 

Zu § 24 

Die Vorschrift trägt dem Bedürfnis Rechnung, den 
nach Ablauf der Übergangszeit im Saarland vor- 
handenen unversteuerten Branntwein, der dem vol- 
len Steuersatz unterliegt, in gleicher Weise zu la- 
gern, wie das nach § 91 des Branntweinmonopol- 
gesetzes für Branntwein, der mit dem vollen Steuer- 
satz belastet ist, möglich ist. 

Zu § 25 

Durch die amtliche Überwachung des nach bisheri- 
gem Recht oder nach § 23 Abs. 1 steuerbegünstigten 
oder steuerfreien Branntweins soll sichergestellt 
werden, daß der Branntwein dem begünstigten Ver- 
wendungszweck zugeführt wird. Absatz 2 regelt 
die steuerschuldrechtlichen Folgen, die bei einer be- 
stimmungswidrigen Verwendung des Branntweins 
oder bei einer Verletzung der Überwachungsmaß- 
nahmen eintreten. 

Zu § 26 

Zur Ausfuhr bestimmter Branntwein konnte nach 
bisher geltendem Recht vom französischen Alkohol- 
amt steuerbefreit und preisbegünstigt bezogen 
j werden. Wird solcher Branntwein bestimmungs- 
I widrig verwendet, so würde nach § 23 i. V. mit 
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§ 25 Abs. 2 nur die Steuerschuld in Höhe der 
Branntweinsteuer von 1000 DM je Hektoliter Wein- 
geist entstehen, der Preisvorteil dem Verwender 
aber belassen bleiben. Dieses unbillige Ergebnis 
wird dadurch verhindert, daß in solchen Fällen der 
Bezieher den Unterschied zwischen dein an das fran- 
zösische Alkoholamt gezahlten Ausfuhrpreis und 
dem regelmäßigen Verkaufpreis der Bundesmono- 
polverwaltung für Branntwein zu entrichten hat. 

Die Bindung der Steuer- und preisbegünstigten 
Ausfuhr an eine von der zuständigen Zollstelle zu 
bestimmende Frist soll zu einer baldigen Abwick- 
lung der Ausfuhren beitragen, um Überschneidun- 
gen in den Überwachungsmaßnahmen mit dem von 
der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein zu 
beziehenden Branntwein zu vermeiden. 

Zu § 27 

Brennereien, die schon vor dem Inkrafttreten des 
französischen Rechts, also vor dem 20. November 
1947 bestanden haben, werden nach den Absätzen 
1 und 2 wieder in die Rechte eingesetzt, die sie vor 
die"sem Zeitpunkt unter der Geltung des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol gehabt haben. 

Den nach dem Inkrafttreten des französischen 
Rechts entstandenen, nicht verschlußsicher einge- 
richteten Brennereien soll nach Absatz 3 schon vor 
der Festsetzung der Grenzzahl die Rechtstellung der 
Abfindungsbrennereien zuerkannt werden, sofern 
sie die übrigen Voraussetzungen des § 116 der 
Brennereiordnung erfüllen. 

Zu § 28 

Verschlußbrennereien können nach § 32 des Brannt- 
weinmonopolgesetzes nur von 10 zu 10 Jahren, das 
nächste Mal im Betriebsjahr 1962/63, zum Brenn- 
recht veranlagt werden. § 28 schafft die Möglichkeit 
einer sofortigen Veranlagung für die Verschluß- 
brennereien, die nach dem 30. September 1943, dem 
letzten Veranlagungszeitpunkt nach deutschem 
Recht, errichtet worden sind. 

Zu § 29 

Nicht verschlußsicher eingerichtete Brennereien 
können nur innerhalb der Grenzzahl zur Abfindung 
zugelassen werden. Diese Grenzzahl geht zurück 
auf die Zahl der am 1. Oktober 1919 in den ein- 
zelnen Verwaltungsbezirken vorhandenen Abfin- 
dungsbrennereien. Für das Saarland kann auf eine 
solche Zahl nicht zurückgegriffen werden. Sie muß 
unter Berücksichtigung der inzwischen entstande- 
nen, nach § 27 Abs. 3 zur Abfindung zuzulassenden 
Brennereien neu festgesetzt werden. 

Zu § 30 

Bestimmte Obstbrennereien und Stoffbesitzer dür- 
fen nach § 41 des Branntweinmonopolgesetzes unter 
den dort genannten Voraussetzungen im zehn- 
jährigen Abschnitt das Zehnfache ihrer Jahreser- 
zeugungsmenge hersteilen, ohne die jährlichen Er- 
zeugungsgrenzen einhalten zu müssen. Der gegen- 
wärtige laufende Abschnitt umfaßt die Zeit vom 


1. Oktober 1953 bis 30. September 1963. § 30 setzt 
für die während des laufenden Abschnitts hinzu- 
tretenden Brennereien und Stoffbesitzer die bis 
zum Ende des Abschnitts herstellbare Weingeist- 
menge nach der Zahl der restlichen Abschnittsjahre 
fest. 

Zu § 31 

Im Saarland erzeugter, beim Ablauf der Übergangs- 
zeit noch unverarbeiteter Branntwein wäre nach 
§ 58 des Branntweinmonopolgesetzes an die Bun- 
desmonopolverwaltung für Branntwein abzuliefern. 
Eine solche Ablieferungspflicht kann in der Über- 
gangszeit zu Schwierigkeiten führen und bei kleine- 
ren Mengen und weiten Frachtwegen unwirtschaft- 
lich sein. Es ist daher nur die Pflicht zur Anbietung 
solchen Branntweins vorgesehen und der Entschei- 
dung der Bundesmonopolverwaltung für Brannt- 
wein Vorbehalten, ob sie den Branntwein gegen 
Zahlung eines angemessenen Preises übernehmen 
will. Branntwein, der nach § 76 des Branntwein- 
monopolgesetzes von der Ablieferungspflicht befreit 
ist und Branntwein, der vom französischen Alkohol- 
amt bezogen worden ist, ist von der Anbietungs- 
pflicht ausgenommen. 

Zu § 32 

Essigsäure, die im Rahmen der in Artikel 63 des 
Saarvertrages vorgesehenen zolltariflichen Kontin- 
gente in das Saarland eingeführt wird, wird nach 
der Vorschrift des § 32 der Belastung unterworfen, 
die Essigsäure unter Ausschluß der zum Schutz des 
Branntweinmonopols nach §§ 161 und 165 Abs. 3 
des Branntweinmonopolgesetzes erhöhten Besteue- 
rung zu tragen hat. Absatz 2 sichert die bestim- 
mungsgemäße Verwendung der eingeführten 
steuerfreien Essigsäure. 

Zu § 33 

Die Ermächtigung des § 33 trägt dem Umstand Rech- 
nung, daß im Saarland vorhandene Trinkbrannt- 
weinerzeugnisse den Bestimmungen des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol über die Kennzeich- 
nung, den Weingeistgehalt und die Bezeichnung 
nicht in allen Fällen entsprechen. 

Zu § 34 

Die Gewährung der Ausfuhrvergütung auch in den 
Fällen, in denen Branntwein nach dem bisher im 
Saarland geltenden Recht bezogen und versteuert 
worden ist, soll im Interesse der Wirtschaft des 
Saarlandes verhindern, daß Beziehungen mit dem 
Ausland unterbrochen werden, solange Branntwein 
und Branntweinerzeugnisse, für die die Vergünsti- 
gungen des § 105 des Branntweinmonopolgesetzes in 
Anspruch genommen werden können, noch nicht zur 
Verfügung stehen. 

Mit der Berechnung der Ausfuhrvergütung nach 
Absatz 2 werden dem im Saarland vorhandenen, 
zur Ausfuhr bestimmten Branntwein die Vergünsti- 
gungen des § 105 des Branntweinmonopolgesetzes 
eingeräumt. 
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Zu § 35 

Die im Saarland bestehende Zündholzfabrik soll in 
das Zündwarenmonopol eingegliedert und der deut- 
schen Gruppe der Unternehmer zugeteilt werden 
(§ 6 des Zündwarenmonopolgesetzes). 

Zu § 36 

Nach § 5 des Zündwarenmonopolgesetzes sind zur 
Herstellung von Zündwaren nur solche Unterneh- 
mer berechtigt, denen eine Beteiligungsziffer zur 
Nutzung überlassen wird. Die Höhe der Beteili- 
gungsziffer für die saarländische Zündholzfabrik 
soll durch Beschluß des Aufsichtsrats der Deutschen 
Zündwaren-Monopolgesellschaft festgesetzt werden. 
Um sicherzustellen, daß die saarländische Zünd- 
holzfabrik Zündwaren in einem angemessenen Ver- 
hältnis zu den übrigen Zündholzfabriken im Bun- 
desgebiet hersteilen kann, soll die Wirksamkeit des 
Beschlusses des Aufsichtsrats von der Genehmigung 
des Bundesministers der Finanzen und des Bundes- 
ministers für Wirtschaft abhängig gemacht werden. 

Zu § 37 

Nach § 14 Abs. 1 Nr. 4 des Zündwarenmonopol- 
gesetzes ist der Bund verpflichtet, die Hälfte des 
Reingewinnes der Deutschen Zündwaren-Monopol- 
gesellschaft an die Svenska Tändsticks Aktiebolaget 
abzuführen. Das gilt nur für den Absatz an Zünd- 
waren aus den Unternehmen, die bei Inkrafttreten 
des Zündwarenmonopolgesetzes am 1. Juni 1930 
unter dieses Gesetz fielen. Hierzu gehört die saar- 
ländische Zündholzfabrik nicht. Der Gewinnanteil 
aus ihrem Absatz steht mithin ausschließlich dem 
Bund zu. 

Zu § 38 

Von der saarländischen Zündholzfabrik wird aus- 
schließlich Schachtelware hergestellt, die nach Be- 
schäffenheit und Schachtelinhalt der im übrigen 
Bundesgebiet abgesetzten Haushaltsware entspricht. 

Zu § 39 

Der Kleinverkaufspreis für eine Schachtel Zünd- 
hölzer beträgt im Saarland 10 ffr,, während er im 
übrigen Bundesgebiet 5 Pf beträgt. Damit der Han- 
del seine Bestände an Zündwaren ohne Verlust zu 
dem niedrigeren Preise von 5 Pf je Schachtel ab- 
setzen kann, soll aus Mitteln der Deutsdien Zünd- 
waren-Monopolgesellschaft zu Lasten des Gewinn- 
anteils des Bundes eine Preisvergütung für die 
vorhandenen Bestände gezahlt werden. 

Zu § 40 

Die begünstigten Verwendungszwecke stimmen im 
französischen und im deutschen Recht nicht überein. 
Bei der Überleitung soll in den Fällen, die später 
nicht begünstigt sind, der Aufbrauch beim Ver- 
braucher vorhandener Bestände noch einen 
Monat lang nach den alten Bestimmungen zu- 
gelassen werden. Dadurch soll unnötige Verwal- 
tungsarbeit (Erfassung dieser meist kleinen Be- 
stände) vermieden werden. 


Zu § 41 

Die Überleitung des Verbrauchsteuer- und Mono- 
polrechts macht es erforderlich, für das Saarland 
gewisse Übergangsbestimmungen über die Steuer- 
und Monopolaufsicht, das Verfahren und die Ver- 
packung und Kennzeichnung zu erlassen, die von 
den Bestimmungen des allgemeinen Verbrauch- 
steuer- und Monopolrechts der Bundesrepublik ab- 
weichen. Zum Erlaß dieser Bestimmungen soll der 
Bundesminister der Finanzen ermächtigt werden, 
da es sich hierbei durchweg um die Regelung von 
Einzelheiten handelt, die nach dem System des 
Verbrauchsteuer- und Monopolrechts nicht in die 
Gesetze selbst, sondern in die dazu ergangenen 
Durchführungsverordnungen gehören, und weil zur 
Vermeidung von Schwierigkeiten auch eine gewisse 
Beweglichkeit beim Erlaß dieser Bestimmungen er- 
forderlich ist. In einzelnen Fällen sollen Abwei- 
chungen von den Bestimmungen des Verbrauch- 
steuerrechts über die Steueraufsicht und das Ver- 
fahren auch im Verwaltungswege getroffen werden 
können, damit bei der Überleitung keine Reibungen 
entstehen. 

ZUM VIERTEN TEIL 

Zu § 42 

Die Einführung des Einkommensteuerrechts des 
Bundes im Saarland macht es erforderlich, das Ein- 
kommensteuergesetz (EStG) des Bundes in folgen- 
den Punkten den saarländischen Besonderheiten 
anzupassen: 

a) Zu Ziffer 1 

Die Zinsen aus Anleihen, die von der Landes- 
bank und Girozentrale Saar, Saarbrücken, von 
1951 bis zum Ablauf der Übergangszeit aus- 
gegeben worden sind, genießen auf Grund saar- 
ländischer Rechtsvorschriften Steuerfreiheit. In 
diesen Rechtsvorschriften ist die Steuerfreiheit 
zum Teil ausdrücklich für die gesamte Laufzeit 
dieser Anleihen und für jeden späteren Erwerber 
zugesichert. Da aber die entsprechenden saar- 
ländischen Rechtsvorschriften mit dem Ablauf 
der Übergangszeit außer Kraft treten, würde 
auch die Steuerfreiheit der in Frage stehenden 
Zinsen entfallen. Im Hinblick auf die den Gläu- 
bigern durch den saarländischen Gesetz- bzw. 
Verordnungsgeber gegebene Zusage und zur 
Vermeidung von Kurseinbrüchen bei diesen 
Emissionen nach der wirtschaftlichen Eingliede- 
rung des Saarlandes erscheint es geboten, die 
Steuerfreiheit der Zinsen aus den Emissionen 
der Landesbank und Girozentrale Saar in dem 
bisherigen Umfang aufrechtzuerhalten. Das soll 
durch die Ergänzung des § 3 EStG geschehen. 

b) Zu Ziffer 2 

Mit dem Inkrafttreten des Einkommensteuer- 
gesetzes des Bundes wird die Steuerfreiheit im 
Sinn des § 3a EStG auch auf Zinsen aus Anleihen 
ausgedehnt, die im Saarland ausgegeben worden 
sind. Um eine einheitlidie Behandlung der Zin- 
sen aus im Bimdesgebiet und in Berlin (West) in 
der Reichsmarkzeit ausgegebenen Industrie- 
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Obligationen mit im Saarland vor der im Jahr 

1947 im Saarland durchgeführten Währungsum- 
rechnung begebenen Industrieobligationen her- 
beizuführen, muß in § 3a Abs. 1 Ziff, 3 vor- 
letzter Satz EStG neben den Stichtagen vom 
20. Juni 1948 (Bundesgebiet) und vom 24. Juni 

1948 (Berlin-West) der 19. November 1947 auf- 
geführt werden. 

c) Zu Ziffer 3 

Nach § 43 Abs. 1 Ziff. 3 bis 5 EStG unterliegen 
die Zinsen aus bestimmten, vor dem 1. Januar 
1955 im Bundesgebiet oder in Berlin (West) aus- 
gegebenen festverzinslichen Anleihen einem 
30 Voigen Steuerabzug vom Kapitalertrag, durch 
den die Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer 
sowie die Gewerbesteuer abgegolten sind (Ku- 
ponsteuer). Mit der Einführung des bundes- 
deutschen Einkommensteuerrechts im Saarland 
würden auch vom Eingliederungstag ab fällig 
werdende Zinsen aus Anleihen, die im Saarland 
ausgegeben worden sind und die den Voraus- 
setzungen der bezeichneten Vorschriften ent- 
sprechen, dem 30 Voigen Kuponsteuerabzug un- 
terliegen. Damit würde nach einer teilweise lan- 
gen Laufzeit derartiger Anleihen die Besteue- 
rung völlig neu geregelt. Da erfahrungsgemäß 
gerade bei festverzinslichen Wertpapieren solche 
Änderungen Beunruhigung unter den Gläubigern 
auslösen, und da auch einem nicht gering zu 
veranschlagenden Teil der Gläubiger ohnedies 
ein Kuponsteuerabzug unerwünscht sein dürfte, 
soll durch § 42 Ziff. 3 des Gesetzentwurfs aus- 
geschlossen werden, daß die Vorschriften über 
den Kuponsteuerabzug bei Zinsen aus im Saar- 
land begebenen festverzinslichen Anleihen an- 
zu wenden sind. 

Zu § 43 

Infolge der Zusammenfassung des Zeitraums vom 
Tag der Eingliederung bis zum 31. Dezember 1959 
mit dem Kalenderjiahr 1960 zum Veranlagungszeit- 
raum 1959/60 ist es notwendig, das im übrigen 
Bundesgebiet und in Berlin (West) geltende Ein- 
kommensteuerrecht dieser iBesonderheit anzupassen. 
§ 43 Abs. 1 des Gesetzentwurfs bestimmt deshalb, 
daß auf die natürlichen Personen, die am Einglie- 
derungstag im Saarland unbeschränkt oder be- 
schränkt steuerpflichtig waren, das im übrigen 
Bundesgebiet geltende Einkommensteuerrecht unter 
Berücksichtigung der in §§ 44 bis 65 enthaltenen 
Übergangsvorschriften anzuwenden ist. 

Die Verlängerxmg des ersten Veranlagungszeit- 
raums im Saarland würde in den Fällen zu Schwie- 
rigkeiten führen, in denen im Laufe des Veranla- 
gungszeitraums 1959/60 ein Steuerpflichtiger, der 
bei Ablauf der Übergangszeit im Saarland wohnte 
oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, in das 
Bundesgebiet verzieht oder dort seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt nimmt. § 43 Abs. 2 des Gesetz- 
entwurfs sieht zur Vermeidung solcher Schwierig- 
keiten vor, daß die Veranlagung in einem solchen 
Fall für den Veranlagungszeitraum 1959/60 noch im 
Saarland vorzunehmen ist. 


Ähnliche Schwierigkeiten könnten sich umgekehrt 
ergeben, wenn eine natürliche Person, die bei Ab- 
lauf der Übergangszeit ihren Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im übrigen Bundesgebiet 
oder in Berlin (West) hatte, während des Veran- 
lagungszeitraums 1959/60 ihren Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Saarland nimmt. In sol- 
chen Fällen soll deshalb nach § 43 Abs. 3 des Ge- 
setzentwurfs die Veranlagung noch im übrigen 
Bundesgebiet oder in Berlin (West) nach den dort 
maßgebenden einkommensteuerlichen Vorschriften 
vorgenommen werden. 

Zu § 44 

Nach § 25 EStG wird der Steuerpflichtige mit dem 
im Kalenderjahr (Veranlagungszeitraum) bezogenen 
Einkommen veranlagt. Um eine doppelte Veran- 
lagung im Kalenderjahr der wirtschaftlichen Ein- 
gliederung zu vermeiden, bestimmt § 44 Abs. 1, daß 
erster DM- Veranlagungszeitraum die Zeit vom Ein- 
gliederungstag bis zum 31. Dezember 1960 ist (ver- 
längerter Veranlagungszeitraum 1959/60). 

Absatz 2 ist bedingt durch den Übergang von der 
Franken- auf die Deutsche Mark-Währung, der eine 
Franken-Schlußbilanz und eine DM-Eröffnimgs- 
bilanz erforderlich macht. 

Zu § 45 

Mit Rücksicht auf den verlängerten Veranlagungs- 
zeitraum 1959/60 (§ 44 Abs. 1) müssen die in § 45 
aufgeführten Jahresbeträge umgerechnet werden. 
Aus Vereinfachungsgründen ist dabei der Monat, 
in den der Eingliederungstag fällt, als voller Monat 
anzusetzen. 

Absatz 1 Ziff. 3: Bei der Lohnsteuer ist die Umrech- 
nung der Jahresbeträge auf den den ersten Er- 
hebungszeitraum umfassenden Zeitraum (§ 60) zur 
Anpassung der Lohnsteuer an den im ersten 
Erhebungszeitraum bezogenen Arbeitslohn erfor- 
derlich. 

Zu § 46 

Nach § 44 ist erster Veranlagungszeitraum die Zeit 
vom Eingliederungstag bis zum 31. Dezember 1960. 
Satz 1 schreibt deshalb vor, daß bei Land- und 
Forstwirten der Gewinn von Wirtschaftsjahren, die 
in der Zeit vom Eingliederungstag bis zum 31. De- 
zember 1959 beginnen und somit in vollem Umfang 
in den verlängerten Veranlagungszeitraum fallen, 
auch in vollem Umfang bei der Einkommensermitt- 
lung zu berücksichtigen ist. Satz 2 soll lediglich 
klarstellen, daß bei der Ermittlung des Einkommens 
außerdem der Gewinn des folgenden Wirtschafts- 
jahrs zeitanteilig nach § 2 Abs. 6 Ziff. 1 EStG zu 
berücksichtigen ist. 

Zu § 47 

Nach § 44 wird der Zeitraum vom Eingliederungs- 
tag bis zum 31. Dezember 1960 für die erste Ver- 
anlagung nach dem Eingliederungstag als einheit- 
licher Veranlagungszeitraum (Veranlagungszeit- 
raum 1959/60) behandelt. Dabei ist der Gewinn der 
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Wirtschaftsjahre zu erfassen, die in diesem Ver- 
anlagungszeitraum enden. Mit dem Eingliederungs- 
tag beginnt regelmäßig ein neues Wirtschaftsjahr. 
Dieses Wirtschaftsjahr wird in der Regel nur ein 
Rumpfwirtschaftsjahr sein. Aus Vereinfachungs- 
gründen gestattet § 47 Satz 1, daß dieses Rumpf- 
wirtschaftsjahr für die Gewinnermittlung mit dem 
folgenden im Veranlagungszeitraum 1959/60 enden- 
den vollen Wirtschaftsjahr zusammengefaßt wird, 
d. h. es wird auf einen Abschluß am Ende des 
Rumpfwirtschaftsjahrs verzichtet. Durch Satz 2 wird 
sichergestellt, daß dem Steuerpflichtigen in den 
Fällen, in denen die Höhe von Steuervergünstigun- 
gen für das einzelne Wirtschaftsjahr begrenzt ist 
(vgl. z. B. § 78 der Einkommensteuer-Durchführungs- 
verordnung [EStDV]), durch die Zusammenfassung 
der Wirtschaftsjahre kein Nachteil entsteht. Die 
Steuervergünstigungen sind auch im Fall der Zu- 
sammenfassung der im Veranlagungszeitraum 1959/ 
60 endenden Wirtschaftsjahre bei der Gewinnermitt- 
lung so zu berücksichtigen, als würde der Gewinn 
für die einzelnen Wirtschaftsjahre getrennt ermit- 
telt. Das gilt nach Satz 3 entsprechend, wenn der 
Teil des am Eingliederungstag laufenden Geschäfts- 
jahrs, der nach dem Eingliederungstag liegt, nach 
§ 7 des D-Markbilanzgesetzes für das Saarland mit 
dem folgenden Geschäftsjahr zu einem einheitlichen 
Geschäftsjahr (Wirtschaftsjahr) zusammengefaßt 
wird. 

Zu § 48 

Gewerbetreibende, deren Wirtschaftsjahr vom 
Kalenderjahr abweicht, haben infolge der Bildung 
eines mit dem Eingliederungstag beginnenden Wirt- 
schaftsjahrs (§ 44 Abs. 2) für den Veranlagungszeit- 
raum 1959/60 das Ergebnis eines Gewinnermitt- 
lungszeitraums zu versteuern, der kürzer ist als der 
Veranlagungszeitraum. Dies kann dazu führen, daß 
der Steuerpflichtige hinsichtlich des Steuersatzes, 
mit dem der im Veranlagungszeitraum 1959/60 zu 
versteuernde Einkommensbetrag zu versteuern ist, 
gegenüber denjenigen Steuerpflichtigen, deren Ge- 
winnermittlungszeitraum mit dem Veranlagungs- 
zeitraum übereinstimmt, im Vorteil ist. Dieser 
allein aus der Zwischenschaltung eines Bilanzstich- 
tags sich ergebende Vorteil erscheint nicht gerecht- 
fertigt. § 48 sieht deshalb vor, daß Gewerbetrei- 
bende mit einem vom Kalenderjahr abweichenden 
Wirtschaftsjahr im Veranlagungszeitraum 1959/60 
den zu versteuernden Einkommensbetrag mit dem 
Hundertsatz zu versteuern haben, der anzuwenden 
wäre, wenn das Ergebnis eines mit dem Veranla- 
gungszeitraum übereinstimmenden Gewinnermitt- 
lungszeitraums zu versteuern wäre. Zu diesem 
Zweck ist der im Veranlagungszeitraum 1959/60 zu 
versteuernde Gewinn entsprechend dem Verhält- 
nis des Umsatzes im Gewinnermittlungszeitraum 
zum Umsatz im Veranlagungszeitraum 1959/60 um- 
zurechnen und der Steuerbetrag festzustellen, der 
sich für den zu versteuernden Einkommensbetrag 
unter Berücksichtigung des umgerechneten Gewinns 
ergeben würde. Der diesem Steuerbetrag entspre- 
chende Vomhundertsatz ist dann auf den tatsäch- 
lichen, zu versteuernden Einkommensbetrag anzu- 
wenden. Bei der Umrechnung des Gewinns zum 


Zweck der Feststellung des anzuwendenden Vom- 
hundertsatzes müssen Veräußerungsgewinne, die 
mit den ermäßigten Steuersätzen des § 34 EStG zu 
versteuern sind, und die damit zusammenhängen- 
den Umsätze ausgeschieden werden, da diese Ge- 
winne einem Sondertarif unterliegen und deshalb 
bei der Feststellung des allgemeinen Steuersatzes 
nicht berücksichtigt werden dürfen (§ 49 Abs. 1 
und 2). 

Ist im Veranlagungszeitraum 1959/60 für den ab- 
weichenden Gewinnermittlungszeitraum ein Verlust 
zu berücksichtigen, so ergibt sich aus der Tatsache, 
daß der Gewinnermittlungszeitraum kürzer als der 
Veranlagungszeitraum ist, für den Steuerpflichtigen 
hinsichtlich des Steuersatzes kein Vorteil. Das Ver- 
fahren der Besteuerung mit einem besonders zu er- 
mittelnden Vomhundertsatz ist deshalb in diesen 
Fällen nicht anzuwenden (§48 Abs. 3 erster Halbsatz). 
Hat der Gewerbetreibende im Veranlagungszeit- 
raum 1959/60 das mit dem Kalenderjahr überein- 
stimmende Wirtschaftsjahr auf einen vom Kalender- 
jahr abweichenden Zeitraum umgestellt, so wird im 
Veranlagungszeitraum 1959/60 gleichfalls nur das 
Ergebnis eines kürzeren Gewinnermittlungszeit- 
raums erfaßt. Dieser Vorteil ist jedoch keine Folge 
der Aufstellung der DM-Eröffnungsbilanz. Es er- 
scheint daher gerechtfertigt, es dabei bewenden zu 
lassen, daß dieser Vorteil dadurch ausgeglichen 
wird, daß bei Aufgabe des Betriebs oder bei einer 
späteren Rückkehr zur Gewinnermittlung nach 
einem mit dem Kalenderjahr übereinstimmenden 
Wirtschaftsjahr im Veranlagungszeitraum der Auf- 
gabe des Betriebs bzw. der Umstellung des Wirt- 
schaftsjahrs der Gewinn eines entsprechend länge- 
ren Gewinnermittlungszeitraums zu versteuern ist 
(§ 48 Abs. 3 zweiter Halbsatz). 

Zu § 49 

Die Vorschriften des § 49 entsprechen denen des 
§ 8 EStDV. Mit ihnen sollen Gewinnzu- und -ab- 
schläge, die bei Steuerpflichtigen mit Gewinnermitt- 
lung nach dem Uberschuß der Betriebseinnahmen 
über die Betriebsausgaben bei Veranlagungen vor 
dem Eingliederungsstichtag vorgenommen worden 
sind, ausgeglichen werden. 

Zu § 50 

Mit der Vorschrift des § 50 soll im Saarland ebenso 
wie nach § 74a des D-Markbilanzgesetzes im 
übrigen Bundesgebiet das Deckungskapital für Pen- 
sionsanwartschaften, die bereits im Geltungszeit- 
raum der Reichsmarkwährung entstanden waren, 
nach der Einführung der Deutschen Mark im Saar- 
land so angesammelt werden können, als ob erst 
nach der Ablösung der entwerteten Reichsmarkwäh- 
rung im Saarland mit der Ansammlung des Dek- 
kungskapitals begonnen worden wäre. 

Zu § 51 

Die im Saarland geltenden Vorschriften über die 
Bemessung der Absetzungen für Abnutzung weichen 
von denen des übrigen Bundesgebiets insofern ab, 
als im Saarland § 7 EStG 1958, der im übrigen 
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Bundesgebiet auf alle nach dem 31. Dezember 1957 
angeschafften oder hergestellten Wirtschaftsgüter 
anzuwenden ist, noch keine Anwendung findet. Um 
Schwierigkeiten bei der Übernahme des bundes- 
deutschen Steuerrechts auf das Saarland zu ver- 
meiden, schreibt § 51 Abs. 1 des Gesetzentwurfs 
vor, daß § 7 EStG 1958 erstmals auf Wirtschafts- 
güter anzuwenden ist, die nach Ablauf der Über- 
gangszeit angeschafft oder hergestellt werden. Für 
alle vor dem Eingliederungstag angeschafften oder 
hergestellten Wirtschaftsgüter sind die Absetzungen 
für Abnutzung nach § 7 EStG 1957 zu bemessen. 
Es sind jedoch die folgenden Sondervorschriften zu 
beachten: 

1. Wirtschaftsgüter, die zu einem Betriebsver- 
mögen gehören (§ 51 Abs. 2 des Gesetzentwurfs) 

a) Ist ihr Wert in der DM-Eröffnungsbilanz auf- 
gestockt worden, so ist nur noch die lineare 
Absetzung zulässig, wobei vom DM-Bilanz- 
wert und der Restnutzungsdauer des Wirt- 
schaftsguts auszugehen ist. Diese Einschrän- 
kung erscheint im Hinblick auf den Vorteil, 
der den Steuerpflichtigen durch die Möglich- 
keit der Aufstockung eingeräumt worden ist, 
geboten. 

b) Bei Wirtschaftsgütern, die in die DM-Eröff- 
nungsbilanz mit dem umgerechneten Wert 
der Franken-Schlußbilanz oder einem nied- 
rigeren Wert angesetzt worden sind, sind 
die Absetzungen für Abnutzung nach dem 
DM-Bilanzwert und der verbleibenden 
Nutzungsdauer zu bemessen. Die verblei- 
bende Nutzungsdauer ist die Zeitdauer, die 
von der ursprünglich angenommenen Ge- 
samtnutzungsdauer nach Abzug der bis zum 
Ablauf der Übergangszeit verstrichenen Zeit- 
dauer verbleibt. Es wird also, anders als in 
den Fällen der Ziffer 1, keine Neuschätzung 
der Restnutzungsdauer verlangt. 

Wenn die Voraussetzimgen hierfür vorliegen, 
können die Absetzungen für Abnutzung auch 
in fallenden Jahresbeträgen vorgenommen 
werden. Würde in diesem Fall bei der Be- 
stimmung des bei der Buchwertabschreibung 
anzuwendenden Hundertsatzes ebenfalls von 
der verbleibenden Nutzungsdauer ausgegan- 
gen werden, so würden sich überhöhte Ab- 
schreibungssätze ergeben. Ziffer 2 Satz 2 
schreibt deshalb vor, daß der in diesen 
Fällen anzuwendende Hundertsatz nach der 
gesamten Nutzimgsdauer des Wirtschaftsguts 
zu bestimmen ist. 

c) Für Steuerpflichtige, die den Gewinn nach 
§ 4 Abs. 3 EStG bemessen, gilt die Regelung 
der Ziffern 1 und 2 entsprechend. 

2. Wirtschaftsgüter, die nicht zu einem Betriebs- 
vermögen gehören (§ 51 Abs. 3 und 4 des Ge- 
setzentwurfs) 

a) Sind diese Wirtschaftsgüter nach dem 19. No- 
vember 1947 (dem Tag der Einführung der 
Frankenwährung) und vor dem Eingliede- 
rungstag angeschafft oder hergestellt wor- 


den, so sind die Absetzungen für Abnutzung 
nach den in Deutsche Mark umgerechneten 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten und 
der gesamten Nutzungsdauer des Wirtschafts- 
guts zu bemessen. In diesen Fällen werden 
also, da die Absetzungen für Abnutzung in 
der Regel auch schon bisher nach diesen 
Grundsätzen zu bemessen waren, die bis- 
herigen Absetzungen im allgemeinen ohne 
Änderung fortgesetzt werden können. 

b) Handelt es sich um Wirtschaftsgüter, die vor 
dem 20. November 1947 angeschafft oder her- 
gestellt oder die vor dem Eingliederungstag 
unentgeltlich erworben worden sind, so sind 
die Absetzungen für Abnutzung in ent- 
sprechender Anwendung des § 27 EStDV zu 
bemessen, wobei an die Stelle der dort ge- 
nannten Stichtage die entsprechenden Stich- 
tage im Saarland treten. 

Zu § 52 

Für Wohngebäude, mit deren Errichtung bis zum 
Tag der wirtschaftlichen Eingliederung begonnen 
worden ist, konnten im Saarland Steuererleichte- 
rungen verschiedener Art in Anspruch genommen 
werden. Um die Eigentümer dieser Wohngebäude 
gegenüber denjenigen im übrigen Bundesgebiet 
nicht ungerechtfertigt zu begünstigen, erschien es 
notwendig sicherzustellen, daß grundsätzlich die 
Steuerbegünstigung des § 7b EStG (erhöhte Ab- 
setzungen für Wohngebäude) nicht neben den im 
Saarland gewährten Vergünstigungen in Anspruch 
genommen werden kann. Aus diesem Grund 
schreibt § 52 Abs. 1 des Gesetzentwurfs vor, daß 
§ 7b EStG erstmals auf Gebäude angewendet wer- 
den kann, die nach dem Ablauf der Übergangszeit 
errichtet, d. h. fertiggestellt, werden. Ist mit der 
Herstellung eines solchen Gebäudes schon vor dem 
Eingliederungstag begonnen worden, muß sicher- 
gestellt sein, daß die Steuervergünstigung des § 7b 
EStG nicht neben die Steuererleichterungen nach 
den saarländischen Vorschriften tritt. Für diese 
Fälle ist die Anwendung des § 7b EStG deshalb 
davon abhängig gemacht worden, daß der Steuer- 
pflichtige Steuererleichterungen nach den saarlän- 
dischen Vorschriften entweder nicht in Anspruch 
genommen hat oder, falls das geschehen sein sollte, 
daß diese Steuererleichterungen wieder rückgängig 
gemacht werden. 

Eine Ausnahme von dem Grundsatz, daß die Steuer- 
begünstigung des § 7b EStG nicht neben den im Saar- 
land gewährten Vergünstigungen in Anspruch ge- 
nommen werden kann, erscheint jedoch in gewissem 
Umfang für die Fälle der Errichtung von Wohn- 
gebäuden in einem kurzen Zeitraum vor der wirt- 
schaftlichen Eingliederung vertretbar. §52 Abs. 2 sieht 
deshalb auch eme Begünstigung der ab 1956 errich- 
teten Gebäude vor. Eine Rückgängigmachung der in 
diesen Fällen gewährten saarländischen Vergünsti- 
gungen erscheint nicht durchführbar. Da diese Ver- 
günstigungen aber im allgemeinen nicht so weit 
gehen wie die Begünstigung des § 7b EStG, wird 
den Bauherren der in der Zeit vom 1. Januar 1956 
bis zum Eingliederungstag errichteten Gebäude für 
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einen Zeitraum von 10 Jahren seit Herstellung, so- 
weit dieser Zeitraum in die DM-Zeit fällt, als zusätz- 
liche Vergünstigung die Vornahme erhöhter Ab- 
setzungen bis zu je 3 v. H. jährlich gestattet. 

Zu § 53 

Die nach §§ 5 bis 7 der saarländischen Dritten Ver- 
ordnung über Steuer- und Gebührenerleichterungen 
für den Wohnungsbau zustehende Steuererleichte- 
rung kann in Fällen, in denen sie sich im Erstjahr 
oder Zweitjahr nicht oder nicht voll ausgewirkt hat, 
in den ersten und erforderlichenfalls auch in den 
zweiten Veranlagungszeitraum nach dem Eiingliede- 
rungstag übertragen werden. 

Zu § 54 

§ 54 enthält Überleitungsvorschriften für den Son- 
derausgabenabzug von Versicherungs-, Bausparbei- 
trägen und Beiträgen zu anderen Kapitalansamm- 
lungsverträgen, die auf Grund von vor dem Einglie- 
derungstag abgeschlossenen Verträgen geleistet wer- 
den. Für diese Beiträge werden das Kreditaufnahme- 
verbot (§ 10 Abs. 1 vorletzter und letzter Satz EStG) 
und die Begrenzung des Abzugs auf die Höchst- 
beträge des § 10 Abs. 3 Ziff. 3 EStG eingeführt. Im 
übrigen sind die Vorschriften des saarländischen 
Einkommensteuerrechts auf diese Sonderausgaben 
weiterhin anzuwenden. Hierdurch wird sichergestellt, 
daß die beim 'Vertragsabschluß bestehende Rechts- 
lage sich nicht zum Nachteil der Steuerpflichtigen 
ändert. 

Zu § 55 

Durch die Aufstellung der DM-ErÖffnungsbilanz zum 
Eingliederungstag wird der Bilanzenzusammenhang 
unterbrochen; mit dem Stichtag der DM-Eröffnungs- 
bilanz beginnt für das Unternehmen gewissermaßen 
ein neues Leben. Dies hat zur Folge, daß Vorgänge 
aus der Zeit vordem Eingliederungstag für die künf- 
tige Besteuerung nicht mehr berücksichtigt werden 
können. Aus diesem Grund muß der Abzug von 
Verlusten aus der Zeit vor der wirtschaftlichen Ein- 
gliederung grundsätzlich entfallen. Die damit ver- 
bundene Benachteiligung des Steuerpflichtigen ist 
durch die Möglichkeit der Höherbewertung von Wirt- 
schafts gütern in der DM-Eröffnungsbilanz, die das 
D-Markbilanzgesetz für das Saarland zuläßt, in der 
Regel voll ausgeglichen. Hat der Steuerpflichtige von 
dieser Möglichkeit aber keinen Gebrauch gemacht 
und bringt ihm die Aufstellung der DM-Eröffnungs- 
bilanz mithin keinen Vorteil, so hat er nach § 50 
Abs, 5 des D-Markbilanzgesetzes für das Saarland 
die Möglichkeit, den Verlustabzug auch für Verluste 
aus der Zeit vor der wirtschaftlichen Eingliederung 
geltend zu machen. 

Zu § 56 

Es ist möglich, daß als Eingliederungstag nicht der 
erste oder der letzte Tag eines Monats bestimmt 
wird. In einem solchen Fall müßten die Finanzämter 
bei der Ermittlung des Nutzungswerts der Wohnung 
im eigenen Haus im Sinn des § 21 Abs. 2 EStG 
allgemein den auf einzelne Tage entfallenden Nut- 


zungswert berechnen. Um die Berechnung des Nut- 
zungswertes zu vereinfachen, wird durch die Rege- 
lung in § 56 Abs. 1 des Gesetzentwurfs auf die 
Erfassung des Zeitraums vom Eingliederungstag bis 
zum Ende des Monats, in den der Eingliederungstag 
fällt, verzichtet. Gleichzeitig wird aber klargestellt, 
daß der Abzug von Werbungskosten, die in diesem 
außer Ansatz bleibenden Zeitraum geleistet wor- 
den sind, durch die Vereinfachungsmaßnahme nicht 
beeinträchtigt werden soll. 

Die Vomhundertsätze, die im Fall der Anwendung 
der Verordnung über die Bemessung des Nutzungs- 
werts der Wohnung im eigenen Einfamilienhaus 
vom 26. Januar 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 99) bei 
der Ermittlung zugrunde gelegt werden, gelten für 
einen Zeitraum von 12 Monaten. Da der erste Ver- 
anlagungszeitraum sich über mehr als 12 Monate 
erstrecken wird, sieht § 56 Abs. 2 des Gesetz- 
entwurfs vor, daß der Grundbetrag für jeden vollen 
Monat des Kalenderjahrs 1959, der nach dem Tag 
der Eingliederung liegt, um Vio zu erhöhen ist. 

Zu § 57 

Die Vorschrift betrifft die Umrechnung der Einkom- 
mensteuertabellen auf den verlängerten Veranla- 
gungszeitraum 1959/60 (§ 39 Abs. 1). 

Zu § 58 

Die Vorschrift entspricht der in § 41 EStG (Saar) ge- 
troffenen Regelung. Sie vermeidet eine rechnerische 
Berichtigung der abgeschlossenen Franken-Ver- 
anlagungszeiträume. 

Zu § 59 

Die Vorschrift bestimmt in Absatz 1, daß die in 
Franken festgesetzten Vorauszahlungen in Deutsche 
Mark umgerechnet an den in § 35 EStG bezeichneten 
Fälligkeitstagen weiter zu entrichten sind. Die in 
Absatz 2 getroffene Regelung soll verhindern, daß 
die Vorauszahlung, die in dem Kalendervierteljahr, 
in das der Eingliederungstag fällt, fällig geworden 
ist, auf den letzten Franken-Veranlagungszeitraum 
und den ersten DM-Veranlagungszeitraum aufzu- 
teilen ist. 

Zu § 60 

Absatz 1: Erhebungszeitraum für die Lohnsteuer ist 
grundsätzlich das Kalenderjahr (§ 39 Abs. 1 EStG). 
Abweichend hiervon ist für die unter § 43 des 
Gesetzentwurfs fallenden Personen erster Er- 
hebungszeitraum für die Lohnsteuer die Zeit vom 
Eingliederungstag bis zum 31. Dezember 1960. Die- 
ser erste Erhebungszeitraum für die Lohnsteuer 
entspricht dem ersten Veranlagungszeitraum (§ 44 
Abs. 1 des Gesetzentwurfs). Die Vorschriften über 
die Aufstellung der Lohnsteuertabelle für den 
ersten Erhebungszeitraum entsprechen grundsätz- 
lich den Vorschriften, die über die Aufstellung der 
Jahreslohnsteuertabelle in § 39 Abs. 1 EStG ent- 
halten sind. 

Absatz 2: Lohnsteuerkarten werden grundsätzlich 
für jedes Kalenderjahr . nach den Verhältnissen zu 
Beginn des Kalenderjahrs ausgeschrieben (§ 38 
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Abs. 2, § 39 Abs. 2 EStG). Da die im Saarland für das 
Kalenderjahr 1959 ausgeschriebenen Lohnsteuer- 
karten wegen ihrer auf das saarländische Steuer- 
recht abgestellten Ausgestaltung für die Lohnsteuer- 
berechnung nach dem im übrigen Bundesgebiet 
geltenden Recht nicht verwendbar sind, müssen für 
die Lohnsteuerberechnung nach diesem Recht erst- 
malig Lohnsteuerkarten für den ersten Erhebungs- 
zeitraum, und zwar nach den Verhältnissen zu Be- 
ginn des ersten Erhebungszeitraums (Eingliederungs- 
tag), ausgeschrieben werden. 

Absatz 3: Nach § 40 EStG sind auf Antrag des 
Arbeitnehmers in bestimmten Fällen (z. B, höhere 
Werbungskosten, höhere Sonderausgaben) auf ein 
Kalenderjahr abgestellte steuerfreie Beträge auf 
der Lohnsteuerkarte einzutragen. Durch die Vor- 
schrift des Absatzes 3 wird sichergestellt, daß bei 
den unter § 43 des Gesetzentwurfs fallenden Per- 
sonen für den ersten Erhebungszeitraum nicht die 
auf ein Kalenderjahr, sondern die auf den ersten 
Erhebungszeitraum entfallenden Beträge berück- 
sichtigt werden. 

Absatz 4 regelt für die unter § 43 des Gesetzent- 
wurfs fallenden Personen die Erhebung der Lohn- 
steuer für den Lohnzahlungszeitraum, in den der 
Eingliederungstag fällt. Er sieht vor, daß die Lohn- 
steuer von dem Teil des Arbeitslohns dieses Lohn- 
zahlungszeitraums, der auf die Zeit vom Eingliede- 
rungstag bis zum Ende des Lohnzahlungszeitraums 
entfällt, nach dem im übrigen Bundesgebiet gelten- 
den Recht berechnet wird. 

Absatz 5: Absatz 5 regelt für die unter § 43 des 
Gesetzentwurfs fallenden Personen die Durchfüh- 
rung des Lohnsteuer-Jahresausgleichs für den ersten 
Erhebungszeitraum nach den gleichen Grundsätzen, 
die für die Erhebung der Lohnsteuer für den ersten 
Erhebungszeitraum maßgebend sind. 

Absatz 6: Durch die Vorschrift wird verhindert, 
daß Weihnachtszuwendungen (Neujahrszuwendun- 
gen), die in der Zeit vom 15. November 1959 bis 
15. Januar 1960 gewährt werden, steuerfrei bleiben, 
obwohl der Arbeitnehmer bereits vor dem Eingliede- 
rungstag eine Weihnachtszuwendung (Neujahrs- 
zuwendung) aus Anlaß des Weihnachtsfestes 1959 
(Neujahrstags 1960) erhalten hat. 

Zu § 61 

Dafür, ob die §§ 76 bis 78 EStDV oder die §§ 17a 
bis 17c EStDV (Saar) anzuwenden sind, ist maß- 
gebend, ob die Anschaffung oder Herstellung nach 
dem Ablauf der Übergangszeit oder vor dem Ein- 
gliederungstag geschehen ist. In letzterem Fall 
regelt Absatz 2 die Steuervergünstigung für den 
Veranlagungszeitraum 1959/60, falls die saarlän- 
dische Steuervergünstigung zeitlich über den saar- 
ländischen Veranlagungszeitraum 1959 hinausreicht. 

Zu § 62 

Die im Saarland bestehenden steuerlichen Vergün- 
stigungen für Abwasserbehandlungs- und Luftreini- 
gungsanlagen gehen weiter als die nach §§ 79 und 
82 EStDV zulässigen Sonderabschreibungen. Um 
Härten für die Steuerpflichtigen zu vermeiden, sieht 


§ 62 des Gesetzentwurfs vor, daß die §§ 79 und 82 
EStDV erst auf Wirtschaftsgüter anzuwenden sind, 
die nach dem Ablauf der Übergangszeit angeschafft 
oder hergestellt werden. Für die vorher angeschaff- 
ten oder hergestellten Wirtschaftsgüter können 
weiterhin die nach § 17d EStDV (Saar) zulässigen Ab- 
schreibungen in Anspruch genommen werden. 

Zu § 63 

Die nach § 81 EStDV zulässigen Sonderabschreibun- 
gen für bestimmte Wirtschaftsgüter des Anlagever- 
mögens im Kohlen- und Erzbergbau entsprechen 
weitgehend den nach § 17e EStDV (Saar) mög- 
lichen Abschreibungen. Zur Überleitung des § 17e 
EStDV (Saar) auf § 81 EStDV bedarf es deshalb 
nur der Vorschrift, daß die nach § 17e EStDV (Saar) 
vorgenommenen Abschreibungen auf die nach § 81 
EStDV zulässigen Abschreibungen anzurechnen 
sind. 

Zu § 64 

Mit der wirtschaftlichen Eingliederung ist für die 
Saarbevölkerung und die saarländische Wirtschaft 
eine erhebliche Umstellung ihrer gesamten Lebens- 
verhältnisse und auch ihrer steuerlichen Belastung 
verbunden. Es wird einiger Zeit bedürfen, bis die 
wirtschaftliche Eingliederung restlos vollzogen und 
die wirtschaftliche Lage der Steuerpflichtigen des 
Saarlandes derjenigen des übrigen Teils der Bun- 
desrepublik angepaßt ist. Die Schwierigkeiten des 
Übergangs werden für die einzelnen Steuerpflichti- 
gen nicht gleich sein. Es ist nicht möglich, etwa 
durch Sondervorschriften auf die besonderen Ver- 
hältnisse des Einzelfalls Rücksicht zu nehmen. Zur 
Berücksichtigung aller Schwierigkeiten, die mit der 
wirtschaftlichen und der steuerlichen Umstellung 
verbunden sind, erscheint es erforderlich, eine be- 
sondere steuerliche Entlastungsmaßnahme zu tref- 
fen, die allen Steuerpflichtigen gleichmäßig zugute 
kommen soll. Sie scheint am besten dadurch zu ver- 
wirklichen zu sein, daß vom Eingliederungstag ab 
für einen gewissen Zeitraum die Einkommensteuer 
und Lohnsteuer sowie die Körperschaftsteuer nicht 
in voller Höhe erhoben werden. Angemessen er- 
scheint eine Senkung in dem verlängerten Ver- 
anlagungszeitraum 1959/60 um 15 v. H., in dem 
Veranlagungszeitraum 1961 um 10 v. H. 

Mit dieser Maßnahme werden auch die Schwierig- 
keiten gemildert, die sich für den saarländischen 
Arbeitnehmer durch die Umstellung der Lohnver- 
hältnisse ergeben können. Das gleiche gilt für die 
Schwierigkeiten, die sich für den saarländischen 
Unternehmer aus der Umstellung der Produktion 
und der Schaffung eines neuen Käufermarkts er- 
geben. Der Absatzmarkt der Saarwirtschaft bestand 
bisher vorwiegend in dem franko-saarländischen 
Wirtschaftsraum. Der teilweise eintretende Verlust 
des französischen Absatzmarkts, der auch durch die 
Bestimmungen des Saarvertrags nicht ganz vermie- 
den werden dürfte, muß auf dem Markt der Bun- 
desrepublik außerhalb des Saarlandes ausgeglichen 
werden. Auch auf dem Absatzmarkt innerhalb des 
Saarlandes werden sich Verluste nicht vermeiden 
lassen. Die Erwartung, innerhalb der nach dem 
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Saarvertrag eingeräumten Übergangszeit den In- 
vestitionsrückstand gegenüber den Produktionsver- 
hältnissen in der Bundesrepublik außerhalb des 
Saarlandes aufholen zu können, ließ sich offenbar 
nicht verwirklichen. Es kann erwartet werden, daß 
nunmehr die Vorschrift des § 64 — gegebenenfalls 
in Verbindung mit steuerlichen Vorteilen, die sich 
aus dem D-Markbilanzgesetz für das Saarland er- 
geben — zu einer wirtschaftlichen Belebung bei- 
tragen wird. 

Absatz 3: Die Abweichungen bei Arbeitnehmern hin- 
sichtlich der Zeitdauer des ausschließlichen Wohn- 
sitzes im Saarland gegenüber der Regelung in Ab- 
satz 1 für veranlagte Steuerpflichtige sind im Hin- 
blick auf die technischen Notwendigkeiten beim 
Steuerabzugsverfahren erforderlich. 

Zu § 65 

Nach § 5 Ziff. 9 EStG (Saar) sind Familienzulagen 
(Frauengeld, Unterhaltsgeld und Kindergeld), die 
aus der Kasse für Familienzulagen des Saarlandes 
oder neben den laufenden Bezügen aus anderen 
öffentlichen Kassen gewährt werden, steuerfrei. Es 
ist damit zu rechnen, daß Familienzulagen für die 
Zeit bis zum Ablauf der Übergangszeit noch in der 
DM-Zeit nachgezahlt werden. Solche Nachzahlungen 
sollen steuerfrei bleiben. Das gleiche gilt für Aus- 
kehrungen aus dem bei der Kasse für Familienzu- 
lagen angesammelten, zweckgebundenen Vermögen, 
die nach Ablauf der Übergangszeit erfolgen. 

Zu §§ 66, 68, 72, 73 und 74 

Die Vorschriften sind in den gleichen Überlegungen 
wie zu den §§ 43, 44, 47, 48, 57 und 64 begründet. Auf 
die Begründung zu diesen Paragraphen wird hin- 
gewiesen. 

Zu § 67 

Nach § 1 Abs. 1 Ziff. 1 des saarländischen Körper- 
schaftsteuergesetzes (KStG [Saar]) in der Fassung 
vom 5. März 1958 sind die Monopolverwaltungen des 
Saarlandes von der Körperschaftsteuer befreit. Das 
gleiche gilt nach § 4 Abs. 1 Ziff. 2 KStG (Saar) für die 
Saarländische Rediskontbank, soweit sie Aufgaben 
staatswirtschaftlicher Art erfüllt. Die Monopolver- 
waltungen des Saarlandes und die Saarländische 
Rediskontbank werden am Eingliederungstag ihre 
Tätigkeit nicht beenden. Es ist deshalb eine Über- 
gangsvorschrift erforderlich, die sicherstellt, daß die 
Steuerbefreiung des § 4 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 KStG 
(Saar) solange bestehen bleibt, bis die Monopolver- 
waltungen und die Saarländische Rediskontbank ihre 
Tätigkeit eingestellt haben. 

Zu § 69 

Nach § 6 Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes 
(KStG) gelten für die Ermittlung des Einkommens 
auch die Vorschriften des Einkommensteuergesetzes. 
Nach § 20 Abs. 1 KStG sind auf die Veranlagung 
und Entrichtung der Körperschaftsteuer die für die 
Einkommensteuer geltenden Vorschriften entspre- 
chend anzuwenden. Diesem Grundsatz entspricht es, 
die für die Einkommensteuer geschaffenen Über- 


gangsvorschriften des Ersten Abschnitts für den Be- 
reich der Körperschaftsteuer entsprechend anzuweu- 
den. Dies wird durch § 69 sichergestellt. 

Zu § 70 

Nach § 9 KStG bleiben die auf eine Schachtelbeteüi- 
gung entfallenden Gewinnanteile außer Ansatz, 
wenn die Beteiligung nachweislich seit Beginn des 
Wirtschaftsjahrs ununterbrochen bestanden hat. 
§ 21 der Körperschaftsteuer-Durchführungsverord- 
nung (KStDV) interpretiert diese Vorschrift dahin, 
daß die Beteiligung ununterbrochen seit mindeßtens 
zwölf Monaten vor dem für die Ermittlung des Ge- 
winns maßgebenden Schlußstichtag bestanden haben 
muß. Bei Kapitalgesellschaften, Versicherungsverei- 
nen a. G. und Betrieben gewerblicher Art von Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts mit Sitz oder 
Geschäftsleitung im Saarland, die am Eingliederungs- 
tag schon im Besitz von Schachtelbeteiligungen 
waren, könnte es Vorkommen, daß mit Rücksicht dar- 
auf, daß das Körperschaftsteuerrecht mit dem Ein- 
gliederungstag im Saarland gilt, ein ununterbroche- 
ner Besitz von zwölf Monaten nicht gegeben ist. Ein 
derartiges Ergebnis ist nicht gerechtfertigt. Es muß 
deshalb eine Vorschrift geschaffen werden, nach der 
die vor dem Eingliederungstag liegende Besitzdauer 
beider Berechnung der Frist von zwölf Monaten be- 
rücksichtigt wird. Dem trägt § 70 Rechnung. 

Zu § 71 

§ 12 Ziff. 3 KStG (Saar) in der Fassung vom 5. März 
1958 schreibt vor, daß die Wiederaufbau abgabe und 
die Gemeinschaftshilfeabgabe bei der Ermittlung des 
Einkommens der Körperschaften nicht abgezogen 
werden können. Beide Abgaben werden für eine ge- 
wisse Zeit vom Eingliederungstag ab weiter erhoben 
werden. In Fortfühning des saarländischen Körper- 
schaftsteuerrechts ist es erforderlich, festzustellen, 
daß die Wiederaufbauabgabe und die Gemeinschafts- 
hilfeabgabe auch nach der Einführung des Körper- 
schaftsteuerrechts im Saarland bei der Ermittlung des 
Einkommens der Körperschaften nicht abgezogen 
werden können. 

Zu § 75 

überschreitet eine land- und forstwirtschaftliche 
Nutzungs- und Verwertungsgenossenschaft den Be- 
reich der Land- und Forstwirtschaft, so geht nach 
§ 31 KStDV die Steuerbefreiung in vollem Umfang 
verloren. Abweichend hiervon tritt in diesen Fäl- 
len nach § 4 Abs. 1 Ziff. 4 KStG (Saar) die Steuer- 
pflicht nur insoweit ein, als der Bereich der Land- 
und Forstwirtschaft überschritten wird. Die saar- 
ländische Regelung bedeutet für die saarländischen 
fand- und forstwirtschaftlichen Nutzungs- und Ver- 
wertungsgenossenschaften gegenüber der bundes- 
deutschen Regelung einen wesentlichen Vorteil. Es 
erscheint angebracht, die mit der Einführung des 
Körperschaftsteuerrechts eintretende Verschlechte- 
rung des Rechtszustandes nicht sofort mit dem Ein- 
gliederungstag gelten zu lassen. § 75 sieht deshalb 
vor, daß die saarländische Regelung noch bis zum 
Veranlagungszeitraum 1961 einschließlich gelten 
soll. 
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Zu § 76 

Sitz 1 dient der Klarstellung. Die Rechtslage ergibt 
sich bereits aus § 36 Abs. 2 des Gewerbesteuerge- 
setzes (GewStG), weil danach mit dem Ablauf der 
Übergangszeit die Besteuerung der Betriebstätten 
nach § 2 Abs. 5 Satz 2 GewStG endet. 

Satz 2 ist zur Vermeidung von Überschneidungen 
erforderlich, weil der Monat, in den der Einglie- 
derungstag fällt, für den Erhebungszeitraum 1960 
bei der Umrechnung des Gewerbeertrags nach § 10 
Abs. 3 GewStG und bei der Berechnung der Steuer- 
meßbeträge nach § 11 Abs. 5 und § 13 Abs. 4 
GewStG als voller Kalendermonat angesetzt wird. 

Zu § 77 

Der Erhebungszeitraum bei der Gewerbesteuer 
(§ 14 Abs. 2 GewStG) stimmt mit dem Veranla- 
gungszeitraum bei der Einkommensteuer (§ 2 

Abs. 1 EStG) und bei der Körperschaftsteuer (§ 5 
Abs. 1 KStG) überein. Da nach § 44 erster Veran- 
lagungszeitraum die Zeit vom Eingliederungstag 
bis zum 31. Dezember 1960 ist (Veranlagungszeit- 
raum 1959/60), sieht § 77 Abs. 1 Satz 1 denselben 
Zeitraum als Erhebungszeitraum 1959^60 für die 
Gewerbesteuer vor. Die weiteren Vorschriften des 
§ 77 ergeben sich aus dem Wesen der Gewerbe- 
steuer als einer Jahressteuer. 

Absatz 1 Satz 2 zieht die Folgerung, die durch die 
Verlängerung des Erhebungszeitraums über zwölf 
Monate hinaus für die Höhe der Steuermeßbeträge 
nach dem Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital 
eintritt. Die Höhe der Steuermeßbeträge, die sich 
durch Anwendung der Steuermeßzahlen für den 
Gewerbeertrag (§11 Abs. 2 bis 4 GewStG) und für 
das Gewerbekapital (§ 13 Abs. 1 und 2 GewStG) 
ergeben, ist auf einen Zeitraum von zwölf Monaten 
abgestellt. Absatz 1 Satz 2 sieht deshalb vor, daß 
sich die Steuermeßbeträge (zwölf Zwölftel) um je 
ein Zwölftel für jeden Monat des Kalenderjahrs 
1959 erhöhen, der in den Erhebungszeitraum 1959/60 
fällt. 

Absatz 2 regelt die Umrechnung des Gewerbeer- 
trags nach § 10 Abs. 3 GewStG. Danach ist — ent- 
sprechend dem Wesen der Gewerbesteuer als einer 
Jahressteuer — der Gewerbeertrag für die Anwen- 
dung der Steuermeßzahl auf einen Jahresbetrag 
umzurechnen, wenn der für die Ermittlung des Ge- 
werbeertrags maßgebende Zeitraum mehr oder we- 
niger als zwölf Monate umfaßt. Diese Vorausset- 
zung liegt bei Unternehmen, die am Eingliederungs- 
tag bestanden haben, in der Regel vor. Die beson- 
dere Vorschrift des Absatzes 2 ist lediglich deshalb 
erforderlich, weil die Vorschrift des § 10 Abs. 3 
GewStG nur die Fälle des Beginns der Steuerpflicht, 
der Beendigung der Steuerpflicht oder der Umstel- 
lung des Wirtschaftsjahrs umfaßt. 

Absatz 3 enthält Sondervorschriften für das vom 
Kalenderjahr abweichende Wirtschaftsjahr. Sie die- 
nen dem Zweck, eine unterschiedliche Belastung zu 
vermeiden, die sich lediglich durch die Eingliede- 
rung ergeben würde. Ist Wirtschaftsjahr das Kalen- 
derjahr, so treten bei dem System der Gewerbe- 
steuer solche Unterschiede nicht ein. Sie können 


sich aber im Fall des abweichenden Wirtschaftsjahrs 
bei unterschiedlicher Höhe der Gewerbeerträge für 
1959 und 1959/60 ergeben; sie sind desto höher, je 
mehr der Zeitraum des Wirtschaftsjahrs vom Kalen- 
derjahr abweicht. Die Vorschriften des Absatzes 3 
stellen sicher, daß als Steuermeßbeträge für die 
Erhebungszeiträume 1959 und 1959/60 insgesamt 
derselbe Betrag festgesetzt wird, der sich als Summe 
der Steuermeßbeträge für die beiden Erhebungszeit- 
räume ergeben würde, wenn der Erhebungszeitraum 
1959 nicht durch die Eingliederung unterbrochen 
würde. 

Absatz 4 entspricht § 11 Abs. 5 und § 13 Abs. 4 
GewStG. 

Zu § 78 

§ 78 entspricht § 55. Auf die Begründung zu § 55 
wird hingewiesen. 

Zu § 79 

Absatz 1 entspricht § 67. Auf die Begründung zu 
§ 67 wird hingewiesen. 

Absatz 2 bestimmt die erstmalige Anwendung der 
Befreiungsvorschrift. 

Zu § 80 

§ 80 entspricht § 59. Auf die Begründung zu § 59 
wird hingewiesen. 

Zu § 81 

Mit dem Eingliederungstag tritt im Rahmen des § 1 
auch das Gesetz über Steuererleichterungen bei der 
Umwandlung von Kapitalgesellschaften und berg- 
rechtlichen Gewerkschaften vom 11. Oktober 1957 
im Saarland in Kraft. Dieses Gesetz ist jedoch bis 
zum 31. Dezember 1959 befristet. Es könnte deshalb 
von Unternehmen im Saarland nur in Anspruch ge- 
nommen werden, wenn sie die Umwandlung in der 
Zeit vom Eingliederungstag bis zum 31. Dezember 
1959 beschließen. Diese Zeit ist zu kurz, da die Ent- 
scheidung, ob umgewandelt werden soll, in der 
Regel erst getroffen werden kann, wenn die wirt- 
schaftliche Entwicklung, die sich für die saarländi- 
schen Unternehmen nach dem Eingliederungstag 
ergeben wird, genügend zu übersehen ist. § 81 
Satz 1 verlängert deshalb die Geltungsdauer des 
Umwandlungs-Steuergesetzes für die saarländischen 
Unternehmen bis zum 31. Dezember 1961. Durch 
Satz 2 wird die Vorschrift des § 4 Abs. 2 des Um- 
wandlungs-Steuergesetzes, die auf den 21. Juni 1948 
abgestellt ist, an den Eingliederungstag angepaßt. 

Zu § 82 

Die Einführung des § 7 des Wohnungsbau-Prämien- 
gesetzes, der die Aufbringung der Mittel unter Be- 
zugnahme auf das Zweite Wohnungsbaugesetz 
regelt, ist z. Z. nicht möglich, weil das Zweite Woh- 
nungsbaugesetz nicht gleichzeitig im Saarland ein- 
geführt wird und noch nicht feststeht, zu welchem 
Zeitpunkt und in welcher Form es im Saarland ein- 
geführt wird. 


35 



Drucksache 1007 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Zu § 83 

Die Gewährung von Bergmannsprämien im Saar- 
land nach dem im Bundesgebiet geltenden Recht 
entspricht dem Grundsatz der gleichmäßigen Be- 
handlung aller Steuerpflichtigen. 

Zu § 84 

Durch die Sätze 1 der Absätze 1 und 2 wird die er- 
forderliiche genaue Abgrenzung zwischen der Steuer- 
pflicht nach deutschem Umsatzsteuerrecht und der 
Steuerpflicht nach dem entsprechenden saarländi- 
schen Steuerrecht (Mehrwertsteuerrecht, Dienst- 
leistungssteuerrecht und Umsatzsteuerrecht) vorge- 
nommen; danach sind für Umsätze, die nach Ablauf 
der Übergangszeit bewirkt werden, die Vorschriften 
des deutschen Umsatzsteuerrechts anzuwenden, für 
Umsätze, d.ie vorher bewirkt worden sind, die Vor- 
schriften des entsprechenden saarländischen Steuer- 
rechts. Für die Steuergegenstände des § 1 Ziff. 2 des 
Umsatzsteuergesetzes — UStG — (Eigenverbrauch) 
und des § 1 Ziff. 3 UStG (Einfuhr) bedarf es dazu keiner 
weiteren Bestimmungen. Hinsichtlich der Steuer- 
gegenstände des § 1 Ziff. 1 UStG (Lieferungen und 
sonstige Leistungen), bei denen djie Vereinbarung 
oder Vereinnahmung des Entgelts auch zu anderen 
Zeitpunkten als die Lieferung oder sonstige Leistung 
stattfinden kann, bestimmen die Sätze 2 der Ab- 
sätze 1 und 2, daß die Frage, welches Recht anzu- 
wenden ist, vom Zeitpunkt der Vereinbarung oder 
Vereinnahmung des Entgelts unabhängig ist. 

Sind Lieferungen und sonstige Leistungen erst nach 
Ablauf der Übergangszeit bewirkt worden, aber be- 
reits vor Ablauf der Übergangszeit ganz oder teil- 
weise nach saarländischen Steuervorschriften be- 
steuert worden, so gestattet Satz 3 des Absatzes 1, 
daß der Unternehmer von dem Besteuerungsmaßstab 
(Entgelt) solche Beträge absetzt, die bei ihm bereits 
den Besteuerungsmaßstab für die Besteuerung nach 
dem saarländischen Steuerrecht (Mehrwertsteuer- 
recht, Dienstleistungssteuerrecht und Umsatzsteuer- 
recht) gebildet haben. Dadurch wird verhindert, daß 
nach saarländischem Recht ordnungsmäßig durch- 
geführte Besteuerungen nachträglich berichtigt wer- 
den müssen. 

Ist im Falle der Besteuerung nach vereinniahmten 
Entgelten bei Lieferungen und sonstigen Leistungen, 
die vor Ablauf der Übergangszeit bewirkt worden 
sind, die Besteuerung nach saarländischem Steuer- 
recht auf Grund von nach Ablauf der Übergangszeit 
vereinnahmten Entgelten vorzunehmen, so ermäßigt 
sich die Steuer nach Satz 3 des Absatzes 2 auf den 
Betrag, der nach deutschem Umsatzsteuerrecht fest- 
zusetzen wäre, wenn dieser niedriger ist. Die Vor- 
schrift soll verhindern, daß in diesen Fällen ein saar- 
ländischer Unternehmer einer höheren Umsatzsteuer 
unterworfen wird als andere inländische Unter- 
nehmer. 

Zu § 85 

Diese Vorschrift soll die aus kassentechnischen Grün- 
den erforderliche Streuung der Zahlungstermine bei 
der Kraftfahrzeugsteuer ermöglichen. 


Zu § 86 

Nach § 43 des Gesetzes über steuerliche Sondervor- 
schriften vom 21. Januar 1952 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 245) waren die Einheitswerte für Grund- 
besitz im Saarland mit sechzig Franken für eine 
Mark umzurechnen. Die Umrechnung in Deutsche 
Mark muß demgemäß mit einer Deutschen Mark 
für sechzig Franken erfolgen. Da in Fällen der 
Fortschreibung und Nachfeststellung vielfach nicht 
abgerundete Reichsmark-Werte als Ausgangswerte 
zugrunde gelegt worden sind, muß dabei auch von 
den nicht abgerundeten Franken-Werten ausgegan- 
gen werden. 

Die Begründung zu Absatz 1 gilt in gleicher Weise 
auch für die Umrechnung der Einheitswerte für Ge- 
werbeberechtigungen. Grundsätzlich sind auch die 
Gewerberechtigungen im Saarland nach den Wert- 
verhältnissen von 1935 bzw. 1936 festgesetzt und in 
dem gleichen Verhältnis wie die Einheitswerte des 
Grundbesitzes von RM in Franken umgerechnet 
worden. Eine Ausnahme bilden z. T. allerdings die 
Apothekenrechte. Für die Ermittlung der Wertab- 
weichung bei den bewertungsfähigen Apotheken- 
rechten war im Saarland nach Abschnitt 28 Abs. 4 
der saarländischen Vermögensteuerrichtlinien 1955 
das in Abschnitt II des RdF-Erlasses vom 16. April 
1935 — S. 3195 — 43 III und im RdF-Erlaß vom 
29. April 1938 — S 3195 — 3 III (Reichssteuerblatt 
1938 S. 497) vorgesehene Verfahren anzuwenden. 
Danach war der Umsatz des Kalenderjahres maß- 
gebend, das dem Fortschreibungszeitpunkt voraus- 
ging. Es steht nicht fest, ob alle Apothekenrechte 
seit dem Frankenwährungsstichtag (20. November 
1947) eine Wertfortschreibung auf der Grundlage 
des Frankenumsatzes des Vorjahres erfahren 
haben. Es ist denkbar, daß bei Apothekenrechten, 
deren Einheitswert auf den 1. Januar 1952 mit 60 
Franken für eine Mark umgerechnet wurde, wegen 
Nichterreichens der Wertgrenzen bisher keine 
Wertfortschreibung durchzuführen war. Diese Ein- 
heitswerte sind deshalb in gleicher Weise wie die 
Gewerbeberechtigungen von Franken auf Deutsche 
Mark umzustellen. Durch eine Umstellung nach dem 
amtlichen Umrechnungskurs vom Eingliederungs- 
tag würden sie sonst eine besondere durch nichts 
gerechtfertigte Vergünstigung erfahren. Im übrigen 
verbleibt es aber bei der Umstellung nach dem 
amtlichen Umrechnungskurs vom Eingliederungstag. 

Zu § 87 

Auf den Beginn des Eingliederungstages werden 
die Einheitswerte für Grundbesitz sowohl für die 
im Saarland in Deutscher Mark aufzustellende Er- 
öffnungsbilanz als auch für die Einheitswerte des 
Betriebsvermögens (§ 89 des Gesetzentwurfs) be- 
nötigt. Um zu diesem Zeitpunkt die richtige Erfas- 
sung der Einheitswerte zu gewährleisten, ist es er- 
forderlich, daß die sich bis zu diesem Zeitpunkt er- 
gebenden Änderungen im Wert ode^ in der Zu- 
rechnung berücksichtigt werden. § 87 sieht deshalb 
für Grundbesitz und Gewerbeberechtigungen ab- 
weichend vom Bewertungsgesetz, das nur Fort- 
schreibungen und Nachfeststellungen auf den Be- 
ginn eines Jahres zuläßt, Fortschreibungen und 
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Nachfeststellungen auf den Beginn des Einglie- 
derungstages vor. Für die Fortschreibungen und 
Nachfeststellungen auf den Eingliederungstag gel- 
ten im übrigen die Vorschriften dos Bewertungsge- 
setzes und der Durchführungverordnung zum Be- 
wertungsgesetz. 

Absatz 2 entspricht den Vorschriften des § 225a der 
Reichsabgabenordnung. Um eine möglichst voll- 
ständige Durchführung aller Fortschreibungsfälle zu 
gewährleisten, ist die Antragsfrist jedoch erweitert 
worden. 

Zu § 88 

Nach § 3a der Durchführungsverordnung zum Be- 
wertungsgesetz sind bei Fortschreibungen und 
Nachfeststellungen der Einheitswerte für Grundbe- 
sitz die Wertverhältnisse vom 1. Januar 1935 zu- 
grunde zu legen. Das ist der Zeitpunkt der letzten 
Hauptfeststellung der Einheitswerte für Grund- 
besitz. Im Saarland ist die letzte Hauptfeststellung 
der Einheitswerte für Grundbesitz jedoch auf den 
1. Januar 1936 durchgeführt worden. Die Wertver- 
hältnisse dieses Stichtages sollen auch weiterhin zu- 
grunde gelegt werden, da eine Umrechnung auf den 
1. Januar 1935 infolge nur geringer Unterschiede 
in den Wertverhältnissen dieser beiden Zeitpunkte 
nicht notwendig und angesichts der damit verbun- 
denen Verwaltungsarbeit nicht vertretbar erscheint. 
In Gebietsteilen, die nach 1945 in das Saarland ein- 
gegliedert worden sind, müssen hingegen die 
Wertverhältnisse vom 1. Januar 1935, dem Zeit- 
punkt der letzten Hauptfeststellung in diesen Ge- 
bietsteilen, maßgebend bleiben. Das wird durch § 88 
sichergestellt. 

Zu § 89 

Während im Bundesgebiet bei der Vermögensteuer- 
Hauptveranlagung 1960 die Einheitswerte der ge- 
werblichen Betriebe nach den Verhältnissen vom Be- 
ginn des 1. Januar 1960 festgestellt werden, sind 
im Saarland die Verhältnisse vom Beginn des Ein- 
gliederungstages maßgebend. Dies ist deshalb not- 
wendig, weil nur auf den Eingliederungstag, jedoch 
nicht auf den 31. Dezember 1959 eine Bilanz aufge- 
stellt wird (vgl. hierzu §§ 44 ff. des Gesetzentwurfs). 
Für eine Wertermittlung auf den 1. Januar 1960 
wäre aber eine Abschlußbilanz auf den 31. Dezem- 
ber 1959 Voraussetzung. Es ergibt sich damit eine 
ähnliche Rechtslage wie bei den gewerblichen Be- 
trieben, die ein abweichendes Wirtschaftsjahr haben 
(vgl. § 63 Abs. 3 des Bewertungsgesetzes [BewG]). 

Wenn auch die DM-Eröffnungsbilanz, die auf den 
Eingliederungstag erstellt wird, den Ausgangspunkt 
für die Vermögensaufstellung bildet, so besteht im 
Gegensatz zu der bundesdeutschen Regelung des § 75 
des D-Markbilanzgesetzes für die DM-ErÖffnungs- 
bilanz zum 21. Juni 1948 keine Koppelung der 
Wertansätze. Es sind infolgedessen, unbeschadet der 
Vorschriften des D-Markbilanzgesetzes für das Saar- 
land, die Gegenstände des Anlage- und Umlauf- 
vermögens in der Vermögensaufstellung mit dem 
sich nach dem Bewertungsgesetz ergebenden Wert 
anzusetzen. Dieser kann durchaus auch unter den 
Wertansätzen der DM-Eröffnungsbilanz liegen. Eine 


Koppelung der Wertansätze war deshalb nicht mög- 
lich, weil sonst die ertragsteuerlichen Vorteile, die 
mit der höheren Bewertung in der DM-Eröffnungs- 
bilanz für die saarländische Wirtschaft erreicht 
werden sollen, durch eine höhere Vermögens- 
besteuerung zum Teil wieder rückgängig gemacht 
würden. 

Die Verhältnisse vom Beginn des Eingliederungs- 
tages gelten auch für Betriebsgrundstücke und Ge- 
werbeberechtigungen. Im Gegensatz zu § 63 Abs. 5 
BewG, der auch bei einem abweichenden Wirt- 
schaftsjahr für Betriebsgrundstücke an den Verhält- 
nissen vom Feststellungszeitpunkt festhält, ist diese 
Regelung deshalb möglich, weil auf den Eingliede- 
rungstag sowohl Fortschreibungen als auch Nach- 
feststellungen bei Grundbesitz und Gewerbeberech- 
tigungen vorgenommen werden können (vgl. § 87 
des Gesetzentwurfs). Eine andere Beurteilung gilt 
dagegen für Wertpapiere, Aktien und Anteile an 
Kapitalgesellschaften. Hier ist zwar der Bestand 
vom Eingliederungstag maßgebend. Aus Gründen 
einer gleichmäßigen Bewertung gelten jedoch die 
Steuerkurswerte und gemeinen Werte, die auf den 
31. Dezember 1959 festgesetzt werden. 

Vermögensverschiebungen, die sich in der Zeit vom 
Beginn des Eingliederungstages bis zum Beginn des 
1. Januar 1960 zwischen dem saarländischen Betrieb 
und dem übrigen Vermögen des Betriebsinhabers 
ergeben, könnten u. U. dazu führen, daß einzelne 
Vermögensgegenstände entweder zweimal erfaßt 
werden oder völlig außer Betracht bleiben. Um dies 
' zu vermeiden, sollen nach den Absätzen 2 und 3 
i diese Vermögensverschiebungen so behandelt wer- 
I den, als ob sie nicht stattgefunden hätten. Ver- 
I mögensgegenstände, die aus dem saarländischen 
; Betrieb herausgenommen und dem übrigen Ver- 
mögen zugeführt worden sind, werden noch im Ein- 
heitswert des gewerblichen Betriebs berücksichtigt 
und bleiben infolgedessen bei der Ermittlung des 
übrigen Vermögens zum 1. Januar 1960 außer Be- 
tracht. Entsprechend ist nach Absatz 3 im umgekehr- 
ten Fall zu verfahren, „übriges Vermögen" im Sinn 
dieser Vorschrift ist das gesamte steuerpflichtige 
Vermögen des Betriebsinhabers, soweit es nicht 
saarländisches Betriebsvermögen ist. So gehört 
z. B. ein gewerblicher Betrieb im Bundesgebiet, aber 
auch ein landwirtschaftlicher Betrieb im Saarland zu 
dem übrigen Vermögen im Sinne dieser Vorschrift. 

Zu § 90 

Die Vorschrift stellt insbesondere di-e Ansprüche 
von der Vermögensteuer frei, die sich aus dem 
Unterhaltshilfegesetz vom 19. Juli 1950 in der Fas- 
sung vom 18. Juni 1952 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 666) ergeben. Die Vorschrift wird wohl keine 
allzu große Bedeutung haben; denn nach dem Ein- 
gliederungstag treten an die Stelle der bisherigen 
Entschädigungen nach saarländischem Recht die Lei- 
stungen nach dem bundesdeutschen Lastenausgleich, 
deren Steuerfreiheit sich sowieso schon aus § 68 
Ziff. 4a BewG ergibt. 

I Zu § 91 

Nach § 3 Abs. 1 Ziff. 1 des saarländischen Ver- 
1 mögensteuergesetzes (VStG [Saar]) ist die saar- 
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ländische Rediskontbank bisher von der Vermögen- 
steuer befreit. Es steht noch nicht fest, ob und von 
welchem Zeitpunkt ab die saarländische Rediskont- 
bank in ein Bankinstitut im Sinn des § 3 Abs. 1 
Ziff. 1 oder 2 des bundesdeutschen Vermögensteuer- 
gesetzes (VStG) übergeht. Es ist deshalb notwendig, 
bis zu diesem Zeitpunkt die saarländische Redis- 
kontbank wie eine Staatsbank nach § 3 Abs. 1 
Ziff. 2 VStG von der Vermögensteuer freizustellen 
(vgl. auch Begründung zu § 67). 

Zu § 92 

Im Saarland hat bisher eine vom bundesdeutschen 
Vermögensteuerrecht abweichende Behandlung der 
Aktien und Anteile an Kapitalgesellschaften gegol- 
ten. Der Wert der Aktien und Anteile an saarlän- 
dischen Kapitalgesellschaften war nämlich bei der 
Ermittlung des Gesamtvermögens des Anteilsinha- 
bers in vollem Umfange wieder abzuziehen. Da- 
durch sollte die „Doppelbelastung" der Aktien und 
Anteile beseitigt werden, die darin besteht, daß 
einmal das Gesellschaftsvermögen bei der Kapital- 
gesellschaft selbst und zum anderen noch einmal 
bei den Gesellschaftern in Form der Aktien und 
Anteile erfaßt wird. 

Diese sich nur für die saarländischen Steuerpflich- 
tigen ergebende Vergünstigung muß, um in Zukunft 
dem Rechtszustand im Bundesgebiet zu entsprechen, 
abgebaut werden. Dies soll jedoch in zwei Abschnit- 
ten erfolgen. Zunächst soll bis zur nächsten, nach 
dem Kalenderjahr 1960 durchzuführenden Ver- 
mögensteuer-Hauptveranlagung noch die Hälfte 
des Wertes der Aktien und Anteile abgezogen wer- 
den können. Von dem genannten Zeitpunkt an soll 
der Abzug dann ganz wegfallen. Die Vergünstigung 
soll nur Saarländern zugutekommen. Sie gilt des- 
halb nicht für Steuerpflichtige im übrigen Bun- 
desgebiet, die Aktien und Anteile an saarländischen 
Kapitalgesellschaften besitzen, denn diesen hat auch 
bisher schon die Vergünstigung nicht zugestanden. 
Es ist infolgedessen notwendig, die Vergünstigung 
auf Steuerpflichtige zu beschränken, die im Saar- 
land zur Vermögensteuer veranlagt werden. Der 
Abzug erfolgt bei der Ermittlung des Gesamtver- 
mögens. Dies gilt auch für Kapitalgesellschaften. 

Zu § 93 

Im Saarland ist unter bestimmten Voraussetzungen 
für neugeschaffenen Wohnraum auch bei der Ver- 
mögensteuer eine Vergünstigung gewährt worden. 
Die Vergünstigung, die allgemein als Steuererleich- 
terung bezeichnet wurde, besteht darin, daß bei der 
Ermittlung des Gesamt- oder Inlandsvermögens der 
Mehrbetrag abzusetzen ist, um den der neue Ein- 
heitswert den vor Baubeginn maßgebenden Einheits- 
wert übersteigt. Diese bei der Vermögensteuer vor- 
gesehene Vergünstigung für den Wohnungsbau ist 
dem bundesdeutschen Recht unbekannt. Die Ver- 
günstigung kann infolgedessen für Wohnungen, die 
nach dem Eingliederungstag neu geschaffen wer- 
den, nicht mehr in Betracht kommen. Soweit sie 
jedoch noch für Wohnungen gewährt wird, die 
vor dem Eingliederungstag neugeschaffen wer- 
den, läuft sie nicht schon mit dem Eingliede- 


rungstag, sondern erst mit der Beendigung des 
Steuererleichterungszeitraumes aus. Da die Steuer- 
erleichterung von dem auf die Bezugsfertigkeit fol- 
genden 1. Januar an für 5 Jahre gewährt wird, läuft 
der letzte Steuererleichterungszeitraum spätestens 
mit dem Ende des Kalenderjahres 1965 ab. Bis zu 
diesem Zeitpunkt ist die Vergünstigung dann aller- 
dings auch im Bundesgebiet außerhalb des Saar- 
landes und in Berlin (West) zu berücksichtigen, 
wenn bei der Veranlagung eines Vermögensteuer- 
pflichtigen mit Wohnsitz, Sitz oder Geschäftsleitung 
im übrigen Bundesgebiet oder in Berlin (West) ein 
im Saarland belegenes Gebäude zu erfassen ist, für 
das eine Steuererleichterung nach saarländischem 
Recht gewährt worden ist. 

Es wird notwendig sein, in den Vermögensteuer- 
Richtlinien den Finanzämtern außerhalb des Saar- 
landes noch nähere Anweisungen über die Sach- 
behandlung im einzelnen zu geben. 

Zu § 94 

Im Saarland sollen die Entschädigungsleistungen 
nach dem bundesdeutschen Lastenausgleichsgesetz 
mit Wirkung vom 1. Januar 1960 an eingeführt wer- 
den. Zur Aufbringung der dazu erforderlichen Mittel 
steht dem Saarland nach Wegfall der Gemeinschafts- 
hilfeabgabe vor allem das Vermögensteuerauf- 
kommen zur Verfügung. Es ist deshalb notwendig, 
das Vermögensteueraufkommen sofort in vollem 
Umfang auszuschöpfen. Nach § 17 VStG würde, bis 
ein neuer Vermögensteuerbescheid vorliegt, die 
alte Steuer weiter zu erheben sein. Die Durchfüh- 
rung der Vermögensteuer-Hauptveranlagung 1960, 
auf Grund deren erst ein neuer Vermögensteuer- 
bescheid erteilt werden kann, wird einige Zeit in 
Anspruch nehmen. Das bisherige Vermögensteuer- 
aufkommen wird aber für die genannten Zwecke 
kaum ausreichen können, denn es beträgt höch- 
stens nur ein Viertel des künftigen Sollaufkom- 
mens. Es ist deshalb notwendig, daß die saarländi- 
schen Finanzämter sobald als möglich Vorauszah- 
lungen entsprechend dem voraussichtlichen künf- 
tigen Sollaufkommen festsetzen. Hierzu gibt die 
Vorschrift in Absatz 1 die gesetzliche Grundlage. 
Soweit allerdings die Vorauszahlungen nicht sofort 
festgesetzt werden können, soll als Vorauszahlung 
ein vom Gesetzgeber bestimmter Betrag entrichtet 
werden. Vorgesehen ist, daß der volle Betrag der 
früheren saarländischen Jahressteuerschuld als Vor- 
auszahlung an den einzelnen Fälligkeitstagen ent- 
richtet wird. Damit ist dem Unterschied zwischen 
dem zur Zeit im Saarland geltenden Vermögen- 
steuersatz von 2,5 vom Tausend des steuerpflich- 
tigen Vermögens und dem nach dem bundesdeut- 
schen Vermögensteuersatz von 1 vom Hundert des 
steuerpflichtigen Vermögens ausreichend Rechnung 
getragen. 

Bisher haben die Steuerpflichtigen, die steuerpflich- 
tiges Vermögen sowohl im Saarland als auch im 
übrigen Bundesgebiet hatten, ihre Vermögensteuer 
an zwei verschiedene Finanzämter abführen müssen. 
Vom 1. Januar 1960 an fällt diese getrennte Besteue- 
rung weg. Die Vermögensteuer ist lediglich noch 
an das für den Wohnsitz, den Sitz oder die Ge- 
schäftsleitung des Steuerpflichtigen zuständige 
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Finanzamt abzuführen. Um diesen Übergang ver- 
waltungstechnisdi abwickeln zu können, ohne daß 
es zu einem zeitweiligen Steuerausfall kommt, ist 
es notwendig, eine besondere Regelung zu treffen. 
Nachdem die Durchführung der Vermögensteuer- 
Hauptveranlagung 1960 längere Zeit in Anspruch 
nehmen wird, ist deshalb in Absatz 2 vorgesehen, 
daß das Wohnsitzfinanzamt sobald als möglich 
Vorauszahlungen festsetzt, bei denen das bisher im 
Saarland und im Bundesgebiet getrennt erfaßte Ver- 
mögen zusammengerechnet wird. Dem Steuerpflich- 
tigen ist sobald als möglich ein Bescheid über die 
Höhe der Vorauszahlungen zu erteilen. 

Zu § 95 

Nach Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes über die staat- 
liche Haushaltsführung im Saarland vom 27. Juli 
1948 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1163) beginnt das 
Rechnungsjahr mit dem 1. Januar und schließt mit 
dem 31. Dezember. Entsprechend dieser Regelung 
ist im saarländischen Grundsteuergesetz in den §§ 13 
bis 16, 18 und 24 das Steuerjahr auf das Kalender- 
jahr abgestellt. Das im übrigen Bundesgebiet gel- 
tende Grundsteuergesetz (GrStG) hat als Steuerjahr 
das Rechnungsjahr vom 1. April bis 31. März be- 
stimmt. 

Ob es im Bundesgebiet ebenfalls zu einer Umstel- 
lung des Rechnungsjahres auf das Kalenderjahr 
kommt, oder ob ggfs, auch im Saarland wieder das 
Rechnungsjahr vom 1, April bis 31. März einge- 
führt werden muß, ist vorläufig noch offen. Jeden- 
falls soll zunächst im Saarland noch am Kalender- 
jahr als Rechnungsjahr festgehalten werden. 

Wenn das Kalenderjahr als Rechnungsjahr gilt, so 
ist es notwendig zu bestimmen, welches Kalender- 
jahr im Einzelfall an die Stelle des jeweiligen Rech- 
nungsjahres tritt. Dafür mußte eine allgemein ge- 
haltene Vorschrift geschaffen werden, denn es stel- 
len nicht nur das Grundsteuergesetz, sondern auch 
andere Gesetze z. B. das Zweite Wohnungsbau- 
gesetz auf das Rechnungsjahr ab. Maßgebend ist 
jeweils das Kalenderjahr, in das der Beginn des 
Rechnungsjahres fällt. 

Zu § 96 

Aus § 87 ergibt sich, daß auf den Eingliederungstag 
Fortschreibungen und Nachfeststellungen der Ein- 
heitswerte des Grundbesitzes durchgeführt werden. 
Diese Sonderregelung läßt allerdings die Vorschrif- 
ten des § 22 Abs. 2 BewG und des § 23 Abs. 2 BewG, 
wonach die Wertfortschreibung und Nachfeststel- 
lungen jeweils auf den Beginn des Kalenderjahres 
vorzunehmen sind, unberührt. Im Saarland sind des- 
halb auch auf den 1. Januar 1960 Wertfortschrei- 
bungen und Nachfeststellungen der Einheitswerte 
des Grundbesitzes durchzuführen, wenn in der Zeit 
vom Beginn des Eingliederungstages bis zum Beginn 
des 1. Januar 1960 die Voraussetzungen dafür ein- 
getreten sind. Diese Regelung wird zwar um so 
weniger praktische Bedeutung erlangen, je näher 
der Eingliederungstag dem Ende des Kalenderjahres 
1959 liegt. Für die Grundsteuer war es aber gleich- 
wohl notwendig, zu bestimmen, welche Einheits- 


werte bei Neu- und Nachveranlagungen auf den 
1. Januar 1960 im Einzelfall maßgebend sind. 

Zu § 97 

Im Saarland beträgt die Steuermeßzahl für den ge- 
samten Grundbesitz einheitlich 10 vom Tausend. Im 
Gegensatz zum bundesdeutschen Grundsteuerrecht 
(vgl. §§ 28 bis 33 der Grundsteuer-Durchführungs- 
verordnung [GrStDV]) ist eine Differenzierung der 
Steuermeßzahlen nicht vorgesehen. Diese bisher im 
Saarland geltende Regelung soll beibehalten wer- 
den. Zwar ergibt sich damit eine Benachteiligung 
gegenüber der grundsteuerlichen Behandlung im 
übrigen Bundesgebiet. Diese ist jedoch nur schein- 
bar. Die saarländischen Gemeinden werden nämlich 
nach dem wirtschaftlichen Anschluß erhebliche 
finanzielle Ausfälle auf anderen Gebieten erfahren, 
die sie im wesentlichen durch Anhebung der Grund- 
steuer ausgleichen müssen. Jede Abweichung vom 
saarländischen Grundsteuersystem würde deshalb 
abermals zu einer weiteren Erhöhung der von den 
Gemeinden festzusetzenden Hebesätze führen. Auf 
das Ganze gesehen würde deshalb die Einführung 
der differenzierten Steuermeßzahlen nach §§ 28 bis 
33 GrStDV für die saarländischen Steuerpflichtigen 
zu keinerlei Vorteil führen. Andererseits ist vor- 
gesehen, daß zum 1. Januar 1963 das Grundsteuer- 
recht auch im übrigen Bundesgebiet, insbesondere 
auch hinsichtlich der Höhe der Steuermeßzahlen, 
neu geregelt wird. Unter diesen Umständen erscheint 
es um so mehr vertretbar, an der bisherigen vom 
bundesdeutschen Grundsteuerrecht abweichenden 
Regelung im Saarland festzuhalten. 

Zu § 98 

Ebenso wie im Bundesgebiet ist bisher auch schon 
im Saarland für neugeschaffenen Wohnraum eine 
Grundsteuervergünstigung gewährt worden. Die 
Vergünstigung wird im Saarland als Steuererleich- 
terung bezeichnet. Sie besteht darin, daß der Mehr- 
betrag, um den der neue Einheitswert den vor Bau- 
beginn maßgebenden Einheitswert übersteigt, bei 
der Ermittlung des Steuermeßbetrages unberück- 
sichtigt bleibt. Im Gegensatz zu der Vermögensteuer 
wird bei der Grundsteuer die Steuererleichterung 
für einen Zeitraum von 10 Jahren gewährt. Wenn 
auch die Steuererleichterung nach dem Eingliede- 
rungstag nicht mehr neu gewährt werden kann, so 
bleiben doch die bereits gewährten Steuererleichte- 
rungen bis zum Ablauf des Steuererleichterungszeit- 
raumes bestehen. Um dies sicherzustellen, müssen 
deshalb auch die Vorschriften der genannten Ver- 
ordnungen weitergelten, die für die Abwicklung der 
Steuererleichterung während des Steuererleichte- 
rungszeitraumes maßgebend sind. 

Für Wohnungen, die nach dem Eingliederungstag 
neu geschaffen werden, kommt nur noch die Grund- 
steuervergünstigung nach §§ 92 ff. des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes in Betracht. 

Zu § 99 

Die saarländischen Vorschriften über die Gewäh- 
rung von Grundsteuerbeihilfen entsprechend dem 
bundesdeutschen Recht. Der Bund hat die nach 
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reichsrechtlichen Bestimmungen gewährten Grund- 
steuerbeihilfen für Arbeiterwohnstätten für den 
Rest des zwanzigjährigen Beihilfezeitraumes über- 
nommen (vgl. § 29 Abs. 1 GrStG). Vom Rechnungs- 
jahr 1960 an sollen unter den gleichen Voraus- 
setzungen vom Bund auch die Grundsteuerbeihilfen 
für Arbeiterwohnstätten im Saarland gezahlt 
werden. 

Im Saarland war entsprechend der Vorschrift des 
§ 29 Abs. 4 GrStDV ebenfalls eine nachträgliche 
Gewährung von Grundsteuerbeihilfen für Arbeiter- 
wohnstätten vorgesehen. Es war allerdings für An- 
träge auf nachträgliche Gewährung eine bestimmte 
Frist gesetzt worden. Würde nunmehr die Vorschrift 
des § 29 Abs. 4 GrStG, die eine Frist nicht vorsieht, 
auch im Saarland eingeführt werden, so würde dies 
praktisch zu einer Aufhebung der im Saarland be- 
reits seit langer Zeit abgelaufenen Antragsfrist 
führen. Dazu besteht aber kein Bedürfnis. Die An- 
wendung des § 29 Abs. 4 GrStG soll deshalb aus- 
geschlossen bleiben. 

Zu § 100 

Die Vorschriften des § 33 Abs. 1 bis 3 und Absatz 5 
GrStG würden schon nach ihrem sachlichen Inhalt 
für das Saarland nicht anwendbar sein. Die aus- 
drückliche Feststellung im Gesetz, daß sie nicht an- 
wendbar sind, soll alle Zweifel, die möglicherweise 
in dieser Hinsicht bestehen könnten, ausschließen. 

Im Saarland ist ebenso wie in verschiedenen ande- 
ren Ländern die teilweise Steuerbefreiung des Neu- 
hausbesitzes nach 1945 aufgehoben worden. Wäh- 
rend nun in den anderen Ländern durch § 33 Abs. 5 
GrStG die Aufhebung wieder rückgängig gemacht 
worden ist, ist es im Saarland bis heute bei der 
Aufhebung der Steuerbefreiung geblieben. Die 
Steuerbefreiung soll aller Voraussicht nach mit Ab- 
lauf des Rechnungsjahres 1960 auch im übrigen 
Bundesgebiet wegfallen. Es besteht deshalb kein 
Bedürfnis mehr, die Steuerbefreiung zum jetzigen 
Zeitpunkt im Saarland wieder einzuführen, zumal 
der damit verbundene Arbeitsaufwand den erziel- 
ten Erfolg kaum rechtfertigen würde. Demgemäß 
sollen die Vorschriften der §§58 bis 60 GrStDV im 
Saarland nicht anzuwenden sein. 

Zu § 101 

Dadurch, daß das saarländische Erbschaft- und 
Schenkungsteuergesetz außer Kraft tritt und das 
bundesdeutsche Erbschaftsteuergesetz (ErbStG) im 
Saarland neu eingeführt wird, ist die Gesetzeskon- 
tinuität durchbrochen. Es könnten sich deshalb in 
den Fällen, in denen der Zeitpunkt des Todes des 
Erblassers noch vor dem Eingliederungstag liegt, die 
Steuerschuld jedoch z. B. infolge des Eintritts einer 
späteren Bedingung oder aus anderen Gründen erst 
nach dem Eingliederungstag entsteht, Zweifel 
ergeben, welches Recht anzuwenden ist. Um diese 
Zweifel auszuschließen, soll bestimmt werden, daß 
das Erbschaftsteuergesetz anzuwenden ist, das zum 
Zeitpunkt der Enstehung der Steuerschuld gilt. Nach 
dem Eingliederungstag ist dies das deutsche Erb- 
schaftsteuergesetz. 


Andererseits ist das saarländische Erbschaft- und 
Schenkungsteuergesetz auch nach dem Eingliede- 
rungstag noch anzuwenden, wenn es später zu einer 
Korrektur einer früheren noch nach saarländischem 
Recht durchgeführten Steuerveranlagung kommt. 
Der im § 1 Abs. 3 allgemein aufgestellte Grundsatz, 
daß für Abgaben, die vor dem Eingliederungstag 
entstehen, das saarländische Recht anzuwenden ist, 
gilt auch für die Erbschaftsteuer. 

Zu § 102 

Unter Umständen ist bei einer Steuerveranlagung, 
die auf einen Zeitpunkt nach dem Eingliederungstag 
durchgeführt werden muß, auch noch das Ergebnis 
einer früheren saarländischen Steuerveranlagung 
mitzuberücksichtigen. Da im Saarland die Veran- 
lagungen vor dem Eingliederungstag nach den saar- 
ländischen Erbschaft- und Schenkungsteuergesetzen 
durchgeführt worden sind, könnte es fraglich sein, 
ob eine Berücksichtigung dieser Steuerveranlagun- 
gen nach dem Eingliederungstag überhaupt noch 
möglich ist. So spricht z. B. § 21 ErbStG vom „Anfall, 
der den Bestimmungen nach diesem Gesetz" unter- 
legen hat, womit allein nur das bundesdeutsche 
Erbschaftsteuergesetz gemeint sein kann. Um hier 
alle Zweifel auszuschließen, wird bestimmt, daß 
Erwerbe und Steuerbeträge auch dann zu berück- 
sichtigen sind, wenn sie noch vor dem Eingliede- 
rungstag nach saarländischem Recht ermittelt wor- 
den sind. 

Für die Zusammenrechnung nach § 13 ErbStG ergibt 
sich dabei die Besonderheit, daß der frühere Erwerb 
nicht, wie es dem Wortlaut des § 13 ErbStG ent- 
sprechen würde, mit seinem früheren, nach saarlän- 
dischem Recht ermittelten Wert, sondern mit dem 
Wert angesetzt wird, der sich bei Anwendung des 
§ 23 ErbStG nach den Verhältnissen vom Zeitpunkt 
der Entstehung der früheren Steuerschuld ergeben 
hätte. Diese vom § 13 ErbStG abweichende Vor- 
schrift hat für alle Fälle Bedeutung, in denen zum 
früheren Erwerb saarländischer Grundbesitz gehört 
hat. Zunächst war nämlich im Saarland für erb- 
schaftsteuerliche Zwecke nicht vom Einheitswert, 
sondern vom Verkehrswert des Grundbesitzes aus- 
zugehen, der u. U. das Fünffache des Einheitswerts 
betragen konnte. Wenn nun bei der Zusammen- 
rechnung gleichwohl vom Einheitswert auszugehen 
ist, so wirkt sich dies ausschließlich zugunsten des 
Steuerpflichtigen aus. 

Zu § 103 

§ 103 befaßt sich mit Fragen, die sich aus Anlaß der 
Eingliederung des Saarlandes bei der Durchführung 
der im bundesdeutschen Lastenausgleichsgesetz ent- 
haltenen Vorschriften über die Lastenausgleichs- 
abgaben ergeben. 

Absatz 1 bestimmt, inwieweit die im Lastenaus- 
gleichsgesetz und in den dazu ergangenen Rechts- 
verordnungen an zahlreichen Stellen enthaltenen 
Bezugnahmen auf den Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes das Saarland nach seiner Eingliederung 
weiterhin ausschließen oder nunmehr einbeziehen 
sollen. Im Grundsatz bleibt das Saarland von der 
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Bezugnahme auf den Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes ausgeschlossen mit der Folge, daß eine 
generelle Einführung der im bundesdeutschen 
Lastenausgleichsgesetz geregelten Ausgleichsabga- 
ben (Vermögensabgabe, Hypothekengewinnabgabe 
und Kreditgewinnabgabe) im Saarland unterbleibt. 
In einigen Ausnahmefallen, in denen der Ausschluß 
für die den bundesdeutschen Lastenausgleichs- 
abgaben unterliegenden Abgabeschuldner zu nicht 
ausräumbaren Nachteilen führen könnte, soll da- 
gegen die Bezugnahme auch das Saarland ein- 
schließen. 

Absatz 2 bestimmt, daß einige Vorschriften des 
bundesdeutschen Lastenausgleichsgesetzes auch im 
Saarland gelten sollen. Es handelt sich hierbei um 
Vorschriften, die die Behandlung der Vermögens- 
abgabe und Kreditgewinnabgabe in Konkursfällen 
{Vergleichsfällen) und den Abzug der Lastenaus- 
gleichsabgaben bei anderen Steuern regeln. Der 
Geltungsbereich dieser Vorschriften muß auf das 
Saarland erstreckt werden, damit ihre gleichmäßige 
Anwendung auch bei Abgabeschuldnern im Saar- 
land, die zum bundesdeutschen Lastenausgleich z. B. 
auf Grund ihres im übrigen Bundesgebiet belegenen 
Vermögens herangezogen worden sind, gewährlei- 
stet ist. 

Zu § 104 

Auf der Grundlage des saarländischen Gesetzes über 
die Erhebung einer Gemeinschaftshilfeabgabe vom 
29. Januar 1952 (Amtsblatt des Saarlandes S. 237), 
des Gesetzes Nr. 450 zur Änderung steuerlicher Vor- 
schriften vom 27. Januar 1955 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 209) und des Gesetzes Nr. 584 über steuer- 
liche Maßnahmen im Saarland vom 12. Juni 1957 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 905) wird für Zwecke 
des saarländischen Lastenausgleichs eine Gemein- 
schaftshilfeabgabe in Form von Zuschlägen zur Ein- 


kommensteuer, Körperschaftsteuer und Vermögen 
Steuer erhoben. An die Stelle der in dem Gesetz 
über die Gemeinschaftshilfeabgabe getroffenen Re- 
gelung soll eine neue steuerliche Regelung treten, 
die in ein auch die Entschädigungsseite behandeln- 
des besonderes Einführungsgesetz aufgenommen 
werden wird. Dieses Gesetz wird aber voraussicht- 
lich erst am 1. Januar 1960 in Kraft treten. Um einen 
zwischenzeitlichen Einnahmeausfall zu vermeiden, 
müssen Vorauszahlungen für die Zeit ab dem Ein- 
gliederungstage bis zum Inkrafttreten des die end- 
gültige Regelung enthaltenden Gesetzes erhoben 
werden. Die Regelung über die Erhebung der Vor- 
auszahlungen soll durch eine Rechtsverordnung er- 
gehen; Absatz 1 enthält die hierzu erforderliche Er- 
mächtigung. 

Die Vorauszahlungsregelung soll im Grundsatz ein 
Weiterfließen der bisher durch die Gemeinschafts- 
hilfeabgabe in Form von Zuschlägen zu den Steuern 
vom Einkommen und Vermögen aufgekommenen 
Mittel ermöglichen; mit Rücksicht auf die zu erwar- 
tende endgültige Regelung kann jedoch nur eine Be- 
lastung des Vermögens in Betracht kommen. Der 
Wegfall der anderen, die Hauptquelle der bisherigen 
j Gemeinschaftshilfeabgabe darstellenden Belastungs- 
grundlage macht es zur Erzielung eines wenigstens 
teilweisen Ausgleichs erforderlich, das der Gemein- 
! schaftshilfeabgabe nur mit 0,25 Vo jährlich unterlie- 
i gende Vermögen entsprechend stärker zu belasten. 
Unter Abwägung aller in Betracht kommenden Ge- 
sichtspunkte schien ein Steuersatz von 2 vom Tau- 
send vierteljährlich vertretbar, 
i 

Da es zweifelhaft sein könnte, ob durch § 1 des Ge- 
setzentwurfs die Gemeinschaftshilfeabgabe mit er- 
faßt wird, wird die Außerkraftsetzung ausdrücklich 
bestimmt. Bis zum Ablauf der Übergangszeit ent- 
standene Beträge an Gemeinschaftshilfeabgabe wer- 
den dadurch nicht berührt; sie können nach Ablauf 
der Übergangszeit noch eingezogen werden. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 17. April 1959 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 24. März 1959 — 12 — 35203 — 
2740/59 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 204. Sitzung am 17. April 1959 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, gegen den 

Entwurf eines Gesetzes über die Einführung 
des deutschen Rechts auf dem Gebiete 
der Steuern, Zölle und Finanzmonopole im 
Saarland 

keine Einwendungen zu erheben. Außerdem hat der Bundesrat 
nachstehende Entschließung angenommen: 

„Der Bundesrat hat von den anliegenden saarländischen 
Änderungsvorschlägen zum Entwurf eines Gesetzes über die 
Einführung des deutschen Rechts auf dem Gebiete der 
Steuern, Zölle und Finanzmonopole im Saarland Kenntnis 
genommen. Er hält es für notwendig, daß diese Anträge im 
weiteren Gang des Gesetzgebungsverfahrens sorgfältig ge- 
prüft, berechtigte Belange der saarländischen Wirtschaft be- 
rücksichtigt und daß insbesondere ungerechtfertigte Benach- 
teiligungen von Betriebsstätten nichtsaarländischer Unter- 
nehmen vermieden werden. Der Bundesrat nimmt davon 
Kenntnis, daß die Vertreter der Bundesregierung diese Auf- 
fassung teilen und ihre Unterstützung zugesagt haben." 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Kaisen 
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Änderungsanträge des Saarlandes 


1. Zu § 13 Abs. 1 

§ 13 Abs. 1 wird durch folgenden Satz ergänzt: 

„Für die Umrechnung von Frankenwerten in 
Deutsche Mark sind 100 Franken einer Deut- 
schen Mark gleichzustellen." 

2 . Zu § 14 

§ 14 wird durch folgenden Satz ergänzt: 

„Für die Umrechnung von Frankenwerten in 
Deutsche Mark sind 100 Franken einer Deut- 
schen Mark gleichzustellen." 

Begründung zu l.und2. 

Die Aufnahme der im Einvernehmen mit dem 
Bundesfinanzministerium vorgeschlagenen Wäh- 
rungsklausel erscheint notwendig. 

3. Zu § 43 Abs. 1 

In § 43 Abs. 1 letzter Halbsatz werden die 
Worte „§§ 44 bis 65" in „§§ 44 bis 64" geändert. 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus der Begründung 
zum Änderungsvorschlag unter 4. 

4. Zu §§ 64 und 65 

§ 65 (Steuerfreiheit von Familienzulagen) wird 
§ 64 und der bisherige § 64 (Ermäßigung der 
veranlagten Einkommensteuer und der Lohn- 
steuer) wird § 65. 

Begründung 

Die Umbenennung ist mit Rücksicht auf den 
Änderungsvorschlag unter 5. erforderlich. Da- 
nach soll die Ermäßigung der veranlagten Ein- 
kommensteuer über den in § 43 Abs. 1 bezeich- 
neten Personenkreis hinaus ausgedehnt werden. 

5. Nach § 65 werden die folgenden §§ 65a bis 65c 
eingefügt: 

,r§ 65a 

Ermäßigung der veranlagten Einkommensteuer 
bei Vorliegen einer Betriebstätte 

(1) Bei Steuerpflichtigen, die, ohne die Vor- 
aussetzungen des § 65 zu erfüllen, eine oder 
mehrere Betriebstätten eines Gewerbebetriebs 
bei Ablauf der Übergangszeit im Saarland 
unterhalten, in denen während des jeweiligen 
Veranlagungszeitraums im Durchschnitt regel- 
mäßig insgesamt mindestens 25 Arbeitnehmer 
beschäftigt worden sind, ermäßigt sich die ver- 
anlagte Einkommensteuer, soweit sie auf Ein- 
künfte aus Gewerbebetrieb aus diesen Betrieb- 
stätten entfällt, für den Veranlagungszeitraum 
1959/60 um 15 vom Hundert und für den Ver- 


anlagungszeitraum 1961 um 10 vom Hundert. 
Ist der Steuerpflichtige Mitunternehmer im 
Sinn des § 15 Ziff. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes, so genügt es, wenn die in Satz 1 be- 
zeichnete Mindestzahl von Arbeitnehmern ins- 
gesamt in den im Saarland unterhaltenen Be- 
triebsstätten des Unternehmens, an dem der 
Steuerpflichtige beteiligt ist, beschäftigt wor- 
den ist. Unterhält ein Steuerpflichtiger Betrieb- 
stätten mehrerer Gewerbebetriebe im Saarland, 
so wird die Ermäßigung nur insoweit gewährt, 
als in den Betriebstätten des einzelnen Ge- 
werbebetriebs die im Satz 1 bezeichnete Min- 
destzahl von Arbeitnehmern beschäftigt wor- 
den ist. 

(2) Hat ein Gewerbebetrieb Betriebstätten 
(Teile von Betriebstätten) im Saarland und im 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes unter- 
halten, so gilt als Gewinn der Betriebstätten im 
Saarland der Teil des im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes erzielten Gesamtgewinns, der sich aus 
dem Verhältnis ergibt, in dem die Arbeitslöhne, 
die an die bei den Betriebstätten im Saarland 
beschäftigten Arbeitnehmer gezahlt worden 
sind, zu der Summe der Arbeitslöhne stehen, 
die an die bei allen Betriebstätten im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes beschäftigten Arbeit- 
nehmer gezahlt worden sind. Für den Begriff 
der Arbeitslöhne sind die Vorschriften des § 31 
des Gewerbesteuergesetzes maßgebend. Liegen 
Veräußerungsgewinne im Sinn des § 16 des 
Einkommensteuergesetzes vor, so tritt insoweit 
an die Stelle der Aufteilung nach dem Verhält- 
nis der Arbeitslöhne eine Aufteilung nach dem 
Verhältnis der Werte des anteiligen Betriebs- 
vermögens, die für die Berechnung des Ver- 
äußerungsgewinns zugrunde gelegt werden. 

§ 65b 

Behandlung von Organgesellschaften und 
verbundenen Unternehmen 

(1) Organgesellschaften, deren Gewinn auf 
Grund einer Gewinnabführungsvereinbarung 
bei der Veranlagung zur Einkommensteuer 
dem Gewinn des beherrschenden Unternehmens 
hinzugerechnet wird, sind für die Ermittlung 
der Einkünfte aus Gewerbebetrieb, die in Be- 
triebstätten im Saarland erzielt worden sind 
(§ 65a Abs. 2), als Betriebstätte des beherr- 
schenden Unternehmens anzusehen. 

(2) Bestehen bei einem Unternehmen mit 
einem oder mehreren anderen Unternehmen, 
ohne daß die Voraussetzungen des Absatzes 1 
vorliegen, Verbindungen organisatorischer, 
finanzieller oder wirtschaftlicher Art, so kann 
das Finanzamt für die Zwecke der Ermäßigung 
der Einkommensteuer den Gewinn aus Ge- 
werbebetrieb dieses Unternehmens abweichend 
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von dem bei der Veranlagung zugrunde geleg- 
ten Gewinn ansetzen. Maßgebend ist der Ge- 
winn, der sich nach den Verhältnissen des 
Unternehmens ohne die bezeichneten Verbin- 
dungen ergeben hätte. 

§ 65c 

Berechnung der Ermäßigung der veranlagten 
Einkommensteuer 

(1) Sind in dem Einkommen neben den Ein- 
künften aus dem Saarland noch andere Ein- 
künfte enthalten, so ist die Einkommensteuer 
für die Berechnung der Ermäßigung bei Steuer- 
pflichtigen im Sinn des § 65a Abs. 1 im Ver- 
hältnis der für die Ermäßigung zu berücksichti- 
genden Einkünfte aus Gewerbebetrieb aus dem 
Saarland (§ 65a Abs. 2) zum Gesamtbetrag der 
Einkünfte aufzuteilen. Dabei sind die Summe 
der Einkünfte aus dem Saarland oder die zu be- 
rücksichtigenden Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
aus dem Saarland und der Gesamtbetrag der 
Einkünfte auf volle hundert Deutsche Mark 
nach unten abzurunden. 

(2) Durch Rechtsverordnung kann bestimmt 
werden, daß Einkünfte, bei denen die Einkom- 
mensteuer durch den Steuerabzug als abgegol- 
ten gilt, im Falle des Absatzes 1 unberücksich- 
tigt bleiben, Freibeträge, Verlustabzüge, nicht 
entnommene Gewinne, abzuziehende auslän- 
dische Einkommensteuer von den Einkünften 
abgezogen werden, mit denen sie wirtschaftlich 
Zusammenhängen oder auf die sie sich be- 
ziehen, nachzuversteuernde Mehrentnahmen 
diesen hinzugerechnet werden. Desgleichen 
kann durch Rechtsverordnung bestimmt wer- 
den, daß in den Fällen der §§ 34 und 34b des 
Einkommensteuergesetzes die außerordent- 
lichen Einkünfte und die darauf entfallende 
Einkommensteuer von der Aufteilung nach Ab- 
satz 1 ausgenommen oder für die Berechnung 
der Ermäßigung nach den Grundsätzen des Ab- 
satzes 1 gesondert berücksichtigt werden." 

Begründung 

Die §§ 64 und 74 des Gesetzentwurfs schließen 
bedeutende und seit vielen Jahren im Saarland 
bestehende Betriebstätten ausländischer und 
bundesdeutscher Unternehmen, die insgesamt 
etwa 10 000 bis 12 000 saarländische Arbeit- 
nehmer beschäftigen, von der Ermäßigung der 
Einkommensteuer und Körperschaftsteuer für 
die Veranlagungszeiträume 1959/60 und 1961 
aus. Aus wirtschaftspolitischen Gründen (Er- 
haltung der Arbeitsplätze) soll auch für diese 
Betriebstätten die Steuerermäßigung gewährt 
werden. 

6. Zu § 74 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Als Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Bei Steuerpflichtigen, die, ohne die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 zu erfül- 
len, eine oder mehrere Betriebstätten eines 


Gewerbebetriebes bei Ablauf der Über- 
gangszeit im Saarland unterhalten, in denen 
während des jeweiligen Veranlagungszeit- 
raums im Durchschnitt regelmäßig insge- 
.samt mindestens 25 Arbeitnehmer beschäf- 
tigt worden sind, gelten die Vorschriften der 
§§ 65a bis 65c dieses Gesetzes entspre- 
chend. " 

Begründung 

Auf die Ausführungen zu den §§ 65a bis 65c 
wird Bezug genommen. 

7. Zu § 81 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1, 

b) Als Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Beschließt eine Kapitalgesellschaft 
nach § 28 des D-Markbilanzgesetzes für das 
Saarland spätestens zugleich mit der Fest- 
stellung der Eröffnungsbilanz ihre Umwand- 
lung, so kann dieser Umwandlung eine Um- 
wandlungsbilanz auf den Eingliederungstag 
nur zugrunde gelegt werden, wenn die An- 
meldung innerhalb der nach § 5 Abs. 2 des 
D-Markbilanzgesetzes für das Saarland 
maßgebenden Fristen erfolgt. Die Werte 
der Frankenschlußbilanz, umgerechnet in 
Deutsche Mark zum amtlichen Kurs am Ein- 
gliederungstag, gelten als Werte der Um- 
wandlungsbilanz. " 

Begründung 

Die Ausdehnung der Frist in § 28 Abs. 1 des 
D-Markbilanzgesetzes für das Saarland erfor- 
dert auch eine entsprechende Änderung des 
§ 2 des Umwandlungs-Steuergesetzes. 

Die Ermittlung des Umwandlungsgewinnes im 
Falle der Umwandlung auf den Beginn des Ein- 
gliederungstages bedarf einer gesetzlichen 
Regelung. Umwandlungsgewinn im Sinn des § 4 
des Umwandlungs-Steuergesetzes ist der Unter- 
schiedsbetrag zwischen den Ausgangswerten 
und den Buchwerten der Anteile. Die Aus- 
gangswerte ergeben sich aus der Umwand- 
lungsbilanz. Unter der Voraussetzung des § 28 
des Entwurfs zum D-Markbilanzgesetz für das 
Saarland braucht die umzuwandelnde Kapital- 
gesellschaft eine DM-Eröffnungsbilanz nicht 
mehr zu erstellen. Die Ausgangswerte müssen 
deshalb aus einer in Franken aufzustellenden 
Umwandlungsbilanz, umgerechnet zum amt- 
lichen Kurs, entnommen werden. 

8 . Zu § 87 Abs. 1 

§ 87 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt neu gefaßt: 
„Die Einheitswerte für Grundbesitz und Ge- 
werbeberechtigung werden auf den Beginn des 
Eingliederungstages nach Maßgabe des § 225a 
Abs. 1 der Reichsabgabenordnung fortgeschrie- 
ben." 

Begründung 

Der vorgeschlagene Text entspricht dem bis- 
herigen Sprachgebrauch des § 225a Abs. 1 der 
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Reichsabgabenordnung, des § 22 des Bewer- 
tungsgesetzes und des Absatzes 3 zu § 87 des 
Gesetzentwurfs. 

9. Zu § 94 Abs. 1 

In § 94 Abs. 1 letzter Satz erhält der letzte Halb- 
satz die folgende Fassung; 

„so hat er an dem Fälligkeitstag eine Voraus- 
zahlung in Höhe der zuletzt festgesetzten Jah- 
ressteuerschuld in Franken, umgerechnet in 
Deutsche Mark nach § 1 Abs. 3, zu entrichten." 

Begründung 

Die zuletzt festgesetzte Jahressteuerschuld ist 
in Franken festgestellt und muß in Deutsche 
Mark umgerechnet werden. 

10. Zu §97 

§ 97 wird gestrichen. 

Begründung 

Mit der Einführung des Grundsteuerrechts im 
Saarland muß auch eine einheitliche Grund- 
steuerbelastung gewährleistet sein. 

11. Zu § 99 

§ 99 Abs. 2 wird gestrichen und die Bezeichnung 
Absatz 1 entfällt. 

Begründung 

Die in der Begründung in Absatz 2 enthal- 
tene Ausführung- daß im Saarland für Anträge 
auf nachträgliche Gewährung von Grundsteuer- 
beihilfen für Arbeiterwohnstätten eine be- 
stimmte Frist gesetzt worden sei, entspricht 
nicht den TaLsachen. Die Bestimmung des § 23 
Abs. 4 des saarländischen Grundsteuergesetzes 
entspricht inhaltlich der gleichen Bestimmung 
des § 29 Abs. 4 des im übrigen Bundesgebiet 


geltenden Grundsteuergesetzes. Eine Antrags- 
frist ist in § 23 Abs. 4 des Grundsteuergesetzes 
im Saarland nicht vorgesehen. Deshalb ist § 99 
Abs. 2 des Entwurfs zu streichen. 

12. Nach § 84 wird in einem besonderen Abschnitt 
„Beförderungsteuer" der folgende § 84a ein- 
gefügt: 

.§ 84a 

In § 1 1 Abs. 2 Nr. 3 des Beförderungsteuer- 
gesetzes werden die Buchstaben b und c wie 
folgt neu gefaßt: 

„(2) Im Werkfernverkehr im Sinne des Gü- 
terkraftverkehrsgesetzes ermäßigt sich die 
Steuer 

3. bei Beförderungen 

a) . . . 

b) unmittelbar zwischen dem Zonen- 
randgebiet, den Frachthilfegebie- 
ten, dem Saarrandgebiet oder 
dem Saarland und dem übrigen 
Geltungsbereich des Grundgeset- 
zes, 

c) innerhalb des Zonenrandgebiets, 
der Frachthilfegebiete, des Saar- 
randgebiets oder des Saarlandes 

auf 50 vom Hundert der Steuer nach 

Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b." 

Begründung 

Die Befreiungsvorschrift soll, soweit sie das 
Saarrandgebiet betrifft, der frachtungünstigen 
Lage dieses Gebiets Rechnung tragen. Diese 
Voraussetzung trifft auch für das Saarland zu, 
dessen ungünstige Frachtenlage den Absatz 
der Saarindustrie in das übrige Bundesgebiet 
wesentlich erschwert. 
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